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Kahlschlag bei Karstadt 

Die Unternehmensleitung 
des Konzerns setzt Tau¬ 
sende von Arbeitsplätzen 
aufs Spiel. 
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Der Humanist von Montagnola 

Vor hundert Jahren wurde Her¬ 
mann Hesse geboren. Seine 
Werke begeistern bis heute vor 
allem junge Menschen. 
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Antrag 

des Parteivorstandes 
„Antworten der DKP 
auf die Krise“ an 
den 20. Parteitag. 
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Thema der Woche 


„Sicherheitsspiele“ 

Am 27. Juli starteten die 30. Olympi¬ 
schen Sommerspiele. 

London erlebt in diesem Zusammen¬ 
hang den Höhepunkt der bisherigen 
Militarisierung Olympischer Spiele, 
die mit Olympia in München 1972 
begann, und des Sicherheitswahns. 
Seite 9 




DKP-Flugblatt zum 
Antikriegstag 


- die Euro-Retterin? 


EZB 

E s ist die Zeit hektischer Aktionen 
und markiger Worte: „Innerhalb 
unseres Mandats ist die EZB be¬ 
reit alles Notwendige zu tun, um den 
Euro zu erhalten“ behauptete Ma¬ 
rio Draghi letzten Donnerstag, „und 
glauben sie mir, es wird reichen.“ Wie 
immer, wenn den Zockern viel Geld 
in Aussicht gestellt wird, schossen 
die Kurse nach oben. Der DAX um 
2,8 Prozent. 

Aber wird es tatsächlich „reichen“? 
Vor einem halben Jahr hatte der 
EZB-Chef ganz ähnlich getönt, als er 
die „dicke Bertha“ ausgegraben hat¬ 
te. Eine Billion Euro waren an die 
Banken geflossen, „die Märkte“, wie 
der Neusprech die Spekulanten zum 
neuen Götzen mystifiziert, hatten ge- 
jubelt, aber der real wirtschaftliche Ef¬ 
fekt war nahe Null. 

Die EZB wird nun wohl, fein dosiert, 
spanische Staatsanleihen und damit 
etwas Zeit kaufen. Ein Tag vor Drag- 
his Rede waren die Zinsen für spani¬ 
sche 10-jährige Anleihen auf 7,75 Pro¬ 
zent geklettert. Italienische notierten 
oberhalb von 6,5 Prozent. Will man die 
Dinge nicht völlig aus dem Ruder lau¬ 
fen lassen, sind effektive Maßnahmen 
angesagt. Statt Sommerloch hektische 
Krisendiplomatie. Euro-Gruppenchef 
Juncker warnt vor dem Zerfall der 


Dies stellte der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer in einem am Mon¬ 
tag (30.7.) veröffentlichten Interview 
im „Spiegel“ fest. Die Euro-Rettungs- 
politik der Bundesregierung und des 
Parlaments sei „nicht mehr durch das 
Grundgesetz gedeckt, weil sie demo¬ 
kratische Rechte aushebelt, konkret 
das wichtigste Recht des Parlaments, 
die Budgethoheit“. Diese Euro-Ret- 
tungspolitik sei „zutiefst undemokra¬ 
tisch“, weil damit „die schleichende 
Abschaffung nationaler Staatlichkeit 
und Demokratie“ verbunden ist. 

Mit diesen Äußerungen bezog der 
führende Mann des DGB in begrü¬ 
ßenswert deutlichen Worten gegen 
die von der schwarz-gelben Regie¬ 
rung praktizierte EU-Politik Stellung. 


Euro-Zone. US-Finanzminister Gei- 
thner jettet sogar nach Sylt, um Wolf¬ 
gang Schäuble zu treffen. Auch Ange¬ 
la Merkel und Mario Monti versichern 
demonstrativ den Euro retten zu wol¬ 
len. Die Hütte brennt. 

Natürlich ist die Kredit-Versorgung 
von Staaten durch ihre eigenen No¬ 
tenbanken eigentlich eine Selbstver¬ 
ständlichkeit. Die Ausschaltung der 
ruinösen Spekulation wäre auch in der 
Eurozone durch Anleihekäufe und 
Eurobonds leicht erreichbar. Gäbe es 
tatsächlich Papiere, hinter denen die 
Staaten der Eurozone gemeinschaft¬ 
lich stünden und markierte die EZB 
eine klare Zins-Höchstgrenze, deren 
Überschreiten sie keinesfalls zulassen 
würde, fiele die Spekulation sofort in 
sich zusammen. 

Das „Vertrauen der Märkte“ hängt 
vor allem von der Sicherheit der 
Rückzahlung ab, aber nur sehr, sehr 
bedingt von den Staatsschulden. Für 
seine Schulden von 230 Prozent/BIP 
zahlt Japan gerade einmal die Hälfte 
des rekordniedrigen deutschen Zins¬ 
satzes bei 82 Prozent/BIP. Bei Zin¬ 
sen weit unter der Inflationsrate, von 
0,7 Prozent für 10jährige Anleihen 
bleibt Japan selbst bei Schulden von 
14 Bio. Dollar noch solvent. 


Zugleich ging er aber auch zur Mehr¬ 
heit der SPD- und Grünen-Parlamen- 
tarier auf Distanz, die am 29. Juni im 
Bundestag zusammen mit den Regie¬ 
rungsparteien dem „Fiskalpakt“ und 
dem „Euro-Rettungsschirm“ zuge¬ 
stimmt haben. „Ich verstehe die Op¬ 
position nicht“, sagte Sommer in dem 
Interview. 

In dem längeren Spiegel-Interview 
wird allerdings auch deutlich, dass 
sich Sommer damit nicht auf die Seite 
der „radikalen“ Kritiker der EU-Po- 
litik stellt. Durchaus im Gleichklang 
mit der SPD beschränkte er sich 
darauf, die Einführung von „Euro- 
Bonds“, eine „Banklizenz“ für die Eu- 
ro-Rettungsschirme und eine stärkere 
Regulierung des Finanzsektors sowie 


Aber Ausschaltung der Spekulanten 
gilt vor allem den Fundamentalisten 
der Bundesbank als Sakrileg. Zentral¬ 
banken haben ihr Geld gefälligst den 
Geschäftsbanken darzubieten, damit 
diese es dann - mit möglichst profita¬ 
blen Aufschlag - an die Staaten zurück 
verleihen. 

Eurobonds und Anleihekäufe setzen 
allerdings voraus, dass es das Ziel ei¬ 
ner gemeinsamen Zukunft dieser EU 
bzw. Eurozone tatsächlich gibt. Und 
dass man, in den Gewinnerstaaten, 
bereit ist, den erforderlichen Preis zu 
bezahlen. Vor allem an Zweitem gibt 
es gravierende Zweifel. Die gegenwär¬ 
tige Strategie, die rapide wachsenden 
Kosten zur Aufrechterhaltung der de¬ 
saströsen Erpressungssituation den 
schwindenden, solventen Staatshaus¬ 
halten aufzuhalsen, hat ihre Grenzen. 
Auch wenn die Bundesregierung ge¬ 
rade diese Grenzen, mit dem neuen 
„Rettungsschirm“ ESM, ad infinitum 
auszuweiten versucht. 

Der Bankrun aus der Euro-Periphe- 
rie ist daher in vollem Gange und die 
Spekulation setzt nicht ohne Grund 
auf den Zerfall der Währungsunion. 
Aber auch diesmal, so ist zu fürchten, 
wird die EZB es auf Druck der Bun¬ 
desbankhardliner bei kosmetischen 
Korrekturen belassen, die Zinsen 


die Einberufung eines „europäischen 
Verfassungskonvents“ zu befürwor¬ 
ten. Immerhin stellte der DGB-Chef 
aber fest, dass die bisherigen „Troi¬ 
ka-Rezepte“ zur Euro-Stabilisierung 
„Arme noch ärmer machen und die 
Verursacher ungeschoren lassen“. 
Daher seien sie „unsozial und zum 
Scheitern verurteilt“. Es müsse darum 
gehen, die Verursacher an den Kos¬ 
ten der Krisen zu beteiligen. Dazu be¬ 
fürwortete er die schnelle Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer und 
eine „Pflichtanleihe“ von 3 Prozent 
für Vermögen ab einer Million Euro 
bei Verheirateten. Es gehe ihm dabei 
nicht um „Enteignung“, sondern „um 
eine ordentlich verzinste Anleihe“. 


durch Anleihekäufe etwas in Rich¬ 
tung 6 Prozent drücken, aber keines¬ 
falls tatsächlich tabula rasa machen. 
Damit wäre ja der Bundesregierung 
das Mittel aus der Hand geschlagen, 
mit dem sie inzwischen halb Europa 
diktieren kann, was es zu tun und zu 
lassen hat. 

So kam denn von Wolfgang Schäuble 
die erwartungsgemäße Einrede: Die 
Welt gehe „nicht unter, wenn man 
bei einigen Anleiheauktionen ein 
paar Prozent mehr zahlen muss“. Es 
sei ein „ausreichend großes Hilfspa¬ 
ket“ geschnürt worden. Das Reform¬ 
programm werde „eine gute Wirkung 
entfalten.“ 

Das ist, gelinde gesagt, grober Unfug. 
Das „ausreichend große Hilfspaket“ 
dürfte sich angesichts der sich zuspit¬ 
zenden Lage schneller als Tropfen 
auf den heißen Stein erweisen, als al¬ 
len Beteiligten lieb sein kann. Wenn 
Schäuble selbst, auf die Schulden der 
Bundesrepublik, diese „paar Prozent 
mehr“ zahlen müsste, würden wir statt 
über Rettungspakete für Spanien über 
Rettungspakete für Deutschland dis¬ 
kutieren. Aber es ist derselbe Unfug, 
mit dem die Bundesregierung seit 
Beginn der Eurokrise mit „guter Wir¬ 
kung“ operiert. 

Klaus Wagener 


Ungeachtet der eher „zahmen“ und 
widersprüchlichen Vorstellungen zur 
Krisenbekämpfung verdienen die Äu¬ 
ßerungen des DGB-Vorsitzenden, ins¬ 
besondere die bezüglich verfassungs¬ 
widrigen Charakters des Fiskalpakts, 
jedoch die volle Beachtung und die 
Unterstützung aller Gewerkschafts¬ 
mitglieder. Wenn die derzeitige Euro- 
Rettungspolitik Demokratie und Ver¬ 
fassung untergräbt, wie Sommer fest¬ 
stellt - stellt sich dann nicht die Frage, 
ob es nicht an der Zeit ist, dass der 
DGB und seine Mitgliedsverbände 
wesentlich stärker aktiv werden, um 
diesen Anschlag auf das Grundgesetz 
abzuwehren - wie es einst bei den Not¬ 
standsgesetzen der Fall war? 

G.Polikeit 


Auf der Seite www.kommunisten.de ist 
eine Druckvorlage für ein doppelseiti¬ 
ges Flugblatt der DKP zum Antikriegs¬ 
tag unter der Rubrik Service/Downloads 
verfügbar. 


Am 6. und 9. August 1945 starben die 
japanischen Städte Hiroshima und 
Nagasaki. Heute mahnen uns die Ka¬ 
tastrophen Harrisburg, Tschernobyl 
und Fukushima: 

Raus aus der Atomwirtschaft! 
Atomwaffen abschaffen! 
Atomkraftwerke abschalten! 
Atomtransporte stoppen! 

Im August 1945 warfen die USA über 
den japanischen Städten Hiroshima 
und Nagasaki je eine Atombombe ab. 
Über 60 000 Menschen wurden durch 
die Explosionen getötet. Hunderttau¬ 
sende starben später infolge ihrer Ver¬ 
letzungen und der Strahlenbelastung. 
Weltweit wird um die Jahrestage der 
Bombardierungen der Opfer dieser 
unfassbaren Katastrophe gedacht. 
Laut einer Studie „Don‘t Bank on the 
Bomb“ (Die Bombe ist eine schlechte 
Investition) der Internationalen Kam¬ 
pagne für die Abschaffung von Atom¬ 
waffen (ICAN) investieren u.a. Deut¬ 
sche Bank, Allianz, Commerzbank 
und BayernLB in die Hersteller von 
Atomwaffensystemen. 

Die Deutsche Bank ist zum Beispiel 
seit 2009 mit schätzungsweise 715 
Millionen US-Dollar an British Aero- 
space Systems beteiligt, das zusammen 
mit anderen Unternehmen einen neu¬ 
en Typ atomar bewaffneter U-Boote 
entwickelt. Einen Kredit in Höhe von 
111,4 Millionen US-Dollar vergab das 
Finanzinstitut 2011 an die niederlän¬ 
dische European Aeronautic Defence 
and Space Company (EADS), die in 
die Produktion französischer Atom¬ 
waffen involviert ist. Die Daimler 
Benz AG hatte bis Ende 201115 Pro¬ 
zent Anteile an 

EADS. Die Hälfte dieser Anteile mit 
einem Wert von 1,2 Milliarden Euro 
hat ein Investorenkonsortium von Fi¬ 
nanzinstituten (inkl. KfW und Deut¬ 
sche Bank) gekauft. 

Im internationalen Atomwaffen¬ 
sperrvertrag ist nicht nur der Verzicht 
Deutschlands auf nukleare Bewaff¬ 
nung festgeschrieben, sondern auch 
die Verpflichtung zur vollständigen 
atomaren Abrüstung der fünf unter¬ 
zeichnenden Nuklearwaffenstaaten. 


DGB-Sommer: Fiskalpakt ist verfassungswidrig 

„Der Fiskalpakt widerspricht unveränderbaren Verfassungsgrundsätzen“ 
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Castkolumne von Wera Richter 


Fortsetzung von Seite i 


Alle Menschen sind gleich? 


Während Flüchtlinge für ihr Blei¬ 
berecht auf die Straße gehen und 
in verschiedenen Städten Protest¬ 
camps errichtet haben, versprechen 
zwei Entscheidungen Erleichterung. 
Das Bundesverfassungsgericht hat 
am 17. Juli festgestellt, dass die Be¬ 
züge für Flüchtlinge, festgeschrie¬ 
ben im Asylbewerberleistungsge¬ 
setz (AsylbLG) von 1993, gegen das 
Grundrecht auf ein menschenwürdi¬ 
ges Existenzminimum verstoßen. Sie 
müssen rückwirkend ab 2011 erhöht 
werden. In der Woche drauf haben 
die EU-Mitgliedsstaaten beschlossen, 
das Arbeitsverbot für Asylbewerber, 
das derzeit bei zwölf Monaten liegt, 
auf neun zu verkürzen. Ein Beschluss 
des EU-Parlamentes steht noch aus. 
Heribert Prantl kommentierte in der 
Süddeutschen Zeitung vom 18. Juli, 
das Bundesverfassungsgericht habe 
dem Gesetzgeber vorgeschrieben, 
eine Fundamentalwahrheit zu beach¬ 
ten: „Asylbewerber sind Menschen - 
und alle Menschen sind gleich“. Wäre 
dem so, hätten die Karlsruher Rich¬ 
ter das AsylbLG komplett als verfas¬ 
sungswidrig verwerfen müssen. In 
dem Gesetz ist auch festgelegt, dass 
Flüchtlinge in Sammellagern un¬ 
tergebracht und mit Essenspaketen 
und Kleidungsgutscheinen abgespeist 
werden und dass ihnen eine medizini¬ 
sche Versorgung erst bei akuten Er¬ 
krankungen zusteht. Das AsylbLG 
ist kein Leistungs-, sondern ein Ab¬ 
schreckungsgesetz. 

Aus diesem Grund wurden auch die 
Regelsätze 1993 gegenüber Sozialhil¬ 
feempfängern um rund 15 Prozent 
gesenkt. „Lockwirkungen“ sollten so 
verhindert werden. Der Betrag wur¬ 
de auf 224,97 Euro für einen allein¬ 
stehenden Erwachsenen und 132,93 
Euro für ein unter sechs Jahre altes 
Kind festgelegt und seit 1993 nicht 
mehr erhöht. Das entsprach zuletzt 
40 bzw. 47 Prozent des Hartz-IV-Sat- 
zes, der auch kein menschenwürdiges 
Leben ermöglicht. 

Nun sollen die insgesamt 130 000 Be¬ 
troffenen, zu denen auch geduldete 
Flüchtlinge zählen, Leistungen in 
Höhe von 336 Euro bzw. 260 Euro er¬ 
halten. Allerdings nicht auf die Hand. 
Lediglich 130 Euro „für die persön¬ 
lichen Bedürfnisse des täglichen Le¬ 
bens“ müssen in Bargeld ausgezahlt 
werden. Bislang lag dieses „Taschen¬ 
geld“ bei nur 40 Euro. 
Bundesinnenminister Hans-Peter 
Friedrich (CSU) interessiert der 
Richterspruch nicht. Im Gespräch mit 
Demonstranten in Bamberg befand 
er laut Medienberichten am 27. Juli, 
dass die Bedingungen für Asylbewer¬ 
ber in Deutschland im Vergleich zu 
anderen Ländern hervorragend sei¬ 
en. Mit der Anpassung der Regelsät¬ 
ze habe er nichts zu tun, aber die Ar- 
beits- und Sozialministerin werde sie 
so ausrechnen, „dass der Abstand zu 
den Hartz-IV- und Sozialhilfesätzen 
gewahrt bleibt“. 

Wegen der angeblichen „Lockwir¬ 
kungen“ hat sich die Bundesregie- 



Wera Richter ist Mitglied des 
Parteivorstandes und des Sekretari¬ 
ats der DKP 


rung auch gegen die Verkürzung des 
Arbeitsverbots gesträubt. Sie will die 
Zwölf-Monats-Regel beibehalten, 
während Brüssel eine Verkürzung 
auf sechs Monate durchsetzen woll¬ 
te. Die CSU-Europapolitikerin Mo¬ 
nika Hohlmeier warnte: „Der Asyl¬ 
missbrauch würde um ein Vielfaches 
zunehmen.“ 

Nichts als rassistische Stimmungs¬ 
mache. Das belegen Daten des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes: 2010 hatten 
von den rund 130 000 Asylbewer¬ 
bern 4821 - also 3,7 Prozent - einen 
Job, und zwar meist in Teilzeit. Die 
„Vorrangprüfung“ sorgt dafür, dass 
Flüchtlinge nur dann einen Job be¬ 
kommen, wenn die Stelle nicht durch 
einen deutschen oder EU-Bürger be¬ 
setzt werden kann. Der Chef des Pari¬ 
tätischen Wohlfahrtsverband, Ulrich 
Schneider, fordert die Aufhebung des 
Arbeitsverbots. Er wies in einem In¬ 
terview mit der RBB-Abendschau 
am 29. Juli darauf hin, dass Flücht¬ 
linge ohnehin kaum mehr eine Chan¬ 
ce hätten, legal nach Deutschland zu 
gelangen. „Alle, die aus einem siche¬ 
ren Drittland zu uns kommen, wer¬ 
den dorthin wieder abgeschoben. Das 
weiß auch jeder.“ 

Es verwundert nicht, dass die Het¬ 
ze gegen Flüchtlinge und Migran¬ 
ten jetzt, wo sich abzeichnet, dass die 
Krisenfolgen auch in diesem Land 
brutal durchschlagen werden, Kon¬ 
junktur hat. Die Steigerung heißt 
„Arbeitsplätze zuerst für Deutsche“. 
Diese Stimmungsmache mit Neofa¬ 
schisten als Stichwortgebern führte 
Anfang der Neunziger Jahre erst zu 
rassistischen Übergriffen und bren¬ 
nenden Flüchtlingsunterkünften, 
dann, 1992, zur faktischen Abschaf¬ 
fung des Grundrechts auf Asyl. Da¬ 
ran erinnert die Demonstration am 
25. August in Rostock „20 Jahre nach 
dem Pogrom von Rostock Lichtenha- 
gen - Das Problem heißt Rassismus!“ 
(www.lichtenhagen.net) . 

Heute wie damals gilt es, gemeinsam 
mit Flüchtlingen und Migranten für 
ein Bleiberecht und gegen rassisti¬ 
sche Sondergesetze zu demonstrie¬ 
ren sowie der Spaltung deutscher 
und ausländischer Kollegen entge¬ 
genzutreten. 


Mindestlohn gut für Beschäftigung 


Angesichts der laufenden Debatte 
sowie aktuellen Erhebungen des Sta¬ 
tistischen Bundesamts über das hohe 
Ausmass von Niedriglohnbeschäf¬ 
tigung in Deutschland verweist ver. 
di auf die positive Wirkung von Min¬ 
destlöhnen. Durch einen gesetzlichen 
Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro 
würde nicht nur die Binnennachfrage 
deutlich gestärkt, auch die Beschäfti¬ 
gung würde steigen, während die öf¬ 
fentlichen Haushalte gleichzeitig ent¬ 
lastet würden. „Die Einführung eines 
allgemeinverbindlichen gesetzlichen 
Mindestlohns (würde) kurzfristig ei¬ 
nen Konsumschub auslösen und hier¬ 
durch bis zu 229 000 zusätzliche Ar¬ 
beitsplätze schaffen“, heißt es in einer 
im Auftrag von ver.di und der NGG 
erarbeiteten Studie „Zu den fiskali¬ 


schen Aspekten der Einführung eines 
allgemeinverbindlichen gesetzlichen 
Mindestlohns in Deutschland“ des 
Ökonomen Klaus Bartsch. 

Die öffentlichen Haushalte und die 
Sozialversicherung würden gleich¬ 
zeitig massiv entlastet. Im ersten Jahr 
der Einführung sei mit einem posi¬ 
tiven fiskalischen Gesamteffekt in 
Höhe von zehn Milliarden Euro zu 
rechnen - langfristig beziffert der 
Autor der Studie die Effekte sogar 
auf 27 Milliarden Euro. Diese posi¬ 
tive Wirkung resultiert aus höheren 
Steuereinnahmen und Sozialabgaben 
infolge höherer Löhne und steigen¬ 
der Beschäftigung bei gleichzeitig sin¬ 
kenden Ausgaben für Arbeitslosigkeit 
und aufstockende Sozialhilfe. 


die Euro-Retter? 


EZB- 

Wenn Realität und Theorie beim bes¬ 
ten Willen nicht in Übereinstimmung 
zu bringen sind, gibt es für die Markt¬ 
fundamentalisten ganz im Stil der mit¬ 
telalterlichen Scholastiker nur eins: 
Kritik an der Realität. „Die Märkte 
verhalten sich teilweise sehr irratio¬ 
nal“, wusste der Marktliberale Wolf¬ 
gang Schäuble plötzlich, als „die Märk¬ 
te“ seinen Crashkurs partout nicht mit 
niedrigen Zinsen honorieren wollen. 
Die Zockerlogik vorausgesetzt, kann 
von „irrational“ keine Rede sein. Das 
Zocken auf die Verschärfung der Krise 
und mittlerweile auf ein Auseinander¬ 
brechen der Eurozone hat wenig ver¬ 
borgene, sehr profitable Gründe. Das 
„keine-Euro-Bonds-Mantra“ der Bun¬ 
deskanzlerin macht die Spekulation 
auf das nächste Hilfspaket zur sicheren 
Bank. Auch dem Begriffsstutzigsten 
muss klar sein, dass die gravierenden 
realwirtschaftlichen Ungleichgewich¬ 
te, die sich seit Bestehen der Eurozo¬ 
ne aufgetürmt haben und die durch 
die Wirkungen der Finanzkrise massiv 
verstärkt wurden, auf keinen Fall in ir¬ 
gendeiner Form von gemeinschaftli¬ 
cher Anstrengung reduziert werden. 
Sondern, dass es bei Merkels „Jeder für 
sich, Gott für uns alle!“ bleiben würde. 
Dass der ungeheure „Rettungs“-Auf¬ 
wand nur für die Erzwingung einer An¬ 
passung in Richtung Germanisierung 
der Eurozone betrieben wird. Damit 
ist klar: Es gibt unter diesen Prämissen 
kein Mittel den Marsch in den Abgrund 
zu stoppen. Wohl aber einiges zu ver¬ 
dienen. Eine Einladung auf dem Sil¬ 
bertablett. 


Nach Griechenland, Irland und Portu¬ 
gal, wird der nächste Verlierer Spani¬ 
en sein. Danach wird es für Italien eng. 
Verlierer sind vor allem die arbeiten¬ 
den Menschen. Aber auch die indust¬ 
riellen, infrastrukturellen, bildungspoli¬ 
tischen und sozialen Errungenschaften 
werden verramscht. Die Schnäppchen¬ 
jäger in den deutschen Konzernzentra¬ 
len stehen bereit. Und wie die CDU- 
Bildungspolitik zu Adenauerzeiten auf 
den billigen Nachschub aus der „Zone“ 
spekulierte, spekuliert heute Frau von 
der Leyen auf die Arbeitslosigkeit in 
den Euro-Staaten. Wer am Boden liegt, 
braucht sich um die Geier nicht sorgen. 
Spanien bietet mit einer Arbeitslosig¬ 
keit von 24,63 Prozent und einer Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit von 52,1 Prozent 
(offiziell, wer eine Stunde pro Woche 
bezahlt arbeitet, gilt als beschäftigt) ein 
erhebliches Reservoir, die Folgen des 
unterfinanzierten deutschen Bildungs¬ 
systems zu kaschieren. Seit Ausbruch 
der Krise sanken die Bruttoarbeits¬ 
löhne und -gehälter um mehr als 16 
Prozent. Da wächst Hoffnung auf die 
nächsten Lohndrückergeneration. 

Die „gute Wirkung“ der „Reformpro¬ 
gramme“ hat die Rezession weiter an¬ 
geheizt. Die Einzelhandelsumsätze sind 
seit Krisenbeginn um 24 Prozent abge¬ 
sackt, die Industrieproduktion um 27,5 
Prozent, das Baugewerbe um 62 Pro¬ 
zent. Diesen dramatischen Schrump¬ 
fungsprozess will nun die Regierung 
Rajoy mit einem weiteren Sparpaket 
von 65 Mrd. Euro nach Kräften unter¬ 
stützen. 


Damit geraten allerdings die Aktiva der 
spanischen Banken weiter unter Feuer. 
Ihre Bilanzsumme ist in den Boomjah¬ 
ren auf 4,2 Bio. Euro aufgeblasen wor¬ 
den. Geht es weiter so abwärts, dürfte 
der Teil der Forderungen, Aktien und 
Beteiligungen, der wertberichtigt wer¬ 
den muss oder ganz ausfällt, schneller 
steigen als die „Rettungsschirme“ nach¬ 
legen können. Der EFSF verfügt gera¬ 
de noch über 148 Mrd. Euro. Nicht ge¬ 
rade prall, angesichts des Umstandes, 
dass auch der Staat mit 775 Mrd. Euro 
verschuldet ist und davon, bis Ende 
2014, fast die Hälfte, satte 385 Mrd. 
Euro zu neuen Konditionen rollieren, 
neu aufnehmen muss. Ohne jene Kre¬ 
dite, die zur akuten Krisenfinanzierung 
aufgesattelt werden müssen. 
Schätzungen zufolge hatten die Ban¬ 
ken in Irland, Portugal und Griechen¬ 
land bis April die Hälfte ihrer Einla¬ 
gen verloren. In Spanien und Italien 
etwa ein Viertel. Die Angst vor einer 
Renationalisierung der Währung be¬ 
feuert den Bankrun aus der Peripherie 
ins Zentrum oder gleich ins Ausland. 
Auch Draghi konnte nicht umhin von 
einer „finanzielle(n) Fragmentarisie¬ 
rung der Eurozone“ zu reden. Diesen 
Massenexodus zu handeln, selbst wenn 
sie es wollte, dürfte für die EZB ein an¬ 
spruchsvolles Unternehmen werden. 
Es geht um reichlich Billionen Euro. 
Natürlich kann die EZB „alles Not¬ 
wendige“ drucken. Aber wie sieht das 
aus, was dann noch bleibt, von der Eu¬ 
rozone? Klaus Wagener 


Arbeitsplatzvernichtung auf der Tagesordnung 

Bundesweite Aktionen am 29. September 
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Viele Unternehmen in unserem Land 
haben bereits deutlich gemacht, dass 
sie zur Sicherung der Profite weiter 
massenhaft Arbeitsplätze abbauen wol¬ 
len. Dadurch wird der angeblich „sta¬ 
bile Arbeitsmarkt“ in unserem Lande 
in der nächsten Zeit instabiler. Die 
Arbeitslosenzahlen, die uns monatlich 
vorgegaukelt werden, stimmen nicht. 
Sie werden heruntergerechnet. Zu den 
über drei Millionen registrierten und 
uns bekannt gegebenen Arbeitslosen 
monatlich kommen noch rund 1,3 Mil¬ 
lionen hinzu. Es sind diejenigen, die 
durch statistische Tricks nicht als ar¬ 
beitslos gelten. 

Bei ThyssenKrupp wird bis Jahresende 
Kurzarbeit gefahren. Betroffen sind zu¬ 
nächst rund 2 170 der insgesamt 17 500 
Kolleginnen. In den Kölner Ford-Wer¬ 
ken wird die Kurzarbeit ausgeweitet. 
Massenentlassungen bei Neckermann, 
Karstadt, aber auch Arbeitsplatzge¬ 
fährdungen bei Opel, Siemens-Nokia, 
RWE, Telekom, die Abwicklung der 
WestLB. Diese Entlassungen und Plei¬ 


ten machen deutlich, dass einerseits 
die Arbeitslosenzahlen noch in diesem 
Jahr deutlich ansteigen werden, zeigen 
aber andererseits, dass das Kapital und 
auch die Bundesregierung nicht in der 
Lage sind, die Krise zu bewältigen. Die 
Finanz- und Wirtschaftskrise wird im¬ 
mer deutlicher in der Real Wirtschaft. 
Die Beschäftigten sollen die Lasten 
zahlen. Zahlen zu Gunsten der Rendi¬ 
ten und Profite. 

Gerecht geht anders 

Gerechtigkeit wird den Beschäftigten 
und Betroffenen nicht geschenkt. Ge¬ 
rechtigkeit muss erkämpft werden in 
harten Auseinandersetzungen mit den 
Unternehmen und ihren Führungen. 
Die DKP unterstützt alle Bewegungen 
und Initiativen, die sich dieser Politik 
widersetzen. Jetzt gilt es, die geplan¬ 
ten Aktivitäten im Herbst gegen Ka¬ 
pital- und Bankenmacht, gegen Unter¬ 
nehmerwillkür so breit wie möglich zu 
entwickeln und für die eigenen berech¬ 
tigten Forderungen auf die Straße zu 


gehen. Eine Möglichkeit ist die Vorbe¬ 
reitung der bundesweiten Aktionen am 
29. September unter der Losung „Um¬ 
fairteilen - Reichtum besteuern“. Chris¬ 
tian Koberg 
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Stellenabbau bei Karstadt 


Lohnverzicht sichert keine Arbeitsplätze 
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2 000 Arbeitsplätze sollen bei Karstadt 
gestrichen werden, titelten die Schlag¬ 
zeilen am 17. Juli. Betroffen werden 
aber bis zu 3 000 Beschäftigte sein, da 
hier Teilzeitstellen vom Management 
in Vollzeitjobs umgerechnet wurden. 
Knapp die Hälfte soll noch 2012 ab¬ 
gebaut werden, der Rest 2013 und ein 
kleiner Teil 2014. Sozial verträglich sol¬ 
le das geschehen, durch Nutzung der 
Fluktuation und die Nicht Verlängerung 
befristeter Arbeitsverhältnisse, hieß es 
in einer Pressemitteilung des Konzerns. 
Das Ende der Fahnenstange wird damit 
nicht erreicht sein. So soll die Ausglie¬ 
derung der Gastronomie in der Vorbe¬ 
reitung sein. 

Für die Sanierung des insolventen 
Karstadt-Konzerns verzichteten 2011 
die Beschäftigten über ein Jahr mit ei¬ 
nem „Anpassungs- und Sanierungs¬ 
tarifvertrag“ auf Gehaltsanteile und 
Weihnachtsgeld. Auch Arbeitszeiten 
wurden verändert. Bereits seit 2001 
haben die Beschäftigten bei Karstadt 
auf tarifliche Leistungen verzichtet und 
damit mehrere hundert Millionen zur 
Sanierung des Unternehmens bezahlt. 
Sie zahlten damit auch den Preis dafür, 
dass die früher konzerneigenen Filialen 
mit Grundstücken in zum Teil teuers¬ 
ten Innenstadtlagen von den Vorbesit¬ 
zern ausgegliedert wurden und dann 
auch noch horrende Mietzahlungen er¬ 
wirtschaftet werden mussten. Die 160 
Millionen Euro, die laut Karstadt-Ma¬ 
nagement seit der Übernahme durch 
Nicolas Berggruen investiert wurden, 
stammen fast ausschließlich aus dem 
Lohnverzicht. Der wirkliche Investor 


war und ist hier das Personal, nicht 
Herr Berggruen, wie in den Medien 
oft zu hören oder lesen ist. 

Der vorläufig letzte „Sanierungstarif¬ 
vertrag“ läuft Ende August 2012 aus. 
Was der Verzicht bringt, werden bis zu 
4 000 Karstadt-Beschäftigte jetzt erfah¬ 
ren. Nicht wie vereinbart die Sicherung 
der Standorte und der Arbeitsplätze, 
sondern die Vernichtung ihres eigenen 
Arbeitsplatzes. Auch die Ankündigung, 
diesen Abbau „sozialverträglich“ zu ge¬ 
stalten, bedeutet, dass die Arbeitsplätze 
weg sind und die Betroffenen, falls sie 
in Arbeitslosigkeit gehen, eine Minde¬ 
rung ihres Arbeitslosengeldes hinneh¬ 
men müssen, ebenso alle, die davon 
betroffen sind, eine Minderung ihrer 
Rente. Erste Opfer werden die befris¬ 
tet Beschäftigten sein, deren Verträge 
nicht mehr verlängert werden. Nicht 
wenige werden sofort bei Hartz IV 
landen. 

Die Unternehmensleitung setzt nicht 
nur auf Arbeitsplatzabbau, sie gefähr¬ 
det auch die weiteren noch vorhan¬ 
denen bis zu 20 000 Arbeitsplätze im 
Konzern. Die zugesagten Investitio¬ 
nen, vor allem für die Warenhäuser, 
sind nicht wirklich umfassend in An¬ 
griff genommen. Die Modernisierung 
der Filialen lässt zu wünschen übrig. 
Die Gewerkschaft ver.di weist eindeu¬ 
tig darauf hin, dass der geplante Ar¬ 
beitsplatzabbau ein falsches Signal an 
die Beschäftigten und die Kunden ist. 
„Gerade Warenhäuser brauchen enga¬ 
gierte und motivierte Beschäftigte, die 
den Kundinnen und Kunden guten Ser¬ 


vice und kompetente Beratung bieten 
können.“ 

Strukturkrise? - oder?... 

Die Süddeutsche schrieb am 20. Juli: 
„Besonders im Handel schlägt die 
Strukturkrise auf die Beschäftigten 


durch. Karstadt spürt, dass sich die 
Kaufgewohnheiten der Kunden ins 
Internet verschieben. Und die klassi¬ 
schen Versandhäuser - Neckermann 
und Quelle - konnten im Internethan¬ 
del einfach nicht mithalten. Andere - 
neue Firmen - sind besser.“ 


Hier werden die Beschäftigten für 
die angeblichen Strukturkrisen ver¬ 
antwortlich gemacht. Sicherlich kann 
man an den Strukturen einiges verbes¬ 
sern. Das Wichtigste aber sind im Han¬ 
del die Beratung und das Gespräch. 
Durch immer weiteren Personalabbau 
wurde dies gefährdet, betonen ver.di 
und der Gesamtbetriebsrat. Karstadt 
aktuell ist ein Beispiel. Deshalb wer¬ 
de sich nur dann etwas ändern, wenn 
gut ausgebildetes Personal im Verkauf 
tätig wird. Gute Arbeit muss auch gut 
bezahlt werden. Dafür seien die Unter¬ 
nehmen verantwortlich. 

Letztendlich schlägt auch die tenden¬ 
ziell sinkende Massenkaufkraft durch. 
Minus 4,5 Prozent in zehn Jahren, in 
den unteren Einkommensschichten 
teils über zehn Prozent, gar nicht zu 
reden von drei Millionen registrier¬ 
ten und nochmals drei Millionen wei¬ 
teren Erwerbslosen. Da bleibt Vielen 
auch für notwendige Einkäufe z.B. bei 
Kleidung, Schuhen und Haushaltsbe¬ 
darf nur der Weg zum „Billigheimer“. 
Und die immer reicher werdenden Rei¬ 
chen gehen eh‘ nicht zu Karstadt, die 
haben ihre Nobeladressen. Letztend¬ 
lich schwächt jeder Lohnverzicht die 
Massenkaufkraft und würgt weiter die 
Binnenkonjunktur ab. Solange das aber 
nur das „Insiderwissen“ einer Minder¬ 
heit im Land ist, wird es schwer bleiben, 
um ihre Existenz und die ihrer Famili¬ 
en bangende Beschäftigte bei Karstadt 
und anderswo auf eine kämpferischer 
Linie einzuschwören. 

Christian Koberg/Volker Metz rot h 


Auf dem „Dritten Weg“ zu mehr Profit Altenpflege und Sparpolitik 

Sozialkonzerne punkten gegenüber privater Konkurrenz Arbeitsdruck zu Lasten der Bewohner 


Die „christlichen“ Kirchen nehmen 
für sich und ihre Sozialkonzerne Cari¬ 
tas und Diakonie das ihnen vom Staat 
zugestandene Recht in Anspruch, beim 
Arbeitsrecht einen so genannten „Drit¬ 
ten Weg“ zu gehen. Auf diesem Weg 
geht es bisweilen aber eher unchrist¬ 
lich zu. Daher macht die Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft ver.di seit geraumer 
Zeit mit einer Öffentlichkeitskampa¬ 
gne, örtlichen Arbeitsniederlegungen 
und einem zentralen Protest während 
der Synode der Evangelischen Kirche 
Deutschlands (EKD) im November 
vergangenen Jahres Druck für Tarif¬ 
verträge in der Diakonie. 

Angesichts der sehr vielfältigen und 
dezentralen Strukturen - rund 27 000 
selbstständige diakonische Einrichtun¬ 
gen gibt es in Deutschland - und über¬ 
wiegend schlecht organisierten und 
kaum streikerfahrenen Belegschaften 
ist die gewerkschaftliche Interessen¬ 
vertretung der etwa 435 000 Beschäf¬ 
tigen kein leichtes Unterfangen. Hin¬ 
zu kommt, dass die Kirchenoberen ih¬ 
ren Beschäftigten das Grundrecht auf 
Streik vehement versagen. 


Eine Forschergruppe entmytholo- 
gisiert nun in einer neuen, von der 
Hans-Böckler-Stiftung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes geförderten 
Studie, die pseudochristlichen Sozial¬ 
unternehmen der Diakonie in diesem 
unserem Lande. Damit wird den ver. 
di-Kolleglnnen willkommene Muniti¬ 
on für ihren Kampf um gewerkschaft¬ 
liche Tarifverträge und das Streikrecht 
in kirchlichen Einrichtungen und Be¬ 
trieben geliefert. Die Studie belegt, 
dass die diakonischen Einrichtungen 
der evangelischen Kirche das dort 
für sie geltende Sonderrecht „Dritter 
Weg“ „aktiv als Geschäfts- und Wett¬ 
bewerbsstrategie“ nutzen, um sich ge¬ 
gen die Konkurrenz im Sozialsektor ag¬ 
gressiv durchzusetzen. Wie die anderen 
„hundts“-gewöhnlichen Unternehmen 
auf dem „Gesundheitsmarkt“, agiert 
der Studie zu Folge auch die Diakonie. 
Um die Lohnkosten zu drücken, wird 
bei den Sozialeinrichtungen der evan¬ 
gelischen Kirche die Ausgliederung von 
Betrieben und Betriebsteilen „flächen¬ 
deckend verbreitet“. So die Forscher 
von der Sozialforschungsstelle der TU 
Dortmund. Die Leiharbeit ist laut Stu¬ 


die auch in diakonischen Einrichtun¬ 
gen durchaus „übliche Praxis. Sie ver¬ 
liere aber an Bedeutung, da auch dia- 
konische Einrichtungen auf Grund der 
in Verruf geratenen Leiharbeit immer 
häufiger auf schlecht bezahlte Werk¬ 
verträge umsteigen. Der von den Kir¬ 
chen praktizierte „Dritte Weg“ gibt vor, 
dass in kirchlichen Einrichtungen eine 
„konfessionelle Dienstgemeinschaft“ 
besteht, weshalb sich die Beschäftigten 
auch in ihrem Privatleben an kirchli¬ 
chen Vorgaben orientieren und als 
Beschäftigte auf Mitbestimmung und 
Streikrecht verzichten müssen. 

Dies trifft auch auf die vielen Sozialein¬ 
richtungen in kirchlicher Trägerschaft 
zu, die aus öffentlichen Mitteln finan¬ 
ziert werden und deren Arbeitsalltag 
sich in keiner Weise von dem anderer 
Krankenhäuser, Altenheime oder Sozi¬ 
alstationen unterscheidet. Zu streiken 
ist ihren Beschäftigten verboten, und 
es gibt auch keine Betriebsräte. Die 
Mitbestimmungsrechte der Mitarbei¬ 
tervertretungen (MAV) in Kirche und 
Diakonie sind nach der Analyse der 
Wissenschaftler in wesentlichen Fragen 
schwächer als die von Betriebs- oder 
Personalräten. 

Die rauen Sitten haben im Bereich der 
Diakonie unter anderem ihre Ursache 
darin, dass bis in die 1990er Jahre im 
Gesundheits- und Sozialbereich das 
Prinzip der „Selbstkostendeckung“ 
galt. Den jeweiligen Kostenträgern 
wurden die pauschalierten Selbstkos¬ 
ten einer Krankenhaus-, Pflege- oder 
Betreuungsleistung in Rechnung ge¬ 
stellt. In mehreren Gesundheits- und 
Sozialreformen schaffte aber die aso¬ 
ziale Bundesregierung dieses Prinzip 
zugunsten einer noch stärker auf Profit 
ausgerichteten Kostenordnung ab. So 
wurde der „Sozialmarkt“ geschaffen, 
die „Sozial“-unternehmen konkurrie¬ 
ren um die lukrativen Aufträge der öf¬ 
fentlichen Hand oder der Sozialversi¬ 
cherung und gegeneinander. 

Manfred Dietenberger 


Nach meiner Ausbildung zur staatlich 
examinierten Altenpflegerin war der 
Personalschlüssel Ende der 80er/An¬ 
fang der 90er eins zu eins auf der Stati¬ 
onsebene mit 15 jungen Schwerbehin¬ 
derten Bewohnerinnen. 

Der Ist-Zustand damals waren vier 
staatlich geprüfte Altenpflegerinnen 
mit 38,5 Stunden Vollzeit, drei Alten¬ 
pflegerinnen mit 35 Stunden, vier Pfle¬ 
gehelferinnen mit 20 Stunden, vier 
„Stundenkräfte“ mit sieben Stunden 
pro Woche, Zivildienstleistende für das 
Wochenende und drei Dauernachtwa¬ 
chen pro Nacht für das ganze Haus. 
Die Früh- und Spätschichten waren 
morgens mit vier Examinierten und 
Helferinnen, und nachmittags auch 
mit vier Examinierten und Helferinnen 
eingeplant. Durch eine ausreichende 
Personaldichte war Teamgeist angesagt, 
Arbeiten wurden mit Elan und Freude 
den Bewohnerinnen gegenüber geleis¬ 
tet. Die Freizeit war gewährleistet auch 
an freien Wochenenden. Der damalige 
Betriebsrat vertrat ausschließlich die 
Interessen unserer Kolleginnen. Er ar¬ 
beitete eng mit der Gewerkschaft ÖTV 
zusammen und seinem damaligen en¬ 
gagierten Gewerkschaftssekretär Mi¬ 
chael Blanke. 

Der Einbruch kam Mitte der 90er Jah¬ 
re. Eine Zeiterfassung wurde durchge¬ 
führt; zwei Kolleginnen, die sich wei¬ 
gerten, dieses zu Lasten der Kollegin¬ 
nen mitzumachen, wurden sanktioniert, 
abgemahnt und sogar fristlos gekün¬ 
digt. Aber die Mehrheit machte leider 
mit und das waren dann die Ergebnisse 
der Zeiterfassung: 

Im Frühdienst arbeiteten nur noch 
zwei examinierte Kolleginnen und 
zwei Pflegehelferinnen und das jetzt 
mit flexiblen Arbeitszeiten, was dazu 
führte, dass mit weniger Personal noch 
intensiver gearbeitet werden musste, 
was ausschließlich zu Lasten der Be¬ 
wohnerinnen ging. Durch die Neuge¬ 
staltung der Dienstpläne mit flexiblen 
Arbeitszeiten war die Arbeit im Inter¬ 
esse aller Bewohnerinnen nicht mehr 
mit dem Stammpersonal zu gewährleis¬ 
ten. Es wurden Leiharbeitnehmerln- 


nen, Kolleginnen mit erheblich gerin¬ 
geren Stundenlöhnen eingestellt. Drei 
Dauernachtwachen gab es nicht mehr, 
sondern nur noch zwei für das ganze 
Haus. Der Betriebsrat segnete jetzt 
alle Maßnahmen zu Lasten der Kolle¬ 
ginnen, aber auch der Bewohnerinnen 
ab. Eine Betriebsgruppe von ver.di war 
kaum noch existent. 

Der Tagesablauf gestaltete sich derma¬ 
ßen, dass Dienstpläne kurzfristig geän¬ 
dert wurden, besonders an den freien 
Wochenenden. Oft war kein Stamm¬ 
personal mehr vorhanden, mit weni¬ 
ger qualifiziertem Personal, ohne An¬ 
leitung und richtigen Übergaben war 
eine zuwendungsorientierte Pflege und 
Betreuung nicht möglich. Daran änder¬ 
ten auch die sog. Grünen Damen und 
andere Ehrenamtliche nur wenig. Die 
Kolleginnen waren überfordert, weni¬ 
ger motiviert, die Krankenzahlen häuf¬ 
ten sich. Alles ging natürlich auch zu 
Lasten der Bewohnerinnen, die unzu¬ 
friedener wurden, aber auch aggres¬ 
siver. Auch die körperliche Pflege litt 
darunter. Angehörige waren mit der 
Pflege und Betreuung auf der Ebene 
nicht zufrieden. 

Die Freizeit gestaltete sich für Mitar¬ 
beiterinnen immer schwieriger. Nie¬ 
mand konnte sich von vornherein auf 
sein freies Wochenende oder auch auf 
seinen freien Tag in der Woche mit Fa¬ 
milie und Freunden freuen. Oft klingel¬ 
te das Telefon für den nächsten Dien¬ 
steinsatz. Meine Arbeit als examinierte 
Altenpflegerin hat insgesamt 25 Jahre 
gedauert; ich war total ausgebrannt und 
müde von dem ewigen Wechsel der 
Schichten und der Arbeit mit immer 
weniger Personal. Glücklich bin ich 
darüber, endlich mit 62 Jahren im Vor¬ 
ruhestand zu sein. Gibt es überhaupt 
noch Menschen, die in der Lage sind, 
bis zum 67. Lebensjahr in der Pflege zu 
arbeiten bei miserablen Dienstzeiten, 
weniger Personal und gerade nicht op¬ 
timalen Verdienstmöglichkeiten. Ich 
meine nein, vom körperlichen Ver¬ 
schleiß und der extremen psychischen 
Belastung rede ich erst gar nicht! 

Regine Voß 


Früher orientierten sich Kirche und Diakonie am Bundesangestelltentarif des Öf¬ 
fentlichen Dienstes. Diese recht einheitliche Struktur wurde inzwischen immer 
weiter aufgesplittert. Heute zählen die Forscher in den 22 evangelischen Landes¬ 
kirchen und ihren diakonischen Werken allein 16 „Arbeitsrechtliche Kommissi¬ 
onen“ und „knapp zwei Dutzend“ Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR). Viele davon 
lägen teils deutlich unter dem heutigen Niveau des öffentlichen Dienstes, so die 
Forscher. Noch unübersichtlicher werde die Situation dadurch, dass Einrichtungen 
häufig auch die AVR anderer Landeskirchen anwenden können, wenn sie ihnen 
günstiger erscheinen. Zudem enthielten viele AVR weit gehende Öffnungsklau¬ 
seln. Oder Einrichtungen böten Neueingestellten Individualarbeitsverträge an, 
welche nur einen Teil der Lohnleistungen oder längere Arbeitszeiten festschreiben, 
als in den eigentlich gültigen AVR vorgesehen sind. Anders als Betriebsräte haben 
kirchliche Mitarbeitervertreter keinen rechtlichen Anspruch auf Prüfung solcher 
Individualverträge. „Das Prinzip Gleiches Geld für gleiche Arbeit ist in der Diako¬ 
nie bundesweit abgeschafft, in den regionalen Diakonischen Werken ebenfalls“. 
Ein weiteres Instrument, mit dem diakonische Einrichtungen Lohnkosten senken, 
ist die Ausgliederung von Betriehsteilen.Ältere Umfragen von Gesamtvereinigun¬ 
gen der diakonischen Mitarheitervertretungen kamen zu dem Ergebnis, dass auf 
etwa io 000 Beschäftigte in der Diakonie rund 800 Beschäftigte in ausgegründe¬ 
ten Betrieben kommen. 
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Entdeckungen im Sommerloch 

Was SPD-Chef Gabriel beim Babysitten einfiel 



Foto: jusos.de 


Siegmar Gabriel - nicht beim Babysitten, sondern auf dem Juso-Bundeskongress 
im Jahr 2010. 


Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel 
hat sich am 21. Juli zum Thema Ban¬ 
ken und Finanzsektor zu Wort gemel¬ 
det. Er ließ ein Thesenpapier unter der 
Überschrift „Eine Minderheit schadet 
der Mehrheit - und dem ganzen Land“ 
veröffentlichen und forderte zur Dis¬ 
kussion auf. Gabriel, der kürzlich erst 
von seinen Bundestagsabgeordneten 
die Zustimmung zum ESM-Rettungs- 
schirm und dem Fiskalpakt forderte 
und ihr „Ja“ verlangte, um 100 Milli¬ 
arden Euro den spanischen Banken in 
den gierigen Rachen zu werfen, kam 
bei der Pflege seines Töchterleins nun 
zu bemerkenswerten Erkenntnissen. 
Denn ihm dämmerte urplötzlich, dass 
„eine Minderheit von Bankmanagern 
durch ihr Verhalten täglich einen gigan¬ 
tischen volkswirtschaftlichen Schaden 
riskiert und einen massiven Vertrau¬ 
ensverlust für die gesamte Branche zu 
verantworten“ hat. 

In acht Thesen hat Gabriel seine neu¬ 
en Erkenntnisse zusammengefasst. Er 
behauptet nun: 

1. Banken erpressen die Staaten. 

2. Banken diktieren die Politik. 

3. Einige Banken leisten Beihilfe zur 
Steuerkriminalität. 

4. Banken zahlen unanständige Ge¬ 
hälter. 

5. Banken spekulieren riskant mit dem 
Geld ihrer Sparer. 

6. Banken zocken ihre Kunden ab. 

7. Banken halten sich nicht an „Selbst¬ 
verpflichtungen“. 

8. Banken manipulieren. 

Was mag Gabriel bewogen haben, 
das jetzt so zugespitzt nach den Parla¬ 
mentsentscheidungen aufzuschreiben? 
Vor einer Rückbesinnung auf marxis¬ 
tische Theorien, wie es schon erschro¬ 
cken aus dem Unternehmerlager und 
von konservativen und liberalen Poli¬ 
tikern gemutmaßt wird, ist diese SPD 
sicherlich gefeit. Die Gabriel-Thesen 
sind ganz offensichtlich eher eine Re¬ 
aktion auf den in der SPD herrschen¬ 
den Unmut über den bisherigen Um¬ 
gang der Partei- und Bundestagsfrakti¬ 
onsführung mit den Banken. Es gelang 


der Parteiführung nämlich nicht, alle 
SPD-Bundestagsabgeordneten auf 
Zustimmungskurs zu den genannten 
Beschlüssen zu verpflichten. Zudem 
wird in vielen Parteigliederungen der 
SPD heftig über diese Unterwerfung 
unter die Merkel-Regierung gestrit¬ 
ten. Vor allem wollen viele Mitglie¬ 
der nicht nachvollziehen, warum den 
Verursachern der Bankenkrise nun 
die Milliarden nachgeworfen werden. 
Gabriel greift diesen Unmut in seinem 
geschickt formulierten Thesenpapier 
auf. Er stellt u.a. fest, dass die Banken 
nach wie vor riskante Geschäfte betrei¬ 
ben, als hätte es die Krise 2008 nicht 
gegeben. „Und wenn es schief geht“, 
so Gabriel, „,bestellen 4 sie bei der Po¬ 
litik ,Rettungspakete 4 Diese Rettungs¬ 
pakete werden immer gewaltiger und 


ihre Verabschiedung hat den Bundes¬ 
tag längst in einen permanenten ver¬ 
fassungsrechtlichen Ausnahmezustand 
gezwungen“. Am schlimmsten aber sei, 
dass die Politik der Bevölkerung „im¬ 
mer mehr als ohnmächtiger und will¬ 
fähriger Handlanger von Banken und 
Finanzmärkten“ erscheine. 

Gabriel schreckt selbst vor Vergesell¬ 
schaftungsforderungen nicht zurück. 
Wo Banken durch staatliches Han¬ 
deln „gerettet“ werden müssen, „muss 
der Staat auch Eigentümer werden“, 
schreibt er. Hier müsse eine generel¬ 
le Regelung her, „um ausreichend ab¬ 
schreckend auf die Aktionäre zu wir¬ 
ken“. Gabriel fordert schließlich, dass 
die Bundestagswahl 2013 „zu einer 
Entscheidung über die Bändigung 
des Banken- und Finanzsektors wer¬ 


den“ müsse. „Nicht die Demokratie 
muss marktkonform werden, sondern 
die (Finanz-)märkte demokratiekon¬ 
form.“ Und er setzte inzwischen noch 
einen drauf: „Vielleicht brauchen wir 
auch den vielbeschworenen ,Aufstand 
der Anständigen 4 unter den Mitarbei¬ 
terinnen und Mitarbeitern (der Ban¬ 
ken)?“ erklärte Gabriel drei Tage nach 
der Thesenveröffentlichung. 
Unverzüglich reagierten die bürgerli¬ 
chen Medien auf die Gabriel-Thesen. 
Voran, die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, die das Papier folgenderma¬ 
ßen deutete: „Für die SPD kommt (der 
Druck) in erster Linie aus der Links¬ 
partei, deren Rednerin im Bundestag, 
Sahra Wagenknecht, die Euro-Politik 
von Bundesregierung, SPD und Grü¬ 
nen mit dem Hinweis kommentier¬ 
te, sie wollten die Finanzmärkte ,bei 
Laune 4 halten. Entsprechend wird nun 
der Text Gabriels vom Vorsitzenden 
der Linkspartei, Bernd Riexinger, ge¬ 
lobt. Der SPD-Vorsitzende habe zum 
Teil wortwörtlich Formulierungen von 
Oskar Lafontaine und Sahra Wagen¬ 
knecht übernommen, sagt Riexinger. 
Wenn Gabriel aber die Banken der 
Erpressung bezichtige, sei anzufügen, 
,dass zum Erpressen immer zwei gehö¬ 
ren 4 . Die SPD habe immer auf der Seite 
derer gestanden, die sich erpressen lie¬ 
ßen - ehedem bei der Deregulierung 
der Banken und nun bei der Beteili¬ 
gung an der Bankenrettung.“ 
Alarmiert sind die bürgerlichen Partei¬ 
en aber nicht nur über den Unmut der 
SPD-Mitglieder und Wähler und die 
zunehmende Kritik aus der SPD. Be¬ 
sorgt wird registriert, dass das entschie¬ 
dene „Nein“ der Partei „Die Linke“ zu 
den Beschlussvorlagen im Bundestag 
und ihre allgemein verständlichen Ar¬ 
gumentationen längst Widerhall bis ins 
Regierungslager hinein gefunden ha¬ 
ben, nicht nur im Bundestag. So argu¬ 
mentierten - ermittelte die FAZ - die 
Bundestagsabgeordneten Manfred 
Kolbe (CDU) und Frank Schäffler 
(FDP), die im Parlament gegen die Vor¬ 
gaben ihrer Fraktionen reden durften, 


ähnlich wie die Linkspartei. Mit der 
angeblichen „Gehaltsdeckelung 44 bei 
Bankinstituten sei es nicht weit her, 
meinte CDU-Kolbe. Beifall von Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU-Fraktion 
erhielt laut Bundestagsprotokoll FDP- 
Mann Schäffler für seine Feststellung: 
„Wir haften am Ende mit dem Spar¬ 
vermögen Deutschlands für die Einla¬ 
gen und die Schieflagen von Banken 
in Südeuropa, und das darf nicht zuge¬ 
lassen werden.“ Opponenten der SPD 
und der Grünen traten in der Debatte 
nicht auf. Erinnert sei an die in Karls¬ 
ruhe laufenden Verfassungsklagen ge¬ 
gen die Beschlüsse zum ESM-Schirm 
und zum Fiskalpakt, den die Linkspar¬ 
tei sowie Däubler-Gmelin (SPD), Peter 
Gauweiler (CSU) und andere Persön¬ 
lichkeiten eingereicht haben, um einen 
Verfassungsbruch feststellen zu lassen. 
Selbst SPD-Hardliner Fraktionschef 
Steinmeier sah sich veranlasst, auf den 
zunehmenden allgemeinen Unmut 
zu reagieren. Einerseits verteidigte er 
erneut die „staatspolitische Vernunft 
und Verantwortung“ seiner Partei. An¬ 
dererseits musste er eingestehen, dass 
die Finanzmärkte drauf und dran sind, 
die Realwirtschaft zu ruinieren. „Sie 
ruinieren auch die Demokratie“, sagte 
Steinmeier in der Bundestagsdebatte. 
Das Thesenpapier von Gabriel kann, 
wenn es wie bislang üblich, nicht nur 
demagogisch den Kritikern das Wasser 
abgraben will, bei den künftigen poli¬ 
tischen Entscheidungen eine positive 
Rolle spielen. Allerdings muss dann 
Schluss sein mit dem „staatspolitischen 
Gehabe“, der „staatspolitischen Räson“, 
der SPD. Ob, diesem Thesenpapier ent¬ 
sprechend, konsequentes Handeln der 
SPD gegen die Banken folgen wird, ist 
jedoch aufgrund der bisherigen Erfah¬ 
rungen mit den sozialdemokratischen 
Entscheidungsträgern nicht unbedingt 
zu erwarten. Zu wünschen wäre es al¬ 
lerdings schon, dass sich eine breite 
Diskussion in der SPD entwickelt und 
das Thesenpapier nicht im Sommerloch 
versinken wird. Rolf Priemer 


Wahlrecht ist Machtrecht 

Ein vorhersehbares Urteil des Bundesverfassungsgerichts 


Das Bundesverfassungsgericht hat das 
neue Wahlgesetz, das gegen die Stim¬ 
men der Opposition mit den Stimmen 
der Regierungskoalition verabschie¬ 
det worden war, für verfassungswidrig 
erklärt. Das Urteil war vorhersehbar, 
weil CDU/CSU und FDP sich bewusst 
über die Vorgaben des Gerichts hinweg¬ 
gesetzt hatten. Das Gericht hatte 2008 
das alte bestehende Wahlgesetz wegen 
der Regelung für die Überhangsmanda¬ 
te für ungültig erklärt, und dem Gesetz¬ 
geber eine Frist von drei Jahren einge¬ 
räumt, um ein neues Gesetz zu verab¬ 
schieden. Die Koalition hatte diese Zeit 
noch um fünf Monate hinausgezögert 
und entgegen den parlamentarischen 
Gepflogenheiten eine Zusammenar¬ 
beit mit der Opposition bei der Neufor¬ 
mulierung abgelehnt. Gegen das neue 
Gesetz klagten die SPD und die Grü¬ 
nen, außerdem hatten über 3 000 Bür¬ 
ger eine Verfassungsbeschwerde einge¬ 
reicht. Das Gericht erklärte das Gesetz 
als sofort verfassungswidrig, weil das 
Gesetz in mehrfacher Hinsicht gegen 
den Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit 
und gegen das Recht der politischen 
Parteien auf Chancengleichheit versto¬ 
ße. Es gibt keine Übergangsfristen, das 
Gesetz kann ab sofort nicht mehr ange¬ 
wendet werden. Die BRD hat kein gül¬ 
tiges Wahlrecht mehr. 

Mit der Gerichtsentscheidung ist noch 
einmal bekräftigt worden, dass in 
Deutschland das Verhältniswahlrecht 
Vorrang hat, auch wenn ein Teil der 
Mandate an direkt gewählte Kandida¬ 
ten vergeben wird. Überhangsmandate 
treten auf, wenn eine Partei auf Landes¬ 
ebene mehr Direktmandate erzielt als 
Sitze nach ihrem Zweitstimmenanteil. 
Bei der ersten Bundestagswahl 1949 gab 


es nur zwei Überhangmandate, nach der 
Wahl 2009 erhöhte sich die Zahl auf 24. 
Profitiert hat ausschließlich die CDU/ 
CSU, weil zum Beispiel in Baden-Würt¬ 
temberg die FDP aufgerufen hatte, mit 
der Erststimme die CDU zu wählen. Die 
Erststimme für den Direktkandidaten 


kommt den großen Parteien zu Gute, 
vor allem wenn die allgemeine Wahlbe¬ 
teiligung sinkt. 

Parteien mit Überhangmandaten benö¬ 
tigen insgesamt weniger Wählerstimmen 
pro Mandat. Diese „Differenzierung des 
Stimmgewichts 44 hat das Gericht in en¬ 
gen Grenzen aber immer toleriert. 1997 
musste sich das Verfassungsgericht mit 
der Zulässigkeit der Überhangsmanda¬ 


te beschäftigen. Heraus kam ein politi¬ 
sches Urteil. Die vier Verfassungsrich¬ 
ter, die von der Union gewählt worden 
waren, hielten die Überhangsmandate 
weiterhin für zulässig, die vier von der 
SPD benannten Richter wollten sie ab¬ 
schaffen. Die Patt-Situation verhinderte, 


dass schon damals das Gesetz für grund¬ 
gesetzwidrig erklärt wurde. 

Kein Wunder, dass die Regierungskoa¬ 
lition in dem neuen Gesetzentwurf die 
undemokratischen Vorteile für sich um 
jeden Preis sichern wollte. Bei der Ver¬ 
änderung der Parteienlandschaft durch 
kleinere neue Parteien erhöht sich die 
Chance, mehr Direktmandate zu ge¬ 
winnen. Es kann zur negativen Stim¬ 


mengewichtung kommen. Je weniger 
Zweitstimmen, umso mehr Mandate 
insgesamt. Jetzt aber hat das Gericht 
die Zahl der Überhangsmandate auf 15 
beschränkt. Die Zahl ergibt sich aus der 
Argumentation, dass Überhangsmanda¬ 
te nicht mehr als eine halbe Fraktions¬ 


stärke erreichen dürfen, und zur Bil¬ 
dung einer Fraktion im Bundestag sind 
mindestens 30 Sitze notwendig. 

Im neuen Gesetz sollten die Sitze, die 
einem Bundesland im Parlament zuste¬ 
hen, nicht mehr nach der Bevölkerungs¬ 
zahl des Landes, sondern nach der Wahl¬ 
beteiligung berechnet werden. Auch 
dies soll die Macht sichern. Gerade die 
sozial schwachen Bevölkerungsschich¬ 


ten bleiben der Wahl fern. Dadurch er¬ 
höht sich der Stimmenanteil der reiche¬ 
ren Bundesländer, die traditionell eine 
höhere Wahlbeteiligung haben. Auch 
das entspricht wohl der „marktkonfor¬ 
men Demokratie“, die Bundeskanzle¬ 
rin Merkel fordert. Die neue Regelung 
fördert aber noch die Möglichkeit, dass 
mehr Zweitstimmen für eine Partei zu 
weniger Parlamentssitzen führen kön¬ 
nen. Denn wenn sich dadurch gleichzei¬ 
tig die Wahlbeteiligung erhöht, reicht 
der höhere Zweitstimmenanteil even¬ 
tuell nicht für einen eigenen zusätzli¬ 
chen Sitz und fällt so der politischen 
Konkurrenz zu. Das Gericht hat deshalb 
beschlossen, dass das Sitzkontingent vor 
der Wahl festgelegt werden muss. Ent¬ 
weder nach der Bevölkerungszahl oder 
nach der Anzahl der Wahlberechtigten. 
Wahlrecht ist Machtrecht. Wahlkreise 
werden so zugeschnitten, dass die eige¬ 
nen Direktkandidaten voraussichtlich 
die Mehrheit erhalten. Entscheidungen 
über Wahlalter und Wahlberechtigung 
für ausländische Mitbürger werden nach 
Parteiinteressen getroffen. Und die Be¬ 
rechnungsgrundlage für die Sperrklau¬ 
sel von fünf Prozent, die seit 1949 galt, 
galt jeweils nur landesweit. Um den Ein¬ 
zug der KPD in den nächsten Bundes¬ 
tag zu verhindern, wurde das Wahlrecht 
so geändert, dass mindestens fünf Pro¬ 
zent der bundesweiten gültigen Zweit¬ 
stimmen erreicht werden mussten. Da 
wundert es auch nicht, dass die Regie¬ 
rungskoalition schon angekündigt hat, 
bei der notwendigen Neuformulierung 
des Wahlrechts zwar die anderen Partei¬ 
en zu konsultieren, die Partei „Die Lin¬ 
ke“ aber von der Mitarbeit ausschließen 
will. 

Michael Maercks 
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Mörderischer, institutioneller Rassismus 

Initiative Oury Jalloh brandmarkt Gesetzgebung und tatsächliche „Gewaltenteilung“ 


„Wer auch immer Oury das Scheckli- 
che angetan hat, er soll zu uns kommen 
und sich entschuldigen. Er soll mit uns 
sprechen über die Wahrheit. Er soll da¬ 
rüber nachdenken, warum er einen sol¬ 
chen Hass in sich trägt und sich davon 
befreien. Nur darum geht es mir, nicht 
um eine bestimmte Strafe.“ Die Mutter 
des 2005 im Dessauer Polizeigewahr¬ 
sam verbrannten Asylbewerbers Oury 
Jalloh äußerte ihren größten Wunsch 
als Prozessbeobachterin im Revisi¬ 
onsverfahren am Landgericht Magde¬ 
burg, erst recht nach der Besichtigung 
der Todeszelle: Die Wahrheit muss vor¬ 
behaltlos ans Licht, nach sieben Jahren 
systematischen Verschleppens, Vertu- 
schens und Verfälschens. 

Am 30. Juni 2012 veröffentlichte die 
Tageszeitung „junge Welt“ dieses In¬ 
terview mit Mariama Djombo Diallo. 
Am 23. Juli, kurz nach ihrer Rückkehr 
in die Wahlheimat Guinea, erlag Ourys 
Mutter einem Herzinfarkt. 

Das Vermächtnis dieser ausgesprochen 
starken Frau begreife sie nun ganz und 
gar als ihren persönlichen Auftrag, 
versicherte die Hamburger Rechtsan¬ 
wältin und Nebenklägerin im Revisi¬ 
onsverfahren, Gabriele Heinecke, am 
28. Juli in Berlin. Dort nahm die Kon¬ 
ferenz „Oury Jalloh und der Kampf um 
Wahrheit“ auch international einord¬ 
nend gesamtgesellschaftliche Ursachen 
für rechte Polizeigewalt und rassistisch 
motivierte Mordserien an Ausländern 
in den Blick. Mouctar Bah und Komi 
Edzro, schwarzafrikanische Aktivisten 
der veranstaltenden Initiative im Ge¬ 
denken an Oury Jalloh und Dolmet¬ 


Auf einer Kreisvorstandssitzung der 
DKP Köln hielt der Kreis vor sitzende 
Klaus Stein ein Referat zur Energie¬ 
politik. Es folgt ein Auszug, der sich 
mit den Hintergründen der Diskussi¬ 
on über die Strompreiserhöhung be¬ 
schäftigt: 

Die Industrie beschwert sich über die 
Höhe des Strompreises. Sie bezahlt in 
Deutschland 10.13 Cent/kWh, mehr als 
die Industrie in den Nachbarländern - 
in den Niederlanden: 7.88 Cent, in Spa¬ 
nien 7.12 Cent, in Frankreich 6.31 Cent. 
Das sei ein schwerer Wettbewerbsnach¬ 
teil stellte das Handelsblatt am 23. Mai 
2012 fest und untertitelte: „Trotz der 
Energiewende soll Strom bezahlbar 
bleiben, hat die Kanzlerin versprochen 

- doch die Preise explodieren. Verbrau¬ 
cher und Wirtschaft zahlen die Zeche 

- Deutschland droht eine schleichende 
Deindustrialisierung.“ 

In der Tat sind die Energiepreise in 
Deutschland dramatisch gestiegen. Al¬ 
lein in den vergangenen zehn Jahren 
um 57 Prozent, berichtet das Handels¬ 
blatt. Das sei vor allem der Förderung 
der erneuerbaren Energien geschuldet, 
die in diesem Jahr ein Volumen von 
14,1 Milliarden Euro erreichen werde. 
Am stärksten von den Strompreisen 
betroffen seien die Chemie-, Metall- 
und Papierindustrie. In der Aluminium¬ 
branche belaufen sich die Stromkosten 
auf über 40 Prozent der Gesamtkosten. 
Die Unternehmensberatung McKinsey 
prognostiziert, dass sich die Kosten für 
die Energie wende zwischen 2011 und 
2020 auf 175 Milliarden Euro summie¬ 
ren werden. Allein im Jahr 2020 wer¬ 
den die Stromverbraucher demnach 
Kosten von 21,5 Milliarden Euro tra¬ 
gen müssen, die nur durch den Umstieg 
auf die erneuerbaren Energien verur¬ 
sacht werden. 

Nun verschwieg aber das Handelsblatt 
wie alle anderen Medien einen mona¬ 
tealten Bericht der Bundesnetzagen¬ 
tur. Darin heißt es, dass einige hundert 
Firmen rund 18 Prozent des deutschen 
Stroms verbrauchen, aber nur 0,3 Pro¬ 
zent der Umlage für erneuerbare Ener- 


scher im Revisionsverfahren, wurden 
in jüngster Zeit selber Willküropfer 
des Polizeiapparats. Denn unaufhör¬ 
lich skandieren sie gegen rechtslastige 
potentielle Täter in Uniform und de¬ 
ren Hintermänner im sachsen-anhalti- 
nischen Innenministerium: „Oury Jal¬ 
loh - das war Mord!“ In Dessau, wo 
Ourys uniformierte Peiniger teils auf 
versetzten Posten noch immer „un¬ 
schuldig“ Dienst tun, wurde Mouctar 
im Januar gezielt mit Polizeiknüppeln 
bis zur Bewusstlosigkeit krankenhaus¬ 
reif geschlagen. 

Auch der wiederaufgerollte Prozess 
ist eine Farce, erklärt Nebenkläger- 
Anwalt Philipp Napp auf der Konfe¬ 
renz. Während der etwa 120 bis 125 
Prozesstage - zuerst in Dessau, dann 
in Magdeburg - ist es bei „planlosem 
und unsystematischem Herumstochern 
in den Prozessakten“ geblieben, statt 
den furchtbaren Verbrennungstod von 
Oury Jalloh aus Sierra Leone lückenlos 
aufzuklären. Er geschah unter Aufsicht 
in einem rechtslastigen Revier, in einer 
sorgsam verriegelten Zelle bei brutaist¬ 
möglicher Fixierung an eine schwer 
entflammbare Matratze, nicht einmal 
mit dem Anschein versuchter Hilfeleis¬ 
tung. Statt von Anfang an in alle Rich¬ 
tungen, also auch von außen, zu ermit¬ 
teln, war sogleich zu Lasten des Opfers 
eine „Selbstentzündungs“these aufge¬ 
bracht und von gefälligen Gutachtern 
verfolgt worden. Aus Zeugenaussagen 
und offiziösen Andeutungen auch über 
Bespitzelungen von „unzuverlässigen“ 
Beamten kann aber geschlossen wer¬ 
den, dass zwecks öffentlicher Ablen¬ 


gien zahlen. Dieser Bericht ist erst nach 
der NRW-Wahl veröffentlicht worden. 
Der SPIEGEL vom 15. Mai: Auf die ge¬ 
werblichen Kleinverbraucher und die 
privaten Haushalte würden Kosten von 
rund 2,5 Milliarden Euro abgewälzt. 
Nun unterscheidet das Handelsblatt 
in seinem Bericht ohnehin nicht zwi¬ 
schen Industrieverbrauch und Privat¬ 
haushalt, wenn es vom Stromverbrau¬ 
cher spricht, gewissermaßen vom ideel¬ 
len Stromgesamtverbraucher. Schlimm 
findet das Blatt den Preis von 10 Cent/ 
kWh, indes bezahlt der Privatverbrau¬ 
cher mittlerweile in Köln 27 Cent. Die 
gehen an die Rheinenergie. Das ist et¬ 
was mehr als der NRW-Durchschnitt 
von 25 Cent. Dieser Preis gilt für den 
Durchschnittshaushalt mit Durch¬ 
schnittsverbrauch von 4 000 kWh im 
Jahr. Knapp unter 1 000 Euro im Jahr. 

47 Prozent des Stromverbrauchs fal¬ 
len auf die Industrie, 27 Prozent auf 
die privaten Haushalte, 14 Prozent 
auf Handel und Gewerbe. Öffentliche 
Einrichtungen verbrauchen acht Pro¬ 
zent, der Verkehr drei Prozent und die 


kung behördeninterne Vorgaben maß¬ 
gebend waren. Allerdings erwiesen sich 
alle stützend-manipulierten Brandre¬ 
konstruktionen nebst nachträglich un¬ 
tergeschobenen „Indizien“ als gerichts¬ 
untauglich. Die bereits greifbare Ein¬ 
stellung des Verfahrens konnte bisher 
verhindert werden. 

Der bei der Obduktion festgestellte 
Bruch von Ouris Nasenbein wurde bis¬ 
her juristisch kaum gewürdigt. 
Angesichts demonstrativer Untätig¬ 
keit und systematischen Wegsehens 
auf breiter gesellschaftlicher Ebene 
legt Gabriele Heinecke den Finger in 
die Wunde. Schon im Dessauer Ver¬ 
handlungsmosaik wurde die Möglich¬ 
keit ausgeblendet, eine andere Person 
hätte über einen geheimgehaltenen 
Zugang zu Oury Jalloh gelangen und 
die Tat ungestört ausführen können. 
Selbst wenn die jetzt unvoreingenom¬ 
mene Tätigkeit eines neuen Brandgut¬ 
achters in absehbarer Zeit wieder blo¬ 
ckiert werden könne, ist möglicherwei¬ 
se mit Bauernopfern zu rechnen, zum 
besseren Schutz von amtlich gedeckten 
Hintermännern oder Tätern. 

Denn die Anklage gegen den Dessau¬ 
er Dienstgruppenleiter Schubert ist 
erweitert worden, vorverlagert zum 
Brandgeschehen wegen Freiheitsbe¬ 
raubung mit Todesfolge. Erstmals wer¬ 
den drei von ihm zu verantwortende 
Rechtsbrüche nach der Festnahme des 
alkoholisierten jungen Afrikaners un¬ 
tersucht. So war bekannt, dass der fest¬ 
genommene Oury Jalloh nachweislich 
bei der Ausländerbehörde registriert 
war. Die Polizei missachtete auch den 


Landwirtschaft ein Prozent. Im vergan¬ 
genen Jahr haben wir mit Blick auf ein 
Gutachten von Prof. Uwe Leprich und 
Prof. Andy Junker darauf hingewie¬ 
sen, dass die Laufzeitverlängerung für 
Atomkraftwerke, wenn sie hätte durch¬ 
gesetzt werden können, den vier gro¬ 
ßen Energiekonzernen 50 Milliarden 
zusätzliche Gewinne beschert hätten. 
Diese Laufzeitverlängerung musste an¬ 
gesichts der Proteste im Gefolge von 
Fukushima zurückgenommen werden. 
Damit sind der Viererbande Riesenge¬ 
winne entgangen. 

So hat die AKW-Abschaltung RWE 
einen Gewinneinbruch im Jahre 2011 
beschert. Das betriebliche Ergebnis des 
Konzerns sank um 24 Prozent auf 5,8 
Milliarden Euro. Das Nettoergebnis 
verringerte sich sogar um 45,4 Prozent 
auf 1,8 Mrd. Euro. Das soll sich ändern. 
Angestrebt werden 7 Milliarden Euro 
{Focus online 10. Mai). Der Fehlbetrag 
für E.ON betrug im Jahr 2011 2,2 Mil¬ 
liarden Euro. Im ersten Quartal 2012 
rechnet E.ON aber mit einer deutlich 
verbesserten Ertragslage, teilt VERI- 


vorgeschriebenen Richtervorbehalt, 
denn ein Polizeiarzt entnahm ohne 
entsprechende Verfügung Blutproben. 
Und obwohl die Identität des Festge¬ 
nommenen bereits zweifelsfrei erwie¬ 
sen war, wurde er inhaftiert - bloß weil 
sich zwei (auch vor Gericht) rassistisch 
äußernde Damen belästigt fühlten, als 
Oury hilfesuchend um kurze Nutzung 
ihres Handys bat. 

„Im Übrigen hat das gezielte Spuren¬ 
verwischen System: Immer sollen es die 
Ausländer selber gewesen sein“, sagt 
Gabriele Heinecke und verweist auf 
die folgenschwere Lübecker Brandstif¬ 
tung 1996, bei der asylsuchende Men¬ 
schen in einem mit Familien überbe¬ 
legten Wohnhaus starben. Damals ge¬ 
rieten offenkundig rechts eingestellte 
Täter, wegen typischer Brandentzün¬ 
dungsspuren auf frischer Tat überprüft, 
gar nicht erst in den Fokus der Ermitt¬ 
ler und Richter. Haarsträubend belas¬ 
tet und angeklagt wurden stattdessen 
Vertreter der Opferseite, die Heinecke 
dann engagiert verteidigte. 

Für das weitergehende Anliegen der 
Konferenz, warum es in Deutschland 
so schwierig ist, Polizisten für rassisti¬ 
sche Gewalttaten vor Gericht zu brin¬ 
gen und zu verurteilen, liefern interna¬ 
tionale Prozessbeobachter Diskussi¬ 
onsanstöße. Senonvo Agbota Zinsou, 
Schriftsteller, Dozent und Mitglied 
der Initiative AfroManifest Allemag- 
ne, und Eddie-Bruce Jones, Dozent für 
europäisches Recht in London, gehö¬ 
ren dazu, ebenso die Kritische Juristin 
Ulrike Birzer aus Berlin. Die Auslän¬ 
der- und rassistische Sondergesetzge¬ 


VOX am 3. Mai mit. Der schwedische 
Energiekonzern Vattenfall hat seine 
Gewinne zum Jahresauftakt wieder 
kräftig gesteigert. Der Nettogewinn 
verdoppelte sich nach dem Einbruch 
2011 im ersten Quartal auf rund 1,56 
Milliarden Euro. Auch Deutschlands 
drittgrößter Energiekonzern EnBW 
hat zwei seiner vier Atomkraftwerke 
abschalten und eine Verringerung des 
Gewinns hinnehmen müssen. Im Auf¬ 
taktquartal dieses Jahres stieg zwar der 
Umsatz um 1,4 Prozent auf 5,1 Milliar¬ 
den Euro, der operative Gewinn sank 
aber um 4,4 Prozent auf bemitleidens¬ 
werte 914,8 Millionen Euro. 

Damit ist etwa das Bermudadreieck 
Umrissen, in dem der Kampf um die 
Gewinne tobt. Die Energiekonzerne 
drängen auf eine Kompensation ihrer 
Verluste nach der Abschaltung eines 
Teils der AKWs, demgegenüber bean¬ 
sprucht die energieverbrauchende In¬ 
dustrie Preisprivilegien. Am Ende wird 
die Bevölkerung zahlen. 


bung seit den neunziger Jahren spielt 
nicht nur mit „verdachtsunabhängigen 
Kontrollen“ eine wesentliche Rolle. 
„Wir lassen uns wegen unserer Haut¬ 
farbe nicht mehr kontrollieren!“ skan¬ 
diert Komi mit unterstützendem Saa¬ 
lecho, und der französische Übersetzer 
fragt laut, indem er auf den erfolgrei¬ 
chen Straßendruck von Tausenden in 
seiner Heimat verweist: Wie kann man 
in Deutschland ein Gesetz ändern? Ed¬ 
die-Bruce Jones verweist auf den in den 
80er, 90er Jahren hartnäckig geführten 
Kampf zur öffentlichen Umsetzung des 
McPherson-Reports in London. Dort 
war die erzwungene, unabhängige öf¬ 
fentliche Untersuchung über die Um¬ 
stände des 18jährig erschossenen Ste¬ 
phen Lawrence maßgebend für grund¬ 
legende Gesetzesänderungen. Jetzt 
erhält dort der Ruf nach einem anti¬ 
rassistischen Gleichbehandlungsgesetz 
viel Unterstützung, weil 96 Morde aus 
rassistischen Gründen auch institutio¬ 
neil verursacht sind. 

Antirassistische Unterstützer hierzu¬ 
lande sollten stärker Gesicht zeigen 
zu den nächstfolgenden Magdeburger 
Prozessterminen am 1. und 3. August 
sowie am 27. und 28. August. Bereits für 
Mittwoch dieser Woche war eine Trau¬ 
erkundgebung für Mariama Djombo 
Diallo direkt vor dem Landgericht an¬ 
gemeldet, und vom Gericht selbst sollte 
das Einlegen einer ehrenden Trauermi¬ 
nute gefordert werden. 

Hilmar Franz 


Bedrohungaus 
dem Hinterhaus 

Seit geraumer Zeit kämpft die NPD in 
Thüringen mit einem kontinuierlichen 
Mitgliederschwund. Um dem Rück¬ 
gang entgegen zu wirken, hat sie nun 
eine islamfeindliche Kampagne gegen 
Moscheen initiiert. Die Demonstration 
zum Abschluss in Eisenach wurde von 
der Stadt verboten, nun beginnt das ju¬ 
ristische Tauziehen. 

Mit etwa 550 Mitgliedern feierte der 
NPD-Landesverband noch vor fünf 
Jahren seinen personellen Höchststand. 
Doch interner Streit und die Niederlage 
bei der Landtagswahl sorgten für einen 
stetigen Rückgang: mit etwa 300 Mit¬ 
gliedern war im vergangenen Jahr der 
bisherige Tiefpunkt erreicht. Der Tal¬ 
sohle versuchte die NPD eine groß an¬ 
gelegte Mitgliederkampagne entgegen 
zu setzen, doch auch hier blieb der Er¬ 
folg übersichtlich: zum angekündigten 
„Höhepunkt“ der Kampagne erschie¬ 
nen im September 2011 gerade mal 17 
Rechtsextreme vor dem Landtag in Er¬ 
furt. 

Nach der Neuwahl des Landesvorstan¬ 
des versucht die NPD nun offenbar auf 
den Zug gegen Moscheen aufzusprin¬ 
gen, der bislang vor allem Rechtspo¬ 
pulisten Vorbehalten war. Dazu zeich¬ 
net die Partei ein rassistisches Horror¬ 
szenario mit einer vermeintlichen 
Bedrohung durch „Ausländer“ und 
steigender „Ausländerkriminalität“. Als 
„i-Tüpfelchen“ hat Landeschef Patrick 
Wieschke einen Gebetsraum für Mus¬ 
lime in einem Hinterhaus in der Innen¬ 
stadt von Eisenach ausgemacht, von wo 
aus „sich also fast unbemerkt der Islam 
breit“ mache. 

Offenbar will die rechtsextreme Partei 
die islamfeindliche Stimmung in der Be¬ 
völkerung für ihre Zwecke nutzen. Nach 
Angaben der Studie „Die Mitte in der 
Krise“ waren 2010 knapp 60 Prozent 
der Befragten der Meinung, „für Mus¬ 
lime in Deutschland sollte die Religi¬ 
onsausübung erheblich eingeschränkt 
werden“. Die Stadt Eisenach sieht das 
deutlich anders und hat den als „Höhe¬ 
punkt der Kampagne“ für den 27 Juli an¬ 
gekündigten Aufmarsch der NPD ver¬ 
boten. Hinter der freien Religionsaus¬ 
übung müssten Versammlungsrecht und 
freie Meinungsäußerung zurück stehen, 
sagte Oberbürgermeisterin Katja Wolf. 

(Blick nach Rechts) 


Konzerne verbrauchen, wir zahlen 

Hintergründe der Kampagne für höhere Strompreise 
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China verdoppelt seine Kredite für Afrika 

Peking wird der größte Geldgeber Afrikas vor IWF und Weltbank 


Die Volksrepublik China wird in den 
kommenden zwei Jahren (2013-2015) 
ihren Kreditrahmen für afrikanische 
Staaten von bisher 10 auf 20 Milliarden 
Dollar (ca. 16 Mrd. Euro) erhöhen. Das 
gab der chinesische Staatspräsident Hu 
Jintao in der Eröffnungsrede auf der 5. 
Konferenz des Forums für chinesisch¬ 
afrikanische Zusammenarbeit am 
19. Juli in Peking bekannt. 

Die zweitägige Konferenz im Pekinger 
„Palast des Volkes“ am Tien-An-Men 
Platz, die seit dem Jahr 2000 alle drei 
Jahre abwechselnd in verschiedenen 
Staaten stattfindet, hat in deutschen 
Medien nur wenig Beachtung gefun¬ 
den, obwohl sie hochrangig besetzt 
war und sowohl unter weltwirtschaft¬ 
lichen wie globalpolitischen Gesichts¬ 
punkten Veränderungen im internatio¬ 
nalen Kräfteverhältnis deutlich mach¬ 
te. Immerhin hatten sechs afrikanische 
Staatspräsidenten, darunter Südafrikas 
Staatschef Zuma, zwei Premierminis¬ 
ter und hunderte weitere hochrangi¬ 


ge Vertreter afrikanischer Staaten den 
Weg nach Peking angetreten, um mit 
der chinesischen Regierung Pläne für 
die künftige chinesisch-afrikanische 
Zusammenarbeit zu beraten. Auch 
UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon 
nahm daran teil. Er begrüßte in seiner 
Ansprache die chinesische Initiative als 
neuen Höhepunkt in den chinesisch-af¬ 
rikanischen Beziehungen, der auch zur 
Entwicklung der Weltwirtschaft bei¬ 
trage, und dies zu einem Zeitpunkt, da 
die Staaten, die traditionell als „Wachs¬ 
tumsmotoren“ gelten, sich in einer Re¬ 
zession befinden. 

Laut der algerischen Tageszeitung 
„Liberte“ wird China mit den bereit¬ 
gestellten Summen „der erste Geld¬ 
geber Afrikas, weit vor dem Club von 
London oder Paris sowie dem IWF und 
der Weltbank“. Der Handelsaustausch 
zwischen China und den afrikanischen 
Staaten hat sich in den letzten fünf Jah¬ 
ren von 55 Mrd. auf 166 Mrd. $ erwei¬ 
tert. Damit ist China auch zu einem der 


wichtigsten Handelspartner für den af¬ 
rikanischen Kontinent geworden. 

Die chinesischen Kredite sollen in 
erster Linie dem Ausbau der Infra¬ 
strukturen, der Wirtschaftsförderung 
sowie der weiteren Entwicklung des 
Bildungs- und Gesundheitswesens 
in den afrikanischen Staaten dienen. 
In chinesischen Medien wurde heftig 
dem westlichen Vorwurf widerspro¬ 
chen, dass damit eine Art neuer „chi¬ 
nesischer Kolonialismus“ praktiziert 
werde, bei dem es lediglich um den 
Ausverkauf der afrikanischen Roh¬ 
stoffe an China gehe. In Wirklichkeit 
seien nur 25 Prozent der Gesamtsum¬ 
me für chinesische Investitionen zur 
Erschließung und Förderung von Öl 
und zum Abbau von Erzen und ande¬ 
ren Rohstoffen in Afrika vorgesehen. 
Der große Rest diene der Förderung 
von Entwicklungsprojekten, besonders 
dem Ausbau der einheimischen Land¬ 
wirtschaft und Verarbeitungsindust¬ 
rie. Außerdem ist in den kommenden 


zwei Jahren die Ausbildung von wei¬ 
teren 30 000 afrikanischen Fachleu¬ 
ten geplant, nachdem China seit 2006 
bereits 30 000 afrikanische Techniker 
ausgebildet hat. Beabsichtigt ist die 
Einrichtung von technischen und kom¬ 
merziellen Ausbildungszentren in den 
afrikanischen Staaten selbst mit chine¬ 
sischen Lehrkräften, aber auch die Ver¬ 
gabe von 18 000 neuen Stipendien für 
afrikanische Studenten in China. Auch 
der Ausbau von transnationalen Inf¬ 
rastrukturen zwischen verschiedenen 
afrikanischen Staaten ist vorgesehen, 
womit der innerafrikanische Handel 
gefördert werden soll. 

Aber nicht nur die ökonomische Ko¬ 
operation stand auf dem Pekinger Fo¬ 
rum zur Diskussion. Hu Jintao sprach 
in seiner Rede auch über neue Vorha¬ 
ben zur Förderung der Freundschaft 
zwischen China und den Völkern Af¬ 
rikas. So soll ein verstärkter Austausch 
zwischen gesellschaftlichen Organi¬ 
sationen und Vereinen, Frauen- und 


Jugendorganisationen sowie auf dem 
Gebiet der Presse organisiert werden. 
Außerdem erklärte China seine Be¬ 
reitschaft, sich auch an Aktionen zur 
Förderung von Frieden und Stabilität 
auf dem afrikanischen Kontinent zu be¬ 
teiligen, bis hin zur Finanzierung von 
Operationen zur Aufrechterhaltung 
des Friedens in afrikanischen Ländern 
im Zusammenwirken mit der Afrikani¬ 
schen Union (AU). Auch für eine Auf¬ 
wertung der Positionen Afrikas in den 
internationalen Organisationen will 
China sich einsetzen. 

Laut jüngsten Angaben haben sich 
die chinesischen Direktinvestitionen 
in Afrika seit 2009 um 60 Prozent auf 
14,7 Mrd. Dollar erhöht. Mehr als 2 
000 chinesische Firmen in 50 afrikani¬ 
schen Ländern sind beteiligt. Von chi¬ 
nesischen Firmen wurden bis August 
2011 etwa 3 000 Kilometer Straßen 
und 2 000 km Eisenbahnlinien sowie 
100 Schulzentren und 60 Krankenhäu¬ 
ser gebaut. Georg Polikeit 


Neun Monate haben sie allen Erpres¬ 
sungen und Provokationen widerstan¬ 
den. Jetzt, nach 272 Tagen, beendeten 
die Stahlarbeiter von Aspropyrgos 
westlich von Athen ihren Streik. In 
der Streikversammlung im Gewerk¬ 
schaftszentrum in Elefsina entschieden 
sich vergangenen Samstag 107 Kolle¬ 
gen für ein Ende des Streiks, 14 votier¬ 
ten für die Fortsetzung und 29 enthiel¬ 
ten sich. 

Eine Woche zuvor hatten der Werks¬ 
boss Manesis und die griechische Re¬ 
gierung Samaras mit dem polizeistaat¬ 
lichen Sturm auf das Werksgelände die 
Macht des Kapitals demonstriert. Son¬ 
dereinsatzkräfte der Polizei vertrieben 
die Streikenden mit Schlagstöcken so¬ 
wie Tränengas und Pfefferspray vom 
Werksgelände und sperrten seitdem 
den Zugang zum Stahlwerk. Vorüber¬ 
gehend hatten sie sechs Stahlwerker 
festgenommen und gleichzeitig etwa 
100 Streikbrecher ins Werk geschleust, 
nach Aussagen des Betriebsrats vor sit¬ 
zenden Sifonios mehrheitlich Büroan¬ 
gestellte, die selbstverständlich „kein 
einziges Kilo Eisen (hätten) produzie¬ 
ren“ können. 

Am Tag danach hatte die Wut der Strei¬ 
kenden noch dem Übergriff getrotzt 
und eine Mehrheit die Fortsetzung 
des Streiks beschlossen. Gleichwohl 
hatten sie Anfang Juli ein Kompro¬ 
missangebot unterbreitet, die Arbeit 
wieder aufzunehmen, wenn Manesis 


Unter dieser Überschrift erschien in 
der chilenischen Zeitung „El Mostra- 
dor“ ein Artikel, den wir in ganzer 
Länge wiedergeben. 

Der rechtsmedizinische Dienst (SML) 
hat es nach elfjährigen Untersuchun¬ 
gen geschafft, vier verschwundene 
Verhaftete zu identifizieren, die 1976 
in einem Vernichtungslager der Ge¬ 
heimpolizei von Augusto Pinochet er¬ 
mordet wurden. So haben es am Frei¬ 
tag Justizkreise bekanntgegeben, die 
unterstrichen, dass es dabei um drei 
kommunistische Politiker und ein Mit¬ 
glied des MIR (Bewegung der Revo¬ 
lutionären Linken) geht, die in der so 
genannten Kaserne „Simon Bolivar“ 
die unter der Leitung der DINA (In¬ 
landsgeheimdienst) stand, ermordet 
worden waren. 

Die Existenz jener Kaserne, aus der 
kein einziger Gefangener lebend her¬ 
ausgelangte, war bis 2007 unbekannt, 
als sie der Justiz durch Jorgelino Verga- 
ra, alias „El Mocito“ einen reuigen DI¬ 
NA-Agenten, bekanntgemacht wurde. 
Die Identifizierungen, die auf Basis von 
gut zweihundert Knochenresten ge¬ 
macht wurden, gehören, wie die Quel¬ 


Widerstand mit langem Atem 

Der Streik in Aspropyrgos wurde nach neun Monaten beendet 



Streikführer Georgios Sifonios mit Kollegen vor dem Werkstor. Der DKP-Partei- 
vorstand hat vor zwei Wochen eine Solidaritätspende in Höhe von 500 Euro an 
die Streikenden von Chalyvourgia überwiesen. 


umgehend Zusage, mindestens 40 der 
insgesamt bereits 120 entlassenen Ar¬ 
beiter einzustellen. Für die übrigen er¬ 
warteten sie danach neue Arbeitsver¬ 
träge „innerhalb eines angemessenen 
Zeitrahmens“. Manesis und Arbeitsmi¬ 
nister Giannis Vroutsis zeigten keiner¬ 
lei Kompromissbereitschaft. 

„Keiner von uns hat wissen können, als 
wir unseren Kampf begannen, wie hel¬ 
denhaft der Kampf für die Arbeiterbe¬ 
wegung werden würde ..., welche Kraft 
und Geduld von uns verlangt würde“, 
hieß es im Beschluss der Vollversamm¬ 
lung. Keineswegs erfahren im Klassen¬ 
kampf, habe sie überrascht, welche 
beispiellose Bewegung der nationa¬ 
len und internationalen Solidarität ihr 
Streik auslösen würde. Sie hätten ge¬ 
tan, was sie hätten tun müssen. „Erho¬ 
benen Hauptes“ kehrten sie an den Ar¬ 
beitsplatz zurück mit dem Willen, das 
Ziel ihres Arbeitskampfes zwar nicht 
erreicht, an Stärke und Bewusstheit in 
der Klassenauseinandersetzung aber 
gewonnen zu haben, fest entschlossen 
den Kampf jetzt am Arbeitsplatz fort¬ 
zusetzen. 

Arbeit unter unmenschlichen Bedin¬ 
gungen mit Temperaturen über 110° C, 
Verbrennungen, Ohnmacht, tödliche 
Arbeitsunfälle wegen mangelnden Ar¬ 
beitsschutzes und der schlecht gewar¬ 
teten Ausrüstung ist der Preis für den 
Profit des Unternehmens, das mehr als 
30 Prozent des griechischen Stahlmark¬ 


tes kontrolliert und durch steigende, 
subventionierte Exporte seine ökono¬ 
mische Position ausbaut. Manesis will 
die Wochenarbeitszeit der zu Beginn 
des Streiks 400 Beschäftigten halbie¬ 
ren und ihnen einen Monatslohn von 
500 Euro statt zuvor 1 000 bis 1 500 
Euro auszahlen. 180 Kündigungen sieht 
sein Plan vor. 120 Entlassungen hat er 
bislang ausgesprochen und verweigert 


trotz guter Auftragsbücher unnachgie¬ 
big deren Wiedereinstellung. 

Das gesellschaftspolitische Klima hat¬ 
te sich im neunten Monat des Streiks 
deutlich zu Ungunsten der Streikenden 
verschlechtert. Zum einen das Ergeb¬ 
nis der Parlamentswahl am 17. Juni, das 
die klassenbewussten Kräfte schwäch¬ 
te; zum anderen die unter der Fuchtel 
der Regierenden stehenden Dachge- 


Opfer des Befreiungskampfes 

„SML identifiziert vier Verschwundene eines Vernichtungslagers Pinochets“ 


len erklärten, den kommunistischen 
Aktivisten Lincoyän Berrfos Cataldo, 
Horacio Cepeda und Fernando Ortiz 
Letelier sowie dem MIR-Mitglied An¬ 
gel Guerrero Castillo. Erstere gehörten 
zur dritten geheimen Leitung der Kom¬ 
munistischen Partei, die in Chile nach 
dem Putsch Pinochets vom 11. Septem¬ 
ber 1973 agierte. Die beiden vorherigen 
Leitungen wurden ebenfalls von der 
DINA ermordet, im selben Jahr 1976. 
Die Reste der vier Männer werden 
bald, wahrscheinlich noch am Wochen¬ 
ende, ihren Familienangehörigen zur 
gesetzlichen und definitiven Bestattung 
übergeben. Die KP-Mitglieder werden 
nach Angaben von Menschenrechtsor¬ 
ganisationen in der Gedenkstätte für 
verschwundene Verhaftete und ermor¬ 
dete Politiker ihre Ruhe finden, wel¬ 
che im Hauptfriedhof der chilenischen 
Hauptstadt errichtet wurde; Guerrero 
wird in Puente Alto, nahe Santiago, be¬ 
erdigt. 

Nach Angaben der Quellen ist die 
Identifizierung dieser Opfer möglich 
geworden, weil ihre Leichen - im Un¬ 
terschied zu den anderen Verschwun¬ 
denen von „Simon Bolivar“, deren 


Körper ins Meer geworfen wurden - 
in eine verlassene Mine des Sektors 
Cuesta Barriga gebracht wurden, nahe 
des Weges nach Valparaiso, im Westen 
Santiagos. 

In der Kaserne Simon Bolivar agierten 
die „Brigade Lautaro“ und die „Grup¬ 
pe Delphin“ der DINA, wie es das 
kürzlich erschienene Buch „Der Tanz 
der Raben“ von Javier Rebolledo zeig¬ 
te, das auf den Aussagen von Jorgelino 
Vergara basiert. Nach jenem Text wur¬ 
den die Opfer brutalen Folterungen 
unterzogen; einige, wie Fernando Or¬ 
tiz, wurden totgeschlagen. Nach ihrer 
Ermordung verbrannten die Agenten 
ihre Gesichter und Fingerabdrücke mit 
Schweißbrennern. 

Im Januar 1979 kommandierte der DI- 
NA-Agent Erasmo Sandoval Aranci- 
bia, bekannt als „Pete el Negro“, eine 
Gruppe, die die Körper aus der Mine 
von Cuesta Barriga herausholten um 
sie später in durch Stücke von Eisen¬ 
bahnschienen beschwerten Säcken ins 
Meer zu werfen. Von jener geheimen 
und illegalen Exhumierung verblieben 
nur etwa zweihundert Knochenstücke, 
die nach erschöpfenden, 2001 begonne¬ 


nen und in ausländischen Laboratorien 
überprüften Nachforschungen die Iden¬ 
tifizierung dieser vier Opfer erlaubten. 
Die Exhumierung der Leichen gehörte 
zur Operation „Rücknahme der Fern¬ 
sehgeräte“, welche direkt von Augusto 
Pinochet angeordnet wurde, nachdem 
1978 fünfzehn Leichen von im Sektor 
Lonquen nahe Santiago ermordeten 
Bauern entdeckt worden waren. 
Sandoval, der die Taten in einer juris¬ 
tischen Einlassung zugab, sagte, dass 
man nach der Ausgrabung der Lei¬ 
chen mehrere tote Hunde in die Mine 
geworfen hat um Vorgefundene Reste 
zu rechtfertigen, denn ein Bauer hat¬ 
te die Körper entdeckt und die Vicarfa 
de la Solidaridad (Pfarrei der Solida¬ 
rität), eine Organisation der Katho¬ 
lischen Kirche, die während der Dik¬ 
tatur die Menschenrechte verteidigte, 
informiert. 

„Aber wir waren vorher da“, brüstete 
sich „Pete el Negro“ in seiner Einlas¬ 
sung. Hunderte von im Rahmen der 
Operation „Rücknahme der Fernseh¬ 
geräte“ ausgegrabenen Leichen wurden 
ins Meer geworfen oder in den Regi¬ 


werkschaften, die keinerlei Verständ¬ 
nis für die Streikbewegung signalisier¬ 
ten. Im Gegenteil: In den Zweigwerken 
des Stahlindustriellen Manesis in Vo- 
los verhinderten sie mit ihrem dorti¬ 
gen Einfluss solidarische Streikbewe¬ 
gungen. Sie schwiegen zu den sich häu¬ 
fenden Arbeitsunfällen in den beiden 
Zweigwerken im Bezirk Magnisia und 
selbst zum Transport radioaktiv ver¬ 
seuchter Ladungen in eines der Werke. 
Einzig die Gewerkschaftsfront PAME 
unterstützte seit dem ersten Streiktag 
die Stahlarbeiter uneingeschränkt und 
organisierte seitdem eine beispielhaf¬ 
te Solidaritätsbewegung, die nationales 
und mittlerweile auch internationales 
Echo fand. Gewerkschaftsorganisati¬ 
onen, Studenten- und Schülervereine, 
Initiativen der kleinen Landwirte und 
Gewerbetreibenden zeigten materiell 
und politisch-moralisch ihre Solidari¬ 
tät mit den Streikenden und ihren Fa¬ 
milien. Nur so war dieser Streik neun 
Monate durchzuhalten. Noch eine Wo¬ 
che vor Streikende hatte PAME in 42 
griechischen Städten Demonstrationen 
zur Solidarität mit dem Chalyvourgia- 
Streik organisiert. Auch nach der Rück¬ 
kehr an ihre Arbeitsplätze werden die 
Stahlarbeiter auf die konsequente Un¬ 
terstützung der PAME bauen können. 
Ihr Streik sei ein beispielhaftes Signal 
für den Klassenwiderstand im ganzen 
Land, habe nationale und sogar inter¬ 
nationale Bedeutung. Udo Paulus 


mentern verbrannt, wie die Justiz nach- 
weisen konnte. 

Der frühere Agent Sandoval arbeitete 
bis 2007 in der Behörde der Gemein¬ 
de Providencia im Bezirk von Santiago 
als Sicherheitschef, unter Bürgermeis¬ 
ter Cristiän Labbe, einem Ex-Oberst, 
der Mitglied der DINA und Agenten¬ 
ausbilder war. Dennoch wurde „Pete el 
Negro“ entlassen, nachdem seine Taten 
bekannt wurden. 

Die Diktatur hatte damals die Verhaf¬ 
tung der vier jetzt identifizierten Opfer 
bestritten und gesagt, dass sie „gemein¬ 
sam mit anderen Marxisten“ nach Ar¬ 
gentinien geflohen seien. 

Einer der vier Männer, Lincoyän Yalu 
Bernos Cataldo, war der Onkel des Be¬ 
zirksvorsitzenden der DKP in Bran¬ 
denburg, Mario Bernos, der auch Mit¬ 
glied des Parteivorstands der DKP ist. 
Genosse Mario kam als Kind mit sei¬ 
nen von der Diktatur verfolgten Eltern 
nach Deutschland. Die Redaktion der 
UZ drückt Mario und seiner Familie 
ihr Beileid aus. Die Beisetzung fand am 
28. Juli auf dem Hauptfriedhof San¬ 
tiagos in besagter Gedenkstätte statt. 

Übers.: G. Pohl 
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„Ein anderes Europa - jetzt!“ 

ln Athen tagte die Europäische Linkspartei 


USA forcieren Kriegsvorbereitungen gegen 

den Iran 

Russland droht Milliardenstrafe für Bruch von Waffenvertrag 


Nach einem Bericht der russischen 
Zeitung „Nesawisimaja Gazeta“ (NG) 
forcieren die USA ihre militärischen 
Drohgebärden gegen den Iran. Zu¬ 
gleich sind sie dabei, das Land mit Ra¬ 
ketenabwehrsystemen einzukreisen. 
Bei ihrem Besuch in Israel sicherte US- 
Außenministerin Hillary Clinton dem 
israelischen Premier Netanjahu zu, dass 
Washington zu einem Militäreinsatz ge¬ 
gen den Iran bereit sei, um die Herstel¬ 
lung von Atomwaffen in diesem Land 
zu verhindern. Um ihre Entschlossen¬ 
heit zum Krieg zu demonstrieren be¬ 
reiten die US-Marine und ihre Verbün¬ 
deten ein Großmanöver im Persischen 
Golf vor, an dem laut „Nesawisimaja 
Gazeta“ 20 Länder teilnehmen. 
Gleichzeitig soll Teherans Verteidi¬ 
gungsfähigkeit gegen einen militäri¬ 
schen Überfall durch einen Ring von 
Raketenabwehrsystemen um das Land 
neutralisiert werden. Solche Systeme 
sind bereits in Israel und der Türkei in¬ 
stalliert. Ein weiteres soll jetzt in Ka- 


Mit einer Erfolgsmeldung konnte der 
Generalsekretär der Kommunistischen 
Partei Südafrikas (SACP), Blade Nzi- 
mande, den 13. Parteitag der SACP er¬ 
öffnen: Die Mitgliederzahl hat sich in 
den vergangenen fünf Jahren verdrei¬ 
facht, von 51 874 auf 151 588 Genos¬ 
sinnen und Genossen. Wobei er stolz 
unterstrich, dass 42 Prozent der neu 
Eingetretenen Frauen sind. Die Zahl 
stammt vom Februar, seither haben 
weitere 2 632 Menschen den Weg in 
die Partei gefunden. 

Die Bedeutung der SACP für das poli¬ 
tische Leben in Südafrika wurde durch 
hochrangige Gäste unterstrichen, un¬ 
ter ihnen Staatspräsident Jacob Zuma 
und der Generalsekretär des Ge¬ 
werkschaftsdachverbands COSATU, 
Zwelinzima Vavi. Vor den etwa 1 900 
Delegierten, die vom 11. bis 15. Juli be¬ 
rieten, erklärte Nzimande, das Wachs¬ 
tum der Partei gehe mit einem immer 
größeren Einfluss der Partei einher. Als 
wichtigste Kampffelder der aktuellen 
Politik nannte er die Wirtschaftspolitik, 
Kämpfe am Arbeitsplatz und die Ge¬ 
werkschaften, Lokalpolitik, den Staats¬ 
apparat, die „Schlacht der Ideen“ - ein 
aus Kuba übernommener Ausdruck - 
und zunehmend die internationale Po¬ 
litik. „Unsere Aufgabe als Kommunis¬ 
ten ist es, auf allen diesen Gebieten 
unser Wirken zu entfalten“, rief er die 
Delegierten auf. „Wir müssen aktiv die 
nationaldemokratische Revolution vo¬ 
rantreiben und dürfen nicht als linke 
Opportunisten lamentierend am Ran¬ 
de stehen!“ 

Die Kommunistische Partei stellt 62 
der 264 Abgeordneten des Afrikani¬ 
schen Nationalkongresses (ANC) im 
Parlament. Sie stellt den Finanzminis¬ 
ter und die Minister für wirtschaftliche 
Entwicklung, Handel und Industrie, 
Transport und öffentliche Aufgaben. 
Sie spielen eine bedeutende Rolle bei 
der Neuorientierung der Politik - weg 
vom marktorientierten Neoliberalis¬ 
mus und dem Privatisierungskurs, hin 
zu stärkerer staatlicher Steuerung, um 
die Massenarbeitslosigkeit - derzeit bei 
25 Prozent -, und die Rassen- und Frau¬ 
endiskriminierung zu überwinden. 

Die oppositionellen südafrikanischen 
Monopolmedien stürzten sich beson¬ 
ders auf die Passagen von Nzimandes 
Rede, in denen er die Überführung von 
Schlüsselbereichen der Wirtschaft in 
Staatseigentum forderte: Stromerzeu¬ 
gung, Wasserwirtschaft und Schienen¬ 
verkehr. Ebensolches Aufsehen erreg¬ 
te die Forderung, die Regierung solle 
die Privatwirtschaft zu Investitionen 
im Infrastrukturbereich zwingen, was 
geeignet sei, Arbeitsplätze zu schaffen. 


tar aufgebaut werden. In dem faktisch 
als absolute Monarchie regierten Land, 
das sich aktiv am Krieg gegen Libyen 
beteiligte und nunmehr die islamisti- 
schen Terroristen in Syrien mit Geld 
und Waffen versorgt, unterhalten die 
USA zwei Militärstützpunkte. 

Negativ auf die Verteidigungsfähigkeit 
des Iran im Falle einer Aggression der 
USA und ihrer Verbündeten wirkt sich 
auch die Nichteinhaltung des Vertrages 
über russische Waffenlieferungen an 
den Iran durch Russland aus. Der Ver¬ 
trag war 2007 unterzeichnet worden 
und sah die Lieferung von S-300-Luft- 
abwehrraketen sowie von gepanzer¬ 
ter Militärtechnik, Kampfflugzeugen, 
Hubschraubern und Kriegsschiffen vor. 
Auf Druck der USA und ihrer Verbün¬ 
deten hatte Russland dann bekanntlich 
im UN-Sicherheitsrat 2010 der Sank¬ 
tionsresolution gegen den Iran zuge¬ 
stimmt. In einem von Präsident Med- 
wedjew Unterzeichneten Dekret zur 


Und zum dritten die Forderung, den 
Banken die Hoheit über Renten- und 
Vorsorgefonds zu entziehen und sie zu 
drängen, in bezahlbaren Wohnraum zu 
investieren. 

Präsident Zuma, zugleich Vorsitzender 
des ANC, forderte in seiner hundert¬ 
minütigen Grußrede die Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten auf, zum Kon¬ 
gress des ANC im Dezember Vorschlä¬ 
ge zu erarbeiten, welche Maßnahmen 
im Zuge der zweiten Phase des revo¬ 
lutionären Prozesses ergriffen werden 
müssten, um Armut und Arbeitslosig¬ 
keit zu überwinden. Wegen ihrer ideo¬ 
logischen Klarheit, ihres hohen politi¬ 
schen Bewusstseins und ihrer Aktivität 
seien sie dazu in besonderer Weise be¬ 
rufen. „Der Klassenkampf geht weiter, 
ob sich die Menschen dessen bewusst 
sind oder nicht. Und er wird weiterge¬ 
hen, bis eine Klasse die andere besiegt 
hat und eine neue Ordnung Gestalt an¬ 
nimmt“, rief er dien Delegierten zu. 
Die Debatte um die verbreitete Kor¬ 
ruption in Südafrika nahm breiten 
Raum ein auf dem Parteitag. „Korrup¬ 
tion ist eine Seuche des Kapitalismus. 
Aber wir können nicht auf den Sozia¬ 
lismus warten, um sie zu besiegen. Be¬ 
kämpfen wir Korruption jetzt als Teil 
des Kampfes gegen den Kapitalismus“, 
forderte Nzimande. Ähnliche Äuße¬ 
rungen von Delegierten während der 
Debatte wurden verstanden als An¬ 
griffe auf den früheren Vorsitzenden 
der ANC-Jugendliga, Julius Malema, 
der seinen aus undurchsichtigen Quel¬ 
len gespeisten üppigen Lebensstil mit 
scheinrevolutionären Parolen gegen 


Ausführung dieser Resolution wurden 
die Waffenlieferungen untersagt. 

Der Iran reichte daraufhin eine Klage 
gegen Rosoboronexport, das für die 
russischen Waffenexporte zuständige 
Staatsunternehmen, beim Internatio¬ 
nalen Schiedsgericht in Genf ein. Wie 
jetzt in der russischen Wirtschaftszei¬ 
tung „Komersant“ zu lesen war, ist 
laut einem Experten auf dem Gebiet 
der militärtechnischen Zusammenar¬ 
beit Russlands „zu befürchten, dass 
Russland eine gigantische Geldstrafe 
droht“. Die Rede ist von vier Milliar¬ 
den Dollar. „Im Gericht werden die 
Iraner betonen, dass das Dekret von 
Dmitri Medwedjew strengere Sankti¬ 
onen vorsieht als dies vom UN-Sicher- 
heitsrat vorausgesetzt wurde“, schreibt 
die Zeitung. Laut der iranischen Aus¬ 
legung hätten die Sanktionen nicht ein 
Lieferverbot für Boden-Luft-Raketen 
vorgesehen, zu denen die S-300-Syste- 
me gehören. 

Willi Gerns 


„die Weißen“ und Aufrufen, die Ar¬ 
men sollten sich bereichern, verbindet. 
Der Parteitag bestätigte den Willen 
zur Einheit der regierenden „Dreier- 
allianz“ aus ANC, COSATU und Kom¬ 
munistischer Partei und die nationalde¬ 
mokratische Revolution voranzutrei¬ 
ben. Um die SACP mit ihrem raschen 
Wachstum zu konsolidieren und ihrem 
Anspruch, Avantgarde der Arbeiter¬ 
klasse zu sein, gerecht zu werden, wur¬ 
den umfassende Maßnahmen zur poli¬ 
tischen und ideologischen Bildung der 
Kader beschlossen. Die KP wird um 
ihre führende Rolle in Bewegungen 
ringen. Die Anstrengungen zur Ver¬ 
tiefung der demokratischen und natio¬ 
nalen Revolution sollen verstärkt, der 
Kampf gegen den neuen Kolonialismus 
im heutigen Afrika intensiviert werden, 
letzteres vor allem im Hinblick auf die 
Ausbeutung der natürlichen Ressour¬ 
cen durch transnationale Konzerne. 
Blade Nzimande wurde ohne Gegen¬ 
kandidaten in seinem Amt als Ge¬ 
neralsekretär bestätigt. Zum neuen 
Vorsitzenden der Partei wurde der 
Vorsitzende der Nationalen Bergarbei¬ 
tergewerkschaft, Senzeni Zokwana, ge¬ 
wählt. Sein Vorgänger, Gwede Mantas- 
he, hatte nicht mehr kandidiert, mit der 
Begründung, er wolle sich auf sein Amt 
als Generalsekretär des ANC konzen¬ 
trieren. Dies sei keine ideologische 
Entscheidung, hatte er den Delegier¬ 
ten erklärt, sondern eine praktische: es 
sei kaum möglich, zwei so verantwor¬ 
tungsvolle Aufgaben gleichzeitig ange¬ 
messen zu erfüllen. 

Bernd Redlich 


Nach den Wahlen in Griechenland und 
Frankreich, nach den Reaktionen so¬ 
wohl der Regierungen in EU-Europa 
und der Linkskräfte in Europa auf den 
Beschluss des Fiskalpakts gab es viele 
Fragen und die Suche nach gemeinsa¬ 
men Wegen der fortschrittlichen Kräf¬ 
te in Europa als Antwort auf die Krise, 
die mit dem Fiskalpakt weiter verschärft 
wird. 

Die Begrüßung der Teilnehmenden aus 
Mitglieds- und Beobachterparteien er¬ 
folgte durch den stellvertretenden Vor¬ 
sitzenden der Europäischen Linkspar¬ 
tei, Alexis Tsipras. Seine Partei Synas- 
pismos ist Mitglied der EL und seit dem 
17. Juni 2012 mit der Fraktion der Radi¬ 
kalen Linken - Syriza - im Parlament 
Griechenlands. Nach dem überwältigen¬ 
den Wahlergebnis schilderte Tsipras die 
vor den linken Parteien in Griechenland 
stehenden Aufgaben. Mit der Feststel¬ 
lung: „Der Sturm auf die Bastille ist es 
nicht geworden, aber wir haben mächtig 
daran gerüttelt und sie fast ins Wanken 
gebracht“ machte er deutlich, dass es 
jetzt darauf ankommt, den in den letz¬ 
ten Wochen und Monaten entwickelten 
Kampf für soziale und demokratische 
Veränderungen weiter zu tragen. Denn 
die Stimmen zur Wahl gewinnen, ist die 
eine Seite, die andere, außerhalb des 
Parlaments den Widerstand zu entwi¬ 
ckeln und für politische Alternativen zu 
kämpfen. Den vor der Wahl aufgestell¬ 
ten 10-Punkte-Plan gilt es jetzt weiter 
in der Bevölkerung bekannt zu machen, 
aber auch im Parlament durch Initiati¬ 
ven und Anträge umzusetzen. Dass dies 
für eine Partei in der Opposition nicht 
einfach sein wird, liegt auf der Hand. 
Nach diesem Beginn der Tagung gab es 
zunächst Informationen aus verschie¬ 
denen Ländern, die teilweise auch be¬ 
reits schriftlich Vorlagen. Bei vielen un¬ 
terschiedlichen Entwicklungen ist trotz 
allem festzustellen, dass die Politik der 
EU und die Sparprogramme der Regie¬ 
rungen insgesamt in Europa zu gravie¬ 
renden Veränderungen für die Bevölke¬ 
rungen führt. Immer mehr nimmt neben 
dem seit langem betriebenen Abbau so¬ 
zialer Rechte auch der Demokratieab¬ 
bau zu. Es zeigt sich insbesondere auch 
in der Zunahme des Antikommunis¬ 
mus, wie z.B. dem Verbot des Symbols 
des roten Sterns in Polen, das Verbot 
des Hammer-und-Sichel-Emblems in 
Moldawien, die andauernde Drohung 
eines Verbotes der Kommunistischen 
Partei in Tschechien, aber auch in der 
Stimmungsmache bürgerlicher Medien 
gegen die Kandidaten von linken und 
kommunistischen Parteien, wie sie z.B. 
in Griechenland im Vorfeld der Wahlen 
gegen Syriza und KKE erfolgte. 

Mit den Berichten der verschiedenen 
Arbeitsgruppen der EL wie z.B. vom 
Netzwerk der Gewerkschafterlnnen, 
aus dem Frauennetzwerk FEM, der Ar¬ 
beitsgruppe zur Politik im Nahen und 
Mittleren Osten, der Lateinamerika¬ 
gruppe, gab es Informationen zu politi¬ 
schen Entwicklungen in verschiedenen 
Regionen bzw. zu speziellen Bereichen, 
es zeigte aber auch die internationale 
Arbeit der Europäischen Linkspartei, 
ein Beispiel dafür ist die Teilnahme ei¬ 
ner Delegation am Sao-Paulo-Forum. 
Im Oktober 2012 soll eine Konferenz 
der Mittelmeerländer in Palermo/Ita- 
lien stattfinden, die von der Europä¬ 
ischen Linkspartei vorbereitet wird. 
Themen werden u.a. die Auswirkung 
der Krise sein, die Bewegungen insbe¬ 
sondere in den arabischen Ländern, der 
Kampf der Menschen in dieser Region 
für demokratische und soziale Rechte, 
die Chancen für Frieden und gegen Mi¬ 
litarisierung und die Situation der Mi- 
grantlnnen. 

Unterstützt wird der Alternative Gipfel 
in Florenz am 11. November, der von 
verschiedenen sozialen und demokra¬ 
tischen Bewegungen und Netzwerken 
vorbereitet wird. Er findet statt, um 
Ziele für „Ein anderes Europa - Jetzt“ 
zu diskutieren und zu erarbeiten. Die 
für dieses Wochenende geplante Vor¬ 
standssitzung der EL in Kopenhagen 
soll verschoben werden, um vielen die 
Teilnahme in Florenz zu ermöglichen. 
Einen intensiven Teil nahm die Debatte 
um die Erklärung der EL zu aktuellen 
Krisensituation in Europa ein. Es ging 


den Teilnehmerinnen nicht nur um eine 
aktuelle Einschätzung, diskutiert wurde 
in diesem Zusammenhang ebenfalls die 
Aufgabe der linken Kräfte in Europa - 
wobei die in der EL vertretenen Organi¬ 
sationen auch ihre eigenen Zielsetzun¬ 
gen in ihren Ländern, die Möglichkeit, 
größeren Widerstand zu entwickeln und 
die Umsetzung und Erreichung der ge¬ 
stellten Aufgaben selbstkritisch in die 
Diskussion eingebracht haben. In der 
Erklärung wird u.a. festgestefit: „Die 
Staatsführer unserer Länder erklären, 
dass sie vom EU-Gipfeltreffen mit Sie¬ 
gen für ihre Völker zurückkehren und 
dass Kanzlerin Merkel, Mario Draghi 
oder Jean-Claude Junker eingelenkt 
hätten. Sie reden davon, dass sie Euro¬ 
pa gerettet 4 hätten - dies jetzt zum 19. 
Mal seit dem Beginn der Krise. Francois 
Hollande sagt sogar, dass Europa in die 
richtige Richtung ,neu ausgerichtet 4 
worden sei. Dies alles ist irreführende 
Eigenwerbung. 

Der Optimismus der neoliberalen 
Mehrheit in der EU gründet sich 
hauptsächlich auf die Entscheidung 
zur direkten Re-Kapitalisierung der 
Privatbanken mittels europäischer 
Maßnahmen, ohne augenscheinliche 
Belastung der öffentlichen Schulden 
der EU-Mitgliedstaaten. In Wirklich¬ 
keit jedoch fechten diese Maßnahmen 
die Dominanz der Märkte nicht an und 
sind nicht in der Lage, die beispiellose 
Finanzkrise aufzuhalten. Private Ban¬ 
ken werden weiter mit Geldspenden 
versorgt und ohne jegliche öffentli¬ 
che, demokratische Kontrolle gerettet, 
während die Bürger [finanziell] erstickt 
werden“ 

Zu den Möglichkeiten der Linkskräfte 
heißt es: „Immer mehr Bürger erkennen 
heute, dass „es eine Alternative gibt“, 
wie es die europäischen Linkskräfte 
ausdrückten. Die Ergebnisse von SY- 
RIZA/USF in Griechenland, Izquierda 
Unida in Spanien, Front de Gauche in 
Frankreich und der Rot-Grün-Allianz 
in Dänemark sowie die optimistischen 
Perspektiven anderer Kräfte, wie der 
Sozialistischen Partei in den Niederlan¬ 
den oder Sinn Fein in Irland, drücken 
ein merkliches Anwachsen des Einflus¬ 
ses der Linken und von fortschrittlichen 
Gedanken aus. Dieses Anwachsen fiel 
nicht vom Himmel. Es ist ein Resultat 
des dauerhaften Kampfes gegen die 
Austeritätsprogramme und den neolibe¬ 
ralen Autoritarismus. Es ist ein Ergeb¬ 
nis der dialektischen Verbindung zwi¬ 
schen der Anwesenheit der Linken in 
den ausbrechenden sozialen Kämpfen 
und Bewegungen und der Umwandlung 
der Hoffnungen der übergroßen Mehr¬ 
heit in unseren Gesellschaften in kon¬ 
krete politische Alternativen, welche 
drängende Vorschläge mit strategischen 
Zielsetzungen verbinden und unseren 
Völkern Hoffnung zurück bringt. 

Wir sind nun stärker und besser fähig, 
den Kampf der europäischen Linken zu 
verstärken, besonders gegen den zuneh¬ 
menden Einfluss chauvinistischer Vor¬ 
haben und rassistischer, extrem rechter 
Parteien, aber auch durch die Förderung 
von Solidarität in unseren Gesellschaf¬ 
ten auf lokaler, nationaler und europä¬ 
ischer Ebene.“ (die vollständige Erklä¬ 
rung auf www.kommunisten.de) 

Die Erklärung wurde lange diskutiert, 
immer wieder gab es Änderungsvor¬ 
schläge, die eingefügt oder verworfen 
wurden. Letztlich wurde sie - wie in der 
EL üblich - im Konsens verabschiedet. 
Die Europäische Linke hat mit ihren 
Partnern aus den sozialen Bewegun¬ 
gen und den Gewerkschaften eine eu¬ 
ropäische Bürgerinitiative gestartet. 
Beginnend im September werden eine 
Million Unterschriften aus EU-Mit- 
gliedsländern gesammelt, um eine eu¬ 
ropäische öffentliche „Bank für soziale 
und ökologische Entwicklung und Soli¬ 
darität“ zu schaffen. Dies wird als eine 
große Herausforderung und ein wich¬ 
tiger Hebel im Kampf gesehen, das aus 
der Krise herausgekommen wird durch 
eine neue Art des Wachstums und der 
Bürgerbeteiligung in zentralen wir po¬ 
litischen Ausrichtungen der EU. 

Als möglicher Termin für den 4. EL- 
Kongress in der BRD oder in Spanien 
wurde der Herbst 2013 genannt. 

Bettina Jürgensen 


„... bis eine Klasse die andere besiegt hat!“ 

13. Parteitag der Südafrikanischen Kommunistischen Partei 



Stolz auf die Partei: Eröffnungsveranstaltung des SACP-Kongresses auf dem 
Campus der Zululand-Universität in der Provinz KwaZulu-Natal. 
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Castkolummne von Ulla Jelpke 

Asylbewerberleistungsgesetz 
gekippt - Arbeitsverbot gelockert 


Auch Asylbewerber haben ein Recht 
auf ihre Menschenwürde, die nicht 
billiger zu haben ist, als die anderer 
Menschen in Deutschland. Zu die¬ 
sem Ergebnis kam das Bundesver¬ 
fassungsgericht, als es das Asylbe¬ 
werberleistungsgesetz kippte. Bislang 
mussten Asylbewerber mit weniger 
als Zweidrittel des eh schon für ein 
menschenwürdiges Leben zu nied¬ 
rigen Hartz IV-Satzes auskommen. 
Erklärtermaßen diente diese in ih¬ 
rem Kern rassistische Regelung aus 
dem Jahr 1993 der Abschreckung von 
Menschen in Not bei ihrer Flucht 
nach Deutschland. Nun muss hier 
eine Gleichstellung zumindest mit 
Hartz-IV-Beziehern vorgenommen 
werden. Doch schon Hartz IV ist Ar¬ 
mut per Gesetz. Die Mindestsiche¬ 
rung erlaubt das bloße Überleben, 
dass man damit noch lang nicht in 
das gesellschaftliche, kulturelle und 
politische Leben integriert ist, wis¬ 
sen die davon Betroffenen am bes¬ 
ten. Flüchtlinge haben jetzt wenigs¬ 
tens ein Recht darauf, gleich arm zu 
sein. Im Deutschland von heute ist 
schon das ein Fortschritt. Aber wei¬ 
terhin gelten für Flüchtlinge zahlrei¬ 
che andere Benachteiligungen. 

Auf EU-Ebene hat es nun eine Eini¬ 
gung gegeben, Asylbewerbern bereits 
nach neun Monaten eine Arbeitser¬ 
laubnis zu geben. Es handelt sich um 
einen Kompromiss, denn die Bun¬ 
desregierung hatte auf dem bislang 
gültigen einjährigen Arbeitsverbot 
beharrt, während EU-weit eine Frist 
von einem halben Jahr favorisiert 
wurde. In Deutschland ist in der lau¬ 
fenden Legislaturperiode kaum mit 
einer gesetzlichen Regelung zu rech¬ 
nen. Dass Asylbewerber drei Monate 
früher arbeiten dürfen, ist dabei nur 
ein geringer Fortschritt. Denn weiter¬ 
hin sollen sie in den ersten vier Jahren 
ihres Aufenthalts in Deutschland nur 



dann einen Job annehmen dürfen, 
wenn sich dafür kein „vorrangig“ ein¬ 
zustellender Bewerber mit deutscher 
Staatsbürgerschaft bzw. derjenigen 
eines EU-Landes findet. Und weiter¬ 
hin erklärt das Gesetz die Einquartie¬ 
rung in Sammellager zur Norm (von 
der die meisten Kommunen aber aus 
verwaltungsökonomischen Gründen 
abweichen). Auch die Residenzpflicht 
ist noch nicht gekippt, die Asylbewer¬ 
ber an ihren Landkreis bindet. Ein 
gleichberechtigter Zugang zur Ar¬ 
beit durch die Aufhebung von Re¬ 
sidenzpflicht und Vorrangprüfung 
diente hier nicht nur einer besseren 
Integration der Flüchtlinge. So wür¬ 
de auch erschwert, dass Flüchtlinge 
als nahezu rechtlose Billigstjobber zu 
Lohndrückern im schon existieren¬ 
den Niedriglohnsektor werden. 

Ob bei der Angleichung der Ver¬ 
sorgungssätze oder dem Zugang 
zum Arbeitsmarkt: Eine rechtliche 
Gleichstellung der an das unterste 
Ende der sozialen Pyramide gezwun¬ 
genen Menschen ist eine Vorausset¬ 
zung dafür, dass diese sich nicht ge¬ 
geneinander ausspielen lassen. Das 
wiederum ist die Ausgangsbasis, um 
gemeinsam für ein würdiges Leben 
jenseits von Hartz IV und Asylbewer¬ 
berleistungsgesetz zu kämpfen. 


Guter Terror 


Der russische Außenminister Sergej Lawrow hat in deutlichen Worten die Sy¬ 
rienpolitik des Westens kritisiert. Russland habe kein Verständnis für die Wei¬ 
gerung des Westens, den Terrorakt vom 18. Juli in Damaskus zu verurteilen, so 
der Außenminister. Bei diesem Sprengstoffanschlag waren mehrere syrische 
Führungspersonen ermordet worden. Die jüngsten Äußerungen westlicher 
Politiker seien - so Lawrow - eine direkte Rechtfertigung des Terrorismus. In 
diesem Zusammenhang verwies er auf die Erklärung von US-Botschafterin 
Susan Rice, die den Terrorakt als Zeichen dafür bezeichnet hatte, dass der Si¬ 
cherheitsrat die Annahme einer Syrien-Resolution nicht mehr hinauszögern 
dürfe. Das solle wohl heißen: „Wir werden solche Terrorakte unterstützen, so¬ 
lange der Sicherheitsrat nicht das macht, was wir wollen.“ 

Der Feind meines Feindes ist mein Freund: Nach dieser Devise päppelten bür¬ 
gerliche Politiker vor 80 Jahren den Faschismus in Europa in der Hoffnung, 
er werde sich nur nach Osten richten und die junge Sowjetunion vernichten. 
Nach diesem Muster wurden in Afghanistan die Taliban unterstützt, die da¬ 
mals Mudschahedin hießen - damals, als am Hindukusch Mädchen noch zur 
Schule gehen konnten. So wurde Osama Bin Ladens Terrornetz gegen die So¬ 
wjetarmee in Afghanistan aufgebaut und der Irak Saddam Husseins in einem 
fast vergessenen Krieg gegen den Iran gehetzt. Und so weiter und so weiter. 
Und jetzt sind es eben libysche Mörderbanden, die, im Auftrag der USA von 
willfährigen, ölmilliardenschweren Golfdiktaturen ausgerüstet, Syrien in das 
gleiche Chaos zu stürzen begonnen haben, das sie in ihrem Heimatland schon 
angerichtet haben. Alles unter Parolen von „Freiheit“ und „Demokratie“. 
Wohl möglich, dass sich das aus allen Poren blut- und schmutztriefende System 
des Kapitalismus in Syrien seine nächsten, ebenso verkommenen Todfeinde 
aufbaut. W. G./B. R. 




Nazi-Provokation am Antikriegstag 

Auch in diesem Jahr wollen Nazis am i. September durch Dortmund marschieren 



Protest gegen den NPD-Auftrittversuch am 25. Juli auf dem Nordmarkt in Dort¬ 
mund. Derzeit stehen noch keine konkreten Termine für die antifaschistischen 
Aktionen fest. Sie werden im Internet zu finden sein auf: www.dortmundquer. 
blogsport.de; www.antifacamp.org;www.dortmund-hellweg.dgb.de und www. 
linkes-buendnis-dortmund.de 


Anlässlich des Antikriegstags mobilisiert 
die Dortmunder Naziszene auch in die¬ 
sem Jahr bundesweit zum 1. September 
nach Dortmund - erneut verkleiden sie 
sich als Gegner des Imperialismus und 
die eigentlichen Kämpfer für den Frieden. 
Inzwischen beherrschen sie politische De¬ 
magogie besser als in der früh-dumpfen 
Glatzkopf-Ära. Sie übernehmen - gut- 
tenbergen - hemmungslos aus den Texten 
ihrer Gegner, so dass naive oder einfach 
noch zu junge Menschen Schwierigkeiten 
haben können, die Schmierfinken als das 
zu identifizieren, was sie sind: Faschisten. 
Die UZ sprach mit Wolfgang Richter, 
DKP-Mitglied und Spitzenkandidat 
der Liste „Linkes Bündnis Dortmund - 
Parteilose Linke, DKP und SDAJ“ zur 
Wiederholung der Kommunalwahl am 
27. August. 

UZ: Vor welchen Problemen stehen die 
antifaschistischen Kräfte in Dortmund? 
Wolfgang Richter: In der Stadt ist noch 
wenig von der Widerstandskultur zu 
spüren, die sich mit den Jahren entwi¬ 
ckelt hat und den Nazi-Auf mär sehen 
zuletzt wenig oder keinen Raum gege¬ 
ben hatte. Das hat Gründe: In der Stadt 
läuft die Wiederholung einer Kommu¬ 
nalwahl, die Kräfte absorbiert und sie 
zudem konkurrierend orientiert anstatt 
solidarisierend angesichts des geplanten 
Angriffs. Gleichzeitig sind Schulferien - 
die Stadt scheint zuweilen entleert - sie 
reichen bis nahe an den 1. September 
heran. In der Zeit vor dem Ferienbe¬ 
ginn schien der Termin den Unerfahre¬ 
nen noch zu weit weg, die Zeit danach 
beträgt gerade 10 Tage. Keine guten Be¬ 
dingungen. 

UZ: Was ist 2012 neu? 

Wolfgang Richter: Viele hoffen - nach 
dem jahrelangen Auf reiben an einem 
rechten sozialdemokratischen Polizei¬ 
präsidenten - auf „den Neuen“. Der ist 
aus dem Innenministerium des Landes 
gekommen, verbreitet einen pronon- 
ziert demokratischen Goodwill und si¬ 
gnalisiert Einverständnis mit der Bunt 
statt Braun-Stadtgesellschaft. Seine 
nette Parole: „Wir werden den Neona¬ 
zis auf den Füßen stehen!“ Im Alltag 
vor Ort sind die Einsatzkräfte ergänzt 
und umgruppiert worden und sichtba¬ 
rer als bisher. Bei der ersten eher klei¬ 
neren Demonstration von Neonazis in 
der Stadt stand er allerdings den Ge¬ 
gendemonstrant/innen auf den Füßen, 
während die Faschisten in imposanter 
polizeilicher Eskorte durch die Stadt 
marschierten. 

Viele sagen, neu sei die gewachsene 
Übereinstimmung der Zivilgesellschaft 
darin, den Nazi-Attacken zu widerspre¬ 
chen, Widerstand zu leisten und sie zu 
stoppen. In der Tat gab es zuletzt ge¬ 
genseitigen Respekt und die Achtung 
unterschiedlicher Herangehenswei¬ 
sen. Blockieren der Nazis gehörte zum 
Selbstverständnis wie die Suche nach 
Gewaltfreiheit und die Ansage „von 
uns wird keine Eskalation ausgehen.“ 
Die unterschiedlich entstandenen und 
gewachsenen Teile der breiter geworde¬ 
nen Bewegung konnten sich aufeinan¬ 


der verlassen und versuchten es. Aller¬ 
dings wurden Blockadeversuche unter¬ 
schiedlich beantwortet - je nach ihrer 
Zusammensetzung toleriert oder aber 
weggeräumt. So entstand das Wort von 
guten und bösen Blockierern. Für die ei¬ 
nen war es fotogene Symbolpolitik, die 
anderen hatten die Sache so gemeint 
wie sie heißt. 

Dieses gezielt dividierende Geschehen 
am 3. September 2011 war der Auftakt 
dazu, dass sich das bedeutsame aber 
historisch kurzlebig gewesene Einver¬ 
ständnis in die Notwendigkeit, die Neo¬ 
nazis gemeinsam zu stoppen, innerlich 
wieder auflöste. In diesem Jahr fallen die 
Aufrufe und Erklärungen zur Abwehr 
des Naziaufmarsches am 1. September 
wieder deutlicher auseinander - wäh¬ 
rend die einen das Ziel formulieren, die 
Nazis zu stoppen, wo nötig auch mit¬ 
tels Blockaden, fordern die anderen 
die Polizei auf, „ihrem Protest Raum 
zu geben“ und fügen gleich noch hinzu, 
„damit nicht der Eindruck entsteht, die 
Straße werde allein den Nazis überlas¬ 
sen.“ Gezeigt werden soll, dass „unsere 
Stadt für Vielfalt und Toleranz steht.“ Da 
muss man sie ja laufen lassen! 

UZ: Gibt es auch neue Aktionsformen? 
Wolfgang Richter: Neu angekündigt 
ist ein zehntägiges Antifa-Camp im be¬ 
sonders nazi-belasteten Ortsteil, vom 
25. August bis zum Antikriegstag. Und 
neu in der Szene sind Initiator/innen im 
Hintergrund, die bundesweit mobilisie¬ 
ren. Die Initiative hat, offenbar gut fi¬ 
nanziert, viel vor und kündigt viel an. Sie 
lädt breit ein: „Uns sind alle willkom¬ 
men, denen an einem undogmatisch-ra¬ 
dikalen, antifaschistischen Widerstand 
gelegen ist.“ Die Aktionsform Camp - in 
letzter Zeit scheint ohne sie kaum noch 
ein Anliegen darstellbar - ist nun auch 
in den Kämpfen gegen die Ausbreitung 
der faschistischen Ideologie und Dem¬ 
agogie, Drohung und Anwendung von 
Gewalt angekommen. Bereits die An¬ 
kündigung des Camps rief vor Ort die 
CDU, Verbände und Lokalmedien auf 
den Plan - sie sehen den Stadtteil be¬ 
reits brennen ...Und haben ihr altes 
Thema wiedergefunden. 


Den Initiatoren wie allen anderen An¬ 
melder/innen von Aktionen gegen die 
geplante Versammlung der alten und 
neuen Nazis am Antikriegstag wurde 
noch nichts genehmigt - keine Mahnwa¬ 
che, keine Demonstration, keine Kund¬ 
gebung. Wieder wurde vieles an vielen 
Plätzen in der Stadt von vielen Initia¬ 
tiven angemeldet. Wo etwas genehmigt 
wird, haben die Nationalisten nichts an¬ 
gemeldet, wo nicht genehmigt wird, ist 
die Gefahr groß, dass sie dort werden 
auftreten können. Aus dem Präsidium 
dringt bisher nichts an die Öffentlich¬ 
keit - es heißt, die Planungen und Ko¬ 
ordinierungen beginnen erst. 

UZ: Was ist nun zu tun? 

Wolfgang Richter: Der „Neue“ wird 
vom Bündnis Dortmund gegen Rechts 
aufgefordert, die angemeldete Provo¬ 
kation zum Antikriegstag zu verbieten: 
„Hier werden jungen Mitläufer/innen 
die Erlebnisse von Masse, Gemeinschaft 
und Stärke und der entscheidende Kick 
verschafft, die sie nicht nur in der Akti¬ 
on, sondern auch ideologisch binden.... 
Deshalb erscheint uns ein Verbot dieser 
Rekrutierungsmärsche ein Schlüssel im 
Kampf gegen die hiesige Neonaziszene.“ 
DGB und Einzelgewerkschaften planen 
im Vorfeld des Antikriegstages wieder 
eine Friedenswoche an zentralem Ort in 
der City und haben zur Beteiligung ein¬ 
geladen. Das tut u.a. das Bündnis Dort¬ 
mund gegen Rechts. Am 1. September 
wird vom DGB ein fünffingriger Stern 
mit seinem Mittelpunkt am Hauptbahn¬ 
hof geplant - ein raumgreifendes Kon¬ 
zept, das den Nazis Wege versperren 
soll. Auch hier ist Zusammenarbeit an¬ 
gesagt - die gewerkschaftliche und po¬ 
litische Arbeiterbewegung war, ist und 
muss erneut ein Fokus des Widerstands 
gegen das Erstarken der Demokra¬ 
tiefeinde in unserem Land sein. Sollte 
der Aufmarsch der Nazis am Antikriegs¬ 
tag genehmigt werden, dann wird Wi¬ 
derstand zur Pflicht. Ihn so solidarisch 
und kraftvoll zu entwickeln, dass die 
Nazis sich blockiert sehen, ist in diesen 
Tagen die Aufgabe. 

Die Fragen für die UZ stellte 
Gerhard Ziegler. 


Karrikatur: Bernd Bücking 
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„Sicherheitsspiele“ 

Die Militarisierung der Olympischen Spiele 
erlebt einen Höhepunkt 


Am 27. Juli starteten die 30. Olym¬ 
pischen Sommerspiele in Lon¬ 
don. Ein friedliches Fest, doch 
das Olympiagelände gleicht einer 
streng bewachten Sperrzone. Alle 
Schikanen der modernen Sicher¬ 
heitstechnik werden aufgeboten. 

„Island Security“ nennt sich im 
Fachjargon die vollständige Ab¬ 
sperrung eines ganzen Stadtgebiets, 
damit es vor ungewollten „Störun¬ 
gen“ geschützt ist. 

Der Olympiapark ist von einem elf 
Kilometer langen Zaun umgeben, 
der stellenweise mit 5 000 Volt ge¬ 
laden ist. Im Abstand von zehn Me¬ 
tern stehen Masten mit Flutlichtern 
und Überwachungskameras. Hin¬ 
ein kommt man nur über wenige, 
gut gesicherte Kontrollstellen. 

Jagdflieger patrouillieren, Hub¬ 
schrauber mit Scharfschützen krei¬ 
sen über der Stadt, Boden-Luft-Ra¬ 
keten stehen rund um den Olym¬ 
piapark, Kriegsschiffe kreuzen 
vor der Küste und auf der Them¬ 
se. 17 000 Soldaten bewachen die 
Spiele. 

Die Fotos auf dieser Seite geben 
davon nur einen kleinen Eindruck 
wider. 

Die „Wirtschaftswoche“ schrieb am 
27. Juli: „Auf der Themse ankert als 
militärische Kommandozentrale 
die HMS Ocean, der mit 203 Me¬ 
tern längste Flugzeug- und Hub¬ 
schrauberträger der Royal Navy. 
Während der Spiele ist der Flug¬ 
raum über der Stadt für Privatpi¬ 
loten gesperrt. Und wer in die Si¬ 
cherheitszone fliegt, riskiert, von 
der Königlichen Luftwaffe abge¬ 
schossen zu werden ... rund 10 000 
Polizisten und weitere etwa 10 000 
zivile Ordnungskräfte sind rund um 
die Uhr im Einsatz. Daneben dre¬ 
hen zig Geheimdienstler ihre Run¬ 
den ...“ 

2009, ein Jahr vor den Winterspie¬ 
len im kanadischen Vancouver, Un¬ 
terzeichneten mehr als 40 Wissen¬ 
schaftler aus Kanada und anderen 
Ländern das so genannte „Van¬ 
couver Statement“, in dem sie vor 
dem übermäßigen Gebrauch von 
Sicherheitstechnologien während 
der Olympiaden warnten. 

Sie sind der Auffassung, dass Olym¬ 
pische Spiele ein Fest der mensch¬ 
lichen Leistung, der Freundschaft 
und des Vertrauen zwischen Men¬ 


schen und Nationen sein sollten. 
Vergangene Olympische Spiele 
hätten aber, so die Wissenschaft¬ 
ler, zunehmend in einem Klima der 
Angst stattgefunden und ein Aus¬ 
maß an Überwachung und Kontrol¬ 
le mit sich gebracht, das zu Lasten 
der Demokratie, der Transparenz 
und der Menschenrechte ging, „mit 
schwerwiegenden Folgen für die in¬ 
ternationalen, nationalen und loka¬ 
len Normen und Gesetze“ (http:// 


ubisurv.wordpress.com/2009/ll/25/ 
the-vancouver-statement-on- 
the-2010-winter-olympics/). 
London erlebt nun den Höhepunkt 
der Militarisierung Olympischer 
Spiele, die mit Olympia in Mün¬ 
chen 1972 begann, und des Sicher¬ 
heitswahns. 

„London (ist) der Gipfel“, beklagen 
in diesen Tagen selbst die bürgerli¬ 
chen Medien. 
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Der Humanist »Angst, Angst, nur 

von Montagnola noch Angst“ 

Zu Hermann Hesses 50. Todestag Die s P äten Bekenntnisse des Herrn N. 


N ach dem Zweiten Weltkrieg 
bemühten sich deutsche An¬ 
tifaschisten und sowjetische 
Kulturoffiziere um Namen aus Kunst 
und Literatur, die für die humanisti¬ 
sche Tradition deutscher Kultur im 
20. Jahrhundert stehen konnten. Ne¬ 
ben Gerhart Hauptmann, der als Eh¬ 
renpräsident des Kulturbundes gewon¬ 
nen werden konnte, Ricarda Huch und 
Bernhard Kellermann, die den Faschis¬ 
mus in Deutschland erlebt und durch¬ 
lebt hatten, waren es Emigranten, die 
Deutschland verlassen mussten und die 
deshalb ihren Klang verloren hatten. 
Dazu eine Ausnahme: Der in der 
Schweiz lebende Hermann Hesse. 

Er hatte die deutsche Entwicklung 
wie andere geahnt, hatte aus dem 
Umgang mit der Kriegsschuld der 
Deutschen nach dem Ersten Welt¬ 
krieg die Gefahr eines Zweiten 
Weltkrieges erkannt und davor ge¬ 
warnt, zog sich jedoch auf einen pa¬ 
zifistischen Standpunkt zurück, der 
ihn zwischen alle Fronten stellte. 
Nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus wies man auf den Schriftstel¬ 
ler mit seiner Haltung, die für einen 
Neuansatz genutzt werden konnte. 

In der „Täglichen Rundschau“ der 
Zeitung der SM AD in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone, erschien am 
26. November 1946 ein Artikel von 
Gustav Leuteritz, dem Schriftstel¬ 
ler, der im Oktober 1945 beim Be¬ 
such Johannes R. Bechers bei Ger¬ 
hart Hauptmann dabei war. Der Ar¬ 
tikel mit dem Titel „Der Zauberer 
von Montagnola“ bezeichnete die 
Krise des Bürgertums, wie Hesse 
sie in seinem Roman „Der Step¬ 
penwolf“ beschrieben habe, als eine 
Ursache für den Faschismus. Hesse und 
sein Werk hatten damit eine Aufmerk¬ 
samkeit erfahren, die in der sozialisti¬ 
schen Kultur- und Kunstpolitik durch¬ 
gehend beibehalten wurde. 

Das von zahlreichen Krisen geprägte Le¬ 
ben Hesses, das seinem Werk die Themen 
gab, wurde als Suche nach dem Ausweg 
aus der Krise des Bürgertums betrach¬ 
tet. Hesse galt einer antifaschistischen 
Literaturpolitik als Dichter der Kultur¬ 
kritik, wie man sie vor allem im späten 
Roman „Das Glasperlenspiel“ vorfand. 
Der Dichter hatte aber immer wieder ge¬ 
warnt, seine Werke nur als Ausdruck von 
Krise und Kulturkritik zu lesen. Als nach 
dem Erscheinen des „Steppenwolfs“ 
1927, der schockierend auf das deutsche 
Bürgertum wirkte, vor allem junge Men¬ 
schen den Roman als Beschreibung des 
Irrsinns ihrer Zeit lasen, setzte Hesse da¬ 
gegen: „Es ist aber damit nichts getan, 
dass man Krieg, Technik, Geldrausch, 
Nationalismus etc. als minderwertig an¬ 
kreidet. Man muss an Stelle der Zeitgöt¬ 
zen einen Glauben setzen können. Das 
habe ich stets getan, im ,Steppenwolfi 
sind es Mozart und die Unsterblichen 
und das magische Theater...“ 

An dem Programm hielt der Dichter 
fest: Trotz seines Pessimismus beim Be¬ 
wahren von Kultur und Kunst sah er 
darin eine Möglichkeit, humanistische 
Werte zu vermitteln. Diese Vorstellun¬ 
gen schlugen sich in den Werken nieder, 
die vor allem junge Menschen begeister¬ 
ten. Das war von Beginn an so: Der Ro¬ 
man „Peter Camenzind“ (1904) wurde 
von der Jugend nach 1900 aufgesogen; 
der unter dem Pseudonym Emil Sinclair 
erschienene Roman „Demian. Die Ge¬ 
schichte einer Jugend“ (1919) war Le¬ 
benshilfe für die Heimkehrer aus dem 
Ersten Weltkrieg; der „Steppenwolf“ 
wirkte ähnlich nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg. Bürgerliche Literaturpäpste und 
Presse reagierten: Seine Literatur wur¬ 
de als Romantik, das war die zurückhal¬ 
tendere Weise, oder als Kitsch denun¬ 
ziert und damit demontiert. 1958 sah der 
„Spiegel“ in einer Titelgeschichte Hesse, 
der auch ein leidenschaftlicher Gärtner 
war, als „Gemüsegärtner“, andere be- 
zeichneten ihn als „Gartenzwerg“ (Theo 
Sommer in der „Zeit“) und „bieder- 
männische Inkarnation der deutschen 


Seele“ - entlarvender als diese Bezeich¬ 
nung konnte nichts sein. Bei seinem Tod 
1962 war nicht nur der Dichter tot, man 
glaubte auch, sein Werk werde schnell 
vergessen. 1972 war dem konservativen 
Schriftsteller Curt Hohoff sogar, wenn 
man „an die Literatur dachte“, der No¬ 
belpreis für Hermann Hesse peinlich. 
Es waren bösartige Urteile. Ein Irrtum 
anderer Art setzte bald nach seinem 
Tod ein: Hesse als Hippie-Vorreiter. 
Das allerdings löste eine Hesse-Begeis¬ 
terung aus, die große Teile der Welt er¬ 
fasste: Millionenauflagen seiner Bücher 
erschienen. Der Irrtum dieser Wirkung 


bekam eine reale Grundlage und ge¬ 
langte in besonnene Bahnen, als junge 
Menschen, besonders junge US-Ame- 
rikaner, in Hesse auch den Pazifisten 
sahen und damit ihrem Widerspruch 
zum Vietnam-Krieg einen Namen ga¬ 
ben. Die Weltauflage seiner Bücher 
erreichte mehr als 100 Millionen. 
Der Schriftsteller und Hesse-Biograf 
Klaus Walther bestätigt, dass heute im 
deutschsprachigen Raum jeden Monat 
20 000 bis 30 000 Bücher Hesses ver¬ 
kauft werden. Das lässt sich nicht allein 
mit der literarischen Qualität seiner Bü¬ 
cher erklären, obwohl diese, entgegen 
zahlreicher Ver-Urteilungen durch Lite¬ 
raturkritiker, in Eigenart und Anspruch 
außergewöhnlich ist. Erklären lässt es 
sich mit der kulturkritischen Analyse, 
die Hesse mit seinem Werk geschaffen 
hat, und die eine kapitalgeprägte Welt 
mit dem Verfall von Kultur und Moral 
von Tag zu Tag bestätigt. Weil die Zer¬ 
störung der Persönlichkeit im bürger¬ 
lichen Verfallsszenario Thema ist, fand 
ein Reich-Ranicki Hesses gerade „pro¬ 
grammatische Innerlichkeit schwer er¬ 
träglich“, schien ihm in „Narziß und 
Goldmund“ die „weltfremde Inner¬ 
lichkeit ... nicht mehr erträglich“ und 
war er über den „Steppenwolf“ beim 
Wiederlesen „entsetzt“. In eigener Ver¬ 
antwortung war Hesse zum Eremiten 
und Einzelgänger geworden und hatte 
dadurch die Mechanismen erfahren, mit 
denen Menschen durch die gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse in Einsamkeit und 
Isolation getrieben werden können. 
Hesse wurde, ohne es wollen, zu einem 
Vordenker unter den deutschsprachi¬ 
gen Dichtern des 20. Jahrhunderts: Er 
nutzte das jeder Literatur eigene utopi¬ 
sche Element und prophezeite im Ver¬ 
such einer allgemeinverständlichen 
Einführung in „Das Glasperlenspiel“, 
das 2400 handelt, das feuilletonisti- 
sche Zeitalter nach 2000, ein Zeitalter 
des geistigen Verfalls, und nahm dabei 
die heutige Zeit vorweg. Er prophe¬ 
zeite den Zusammenbruch Europas 
aus einer dialektischen Geschichts¬ 
betrachtung heraus, die vom Kultur¬ 
pessimismus geprägt ist („Klingsors 
letzter Sommer“). Er prophezeite im 
Wissen um den Ersten Weltkrieg und 
im Angesicht des Zweiten Weltkriegs 


den Untergang der Kultur im „Glas¬ 
perlenspiel“ und beschrieb einen Zu¬ 
stand, wie er sich europaweit erst jetzt 
herausbildet. Das alles fällt auf; hilflos 
nannte ein Thomas Rietzschel den Vor¬ 
gang gerade Die Stunde der Dilettanten 
(2012), ohne annähernd Hesses Groß¬ 
räumigkeit und analytische Schärfe zu 
erreichen, sondern selbst im Feuilleto¬ 
nismus stecken zu bleiben. 

Hermann Hesse wurde am 2. Juli 1872 
in Calw im Schwarzwald geboren. 1912 
zog er in die Schweiz. 1914 wandte er 
sich gegen den Krieg mit dem berühm¬ 
ten Aufsatz „O Freunde, nicht diese 
Töne“ und wurde von der Presse 
zum Verräter an Deutschland, zum 
„Drückeberger“ erklärt. Zuspruch 
bekam er von Romain Rolland; 
eine Freundschaft entwickelte sich 
daraus. 1946 erhielt Hesse den No¬ 
belpreis. In der Begründung hieß 
es, man wolle einem Dichter hul¬ 
digen, der „in einer tragischen Zeit 
das Banner wahrer Menschlichkeit 
hochgehalten“ habe. Von 1919 bis zu 
seinem Tode am 9. August 1962 leb¬ 
te er in Montagnola. Dort besuchten 
ihn Bertolt Brecht, Eduard Claudi¬ 
us, den er vor der Auslieferung an 
die Faschisten bewahrte, Peter Weiss 
(1916-1982, Verfasser der „Ästhe¬ 
tik des Widerstands“. Hesse konnte 
Weiss, der noch unbekannt war, mit 
privaten Aufträgen zur Illustration 
und der Herstellung handschriftli¬ 
cher Exemplare von Märchen hel¬ 
fen. Einer der letzten Besucher von 
Rang, kurz vor Hesses Tod, war Uwe 
Johnson (1934-1984), dessen „Mut¬ 
maßungen über Jakob“ (1959) Hes¬ 
se gelesen hatte; den Verfasser hielt 
er für einen „wirklichen Dichter“. - 
Hesse, der auf dem Friedhof S. Abbon- 
dio begraben wurde, hat seine Wahlhei¬ 
mat Tessin immer wieder porträtiert, als 
Dichter und als Maler. 

Hermann Hesses Roman „Das Glas¬ 
perlenspiel“ (1943), sein letzter Roman, 
gehört zu den Epochenbilanzen des 
20. Jahrhunderts wie Thomas Manns 
„Doktor Faustus,“ Gerhart Haupt¬ 
manns „Der neue Christophorus“, 
Anna Seghers’ „Das siebte Kreuz“ u.a. 
Der Roman schildert eine utopische 
Geistesprovinz um 2400 namens Kasta- 
lien in der Analogie zur Pädagogischen 
Provinz in Goethes „Wilhelm Meisters 
Wanderjahren“. Ein Gelehrtenorden be¬ 
müht sich in strenger Abgeschiedenheit 
von der Menschheit um die Bewahrung 
der Werte von Wissenschaft und Kunst. 
Das „Glasperlenspiel“ setzt die Werte 
der Menschheit miteinander in Bezie¬ 
hung: Diese Regeln, die Zeichenspra¬ 
che und Grammatik des Spieles, stellen 
eine hoch entwickelte Geheimsprache 
dar, an der mehrere Wissenschaften und 
Künste, namentlich die Mathematik und 
die Musik (beziehungsweise Musikwis¬ 
senschaft) teilhaben und die die Inhal¬ 
te und Ergebnisse nahezu aller Wissen¬ 
schaften auszudrücken und zueinander 
in Beziehung zu setzen imstande ist. Von 
Einfluss waren die vegetarischen Kolo¬ 
nisten auf dem Monte Veritä, die Hesse 
selbst erlebt hatte. 

Josef Knecht heißt der Meister des 
Spiels; der Gegensatz zu Goethes „Wil¬ 
helm Meister“ ist kein Zufall. Noch im¬ 
mer geht es um die Verwirklichung von 
Menschlichkeit, zu erreichen durch Wis¬ 
sen, Bildung und bildende unterhalten¬ 
de Gemeinsamkeit. Einen Fortschritt 
gegenüber Goethe kann Hermann Hes¬ 
se nicht erkennen; deshalb muss min¬ 
destens das Wissen um Menschlichkeit, 
die Tradition der Humanität und die 
Verfügbarkeit von Kunst und Kultur be¬ 
wahrt werden, will man an ein Morgen 
glauben. Hesses Menschen im feuilleto- 
nistischen Zeitalter haben das aufgege¬ 
ben und glauben an kein Morgen mehr. 
Den Menschen aber, die sich dem ent¬ 
gegenstellen, ist das Glasperlenspiel als 
Sinnbild des Bewahrens von Humanität, 
als Aufgabe in Zeiten der Zerstörung 
sehr viel; Hermann Hesse ist aktuell. 

Rüdiger Bernhardt 


Das Handelsblatt hat eine neue „schwä¬ 
bische Hausfrau“ entdeckt: Wolfgang 
Niedecken. „Geld beruhigt, aber ich 
verprasse es nie“, wusste der „Kölsch- 
Rocker“ (HB) das BDI-Zentralorgan 
zu begeistern. Plötzlich sei da mehr 
Geld auf dem Konto gewesen, als er 
sich jemals habe vor stellen können. 
„Auf einmal war von Millionen die 
Rede.“ Und damit stand der „Rocker“ 
Niedecken unvermittelt vor der schwe¬ 
ren Last, vor der alle Millionäre stehen: 
„Das dann verantwortlich zu investie¬ 
ren und nicht auf den Kopf zu hauen, ist 
eine Aufgabe.“ Da ist schon klar, „mit 
Leuten, die nur High Life machen und 
alle halbe Jahre mal gucken, was auf ih¬ 
rem Konto hängen geblieben ist, kann 
man auf Dauer nicht Zusammenarbei¬ 
ten.“ Stattdessen steht dann plötzlich 
der Finanzberater vor der Tür. Und da 
rutscht das „Rocker“-Herz in die Hose: 
„Angst, Angst, nur noch Angst.“ 

So kam, was kommen musste: „Ja auch. 
Das war aber in der Zeit, in der alle 
Geld verloren haben.“ Der Millionär 
hat’s schwer. 

So gebeutelt gehen einem die „illega¬ 
len Downloads“ schon gewaltig auf den 
Sack. Früher sei es um „um Ökologie 
und Abrüstung“ gegangen, „heute geht 
es darum, wie man unentgeltlich an das 
geistige Eigentum anderer kommt.“ Da 
findet so ein ordnungsliebender „Ro¬ 
cker“ diese zahlungsunwilligen Piraten 
„ganz furchtbar“. Früher, ja da habe er 
sich „maximal Gedanken drüber ge¬ 
macht, wie ich meine Miete bezahle, 
ob ich Sprit im Auto habe und wie ich 
meinen Deckel in der Kneipe bezahlt 
kriege. Das ist nicht mehr.“ Klar, bei 
sechs Nullen und mehr auf dem Konto 
spielen solche Peanuts natürlich keine 
Rolle. „Ich verhalte mich im wahrsten 
Sinne des Wortes gewissenhaft. Ich 
folge keiner Partei, weil man sich als 
Künstler keiner Parteiräson unterwer¬ 
fen sollte.“ Brav, Wolferl: Ein Fleißkärt¬ 
chen. „Was weiß ich, was noch links ist. 
Keine Ahnung!“ Na, das kommt wohl 
hin. 

Stattdessen kann er sich, was nun 
nicht sonderlich verwundert, für Erd¬ 
gas-Gerd erwärmen. Der habe bei ihm 
„einen großen Bonuspunkt“, weil er 
es „endlich gewagt“ habe, die Agenda 
2010 zu machen. Denn wenn „alle auf 
der Welt unser Existenzminimum hät¬ 
ten, würden wir Hurra schreien.“ Und 


Der bürgerliche Kunstbetrieb scheint 
einen „neuen“ (alten) Picasso - den 
politischen - wiederentdeckt zu haben. 
Davon zeugen große Ausstellungen 
2010/11 in Wien, Liverpool und Humle- 
baek mit dem Titel: „Picasso - Frieden 
und Freiheit“ und die gerade im Picas¬ 
so-Museum Münster laufende: „Picas¬ 
so, die Kommunisten und das Theater“. 
Generationen von politisch Engagier¬ 
ten und Unzählige mehr kennen es: das 
Symbol der Friedenstaube. Weniger be¬ 
kannt dürfte sein, wer ihr Urheber ist. 
Picasso fertigte Ende der 40er Jahre 
erste Entwürfe des Taubenmotivs, das 
danach in verschiedenen Ausführungen 
auf Plakaten und diversen Polit-Medi- 
en massenhaft wiederzufinden war. 
Picasso, den sein Freund Ilja Ehrenburg 
scherzhaft einen „Teufel“ nannte, mal¬ 
te kreuzfriedliche Tauben (mit Men¬ 
schen), was durchaus zu seinem wider¬ 
sprüchlichen Schöpfer passte. 

Dies alles und manches Zeitgeschicht¬ 
liche aus dem Kampf der feindlichen 
Systeme an der Schwelle zum Atom¬ 
krieg kann man in Münster in dieser 
kleinen, nicht alltäglichen Schau - sie 
ist überwiegend eine bisher in der BRD 
unbekannte Leihgabe des „Musee d’art 
et d’histoire“ in Saint-Denis“(Paris) - 
nachverfolgen. 

So beispielsweise seinen Eintritt in die 
Französische Kommunistische Par¬ 
tei nach seinen Erfahrungen mit dem 


diese soziale Großtat habe Schröder 
vollbracht, „obwohl er wusste, er wird 
dafür abgestraft.“ Der arme Mann. 
Wäre da nicht Kumpel Wladimir, säh’s 
schlimm aus. Nicht einmal die acht Mil¬ 
lionen Billiglöhner oder die 13 Millio¬ 
nen Armen schreien so wirklich „Hur¬ 
ra“. Nur der Wolfgang Niedecken, der 
es „immer gern hat, wenn Politiker 
auch mit bitteren Wahrheiten ankom¬ 
men“. (Nicht unbedingt zulasten des ei¬ 
genen Kontos, versteht sich.) Ein Faib¬ 
le, dass er mit seinem Millionärs-Kolle¬ 
gen Thilo Sarrazin teilt. 
Heldenmütiges weiß der Kölner Bar¬ 
de auch aus Afrika zu berichten: Die 
Europäer versuchten dort „Korruption 
auszuschalten und nur mit Staaten zu¬ 
sammenzuarbeiten, in denen die Men¬ 
schenrechte zumindest in einem ge¬ 
wissen Standard vorhanden sind.“ Die 
„Zusammenarbeit“ (früher hieß das so 
unangenehm Kolonialpolitik) mit den 
örtlichen Vorkämpfern der Menschen¬ 
rechte hat bei „den Europäern“ ja gera¬ 
de in Afrika lange Tradition. Schon der 
Transport des „Schwarzen Elfenbeins“ 
für die Plantagen der Neuen Welt war 
da wohl eine Art Reiseunternehmen 
im humanitären Bildungsauftrag. Dann 
der altruistische Zivilisationsexport 
von Christentum und Apartheid per 
Kanonenboot und Expeditionskorps. 
Die wirtschaftlichen Aufbauprogram¬ 
me des Waren- und Müllexports sowie 
des Land- und Ressourcengrabbing. 
Eine zivilisatorische Weltmission. An¬ 
ders dagegen der Chinese: „Den Chi¬ 
nesen ist das alles vollkommen egal, 
Hauptsache, sie kommen an die Roh¬ 
stoffe.“ „Ich sage nur: China, China, 
China!“, wusste Niedeckens geistiger 
Ahnherr Kurt-Georg Kiesinger schon 
vor 43 Jahren. 

Seltsamerweise scheint dem kölschen 
„Rocker“ ein Detail entgangen: Wenn 
„wir“ schon so scharf aufs Korruption 
ausschalten sind, warum fangen „wir“ 
dann nicht einfach mal bei der CDU 
an? Oder bei den Unternehmerver¬ 
bänden? Oder bei der Unterhaltungs¬ 
mafia? 

Der „Kölsch-Rock“ des Herrn Niede¬ 
cken hat einen unbestreitbaren Vorteil: 
Man versteht ihn nicht. Bedauerlicher¬ 
weise hat er diese Erfolgsstrategie auf¬ 
gegeben. Ausgerechnet beim Interview 
mit dem Handelsblatt. 

Klaus Wagener 


Spanischen Bürgerkrieg und der Re¬ 
sistance. In der Ausstellung werden die 
politischsten Jahre des nun schon ge¬ 
alterten Meisters der bildenden Kunst 
gezeigt. Mit einer Reihe von Fotodo¬ 
kumenten wird sein aktives Eingreifen 
in den weltweiten Friedenskampf wäh¬ 
rend des Kalten Krieges illustriert. 
Titelseiten der FKP-Presse mit einem 
„Picasso“ wie einem „roten Weih¬ 
nachtsmann“ oder einem ungewöhn¬ 
lichen Porträt Stalins anlässlich seines 
Todes fanden damals reißenden Ab¬ 
satz. Einen solchen Millionär könnte 
die UZ heute auch gut gebrauchen. 
Will man neben der ausgestellten Ge¬ 
brauchsgrafik zum Friedensthema 
die zeitgleichen großen Gemälde (so 
„Krieg und Frieden“ von 1952) ergän¬ 
zend hinzu ziehen, wie sie in der großen 
Ausstellung in Wien etc. zu sehen wa¬ 
ren, muss man sich dieses Mal anderer 
Quellen behelfen. 

Weitere 22 Zeichnungen zum Thema 
„Theater und Maskerade“ sind in der 
Ausstellung zu sehen. Wie sie zum ei¬ 
gentlichen Thema passen sollen, das ist 
nicht ganz erfindlich. Vielleicht wollte 
man das „Genie“ mit den Kommunis¬ 
ten doch nicht ganz alleine lassen. 

Das Ganze ist noch zu sehen bis 19. Au¬ 
gust im Kunstmuseum Pablo Picasso, 
Picassoplatz 1, 48143 Münster, Di. - 
So. 10-18 Uhr. 

Helmut Hammerbauer 



Seine Geburtsstadt Calw hat Hermann Hesse 
ein Denkmal gesetzt. 


Genosse Pablo 

Picasso-Ausstellung in Münster 
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Antworten der DKP auf die Krise 

Antrag des Parteivorstandes der DKP an den 20. Parteitag 


M it Streiks und Betriebsbeset¬ 
zungen, mit Massendemons¬ 
trationen, Blockaden und Be¬ 
lagerungen, mit Mahnwachen, Flash¬ 
mobs und Internetprotesten - in vielen 
Ländern kämpfen die Menschen um ihr 
Recht, wehren sie sich gegen die Ab¬ 
wälzung der Krisenfolgen auf die Be¬ 
völkerung. 

„Empört euch!“ ist zum Signal für 
Hunderttausende vor allem junger 
Menschen geworden. 

„Wem gehört die Welt?“ Immer häufi¬ 
ger wird dabei die Eigentumsfrage ge¬ 
stellt und der Kapitalismus angeklagt. 

Lauter werden auch in Europa die For¬ 
derungen vieler Menschen nach einem 
guten, nicht fremdbestimmten Leben - 
in Würde, in sozialer Sicherheit und in 
Frieden. 

Was kann unsere Partei dazu beitra¬ 
gen, dass sich der Widerstand gegen 
die Herrschenden, gegen das Großka¬ 
pital und seine politischen Vertreter 
verstärkt? 

★ 

Vieles deutet darauf hin, dass es sich 
bei der augenblicklichen Krise al¬ 
ler Wahrscheinlichkeit nach um eine 
Übergangs- oder Große Krise handelt. 

Grundlegende Umbrüche bahnen 
sich an - in den Formen der Produk¬ 
tion, der Machtausübung, im Verhält¬ 
nis zwischen Kapital und Arbeit, im 
internationalen Kräfteverhältnis usw. 
Offen ist jedoch dabei heute unter an¬ 
derem immer noch, ob der wirtschaft¬ 
liche Aufschwung der BRICS-Staaten, 
allen voran der VR China, künftig zu 
einer grundsätzlichen Verschiebung 
der ökonomischen Machtverhältnisse 
führt und welche politischen Auswir¬ 
kungen dies haben wird. 

Die gewaltigen Produktionssteigerun¬ 
gen mit dem Ergebnis einer chroni¬ 
schen Überakkumulation seit den 70er 
Jahren haben sich in den letzten fünf 
Jahren beschleunigt. Die Polarisierung 
von Arm und Reich hat sich verschärft 
wie auch das zerstörerische Ungleich¬ 


gewicht zwischen einem aufgeblähten 
Finanzsektor und der „Realwirtschaft“. 

Auch die Kluft zwischen den kapitalis¬ 
tischen Hauptländern mit großen Ex¬ 
portüberschüssen und Schuldnerlän¬ 
dern hat sich vertieft. (Vgl. Politische 
Resolution des 19. DKP-Parteitags 
2010) 

Die damit verbundene marxistische 
Krisenanalyse knüpft an Aussagen 
unseres 2006 beschlossenen Partei¬ 
programms zum heutigen Monopol¬ 
kapitalismus (Imperialismus) an - 
beispielsweise an jene zur Rolle der 
Finanzinstitutionen, der wachsenden 
Macht der Finanzmärkte, zur Bedeu¬ 
tung der Spekulation, an Aussagen 
zum staatsmonopolistischen Kapitalis¬ 
mus und Veränderungen in den letzten 
Jahrzehnten, in deren Folge sich - nicht 
nur in der EU - immer stärker inter¬ 
nationale Formen des staatsmonopo¬ 
listischen Kapitalismus herausgebildet 
haben. 

In den letzten fünf Jahren hat die „Kri¬ 
senbearbeitung“ des Großkapitals und 
seiner politischen Vertreter zur Vertie¬ 
fung der finanziellen, wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Krisen und 
zum weiteren Abbau von Demokra¬ 
tie geführt. Die Arbeits- und Lebens¬ 
verhältnisse haben sich auch in den 
Hauptländern des Kapitals einschnei¬ 
dend verändert. Tiefere gesellschaftli¬ 
che Gegensätze sind entstanden. 

Die aktuelle Krise ist noch lange nicht 
beendet. Ihre globale Dimension wird 
deutlicher. 

Die Zerstörung der Umwelt, die spür¬ 
barer werdenden Auswirkungen der 
Klimaveränderung auf Lebens- und 
Produktionsbedingungen,Trinkwasser¬ 
mangel, Hunger bestimmen das Leben 
vieler Menschen auf unserem Planeten. 
Milliarden leben in Armut. Millionen 
sind auf der Flucht vor Elend, Hoff¬ 
nungslosigkeit und Krieg. 

In vielen Regionen der Welt herrscht 
Krieg. Die Kriege gegen Jugoslawien, 
Irak und in Afghanistan haben sich als 
Vorboten weiterer militärischer Ein¬ 
sätze zur Durchsetzung imperialisti¬ 


scher Interessen erwiesen: Überall in 
der Welt wachsen die Spannungen. Es 
geht um geostrategische Vorteile. Vor 
allem jedoch um die Jagd nach Profit, 
nach knapper werdenden natürlichen 
Ressourcen, um die Sicherung des Zu¬ 
griffs auf diese. Das führt derzeit im 
Nahen und Mittleren Osten, in Nord¬ 
afrika und auch im Herzen Afrikas zu 
immer neuen militärischen Interventi¬ 
onen oder dem Einsatz von Söldnerar¬ 
meen. Jederzeit kann aus kriegerischen 
Konflikten wie im Nahen und Mittleren 
Osten ein neuer Weltbrand entstehen. 

Diese Widersprüche sind im Rahmen 
des kapitalistischen Systems nicht lös¬ 
bar. 

In der Vergangenheit hat das Kapital 
immer wieder „Auswege“ aus Wirt¬ 
schafts- und Finanzkrisen gefunden. 
Wodurch aber „überwindet“ die Bour¬ 
geoisie die Krisen? Karl Marx und 
Friedrich Engels: „... Dadurch, dass 
sie allseitigere und gewaltigere Krisen 
vorbereitet und die Mittel, den Krisen 
vorzubeugen, vermindert.“ (1848, Ma¬ 
nifest) 

Bilanz der Krisenjahre 

Die Europäische Union hat - in Ab¬ 
stimmung mit EZB und IWF - die 
Auswirkungen der Krise durch ihre 
„Rettungsschirme“ für Banken, durch 
eine rigide Spar- und erpresserische 
Schuldenpolitik, durch den Abbau der 
Rechte der Beschäftigten deutlich ver¬ 
schärft. Die EU-Grenzen werden ge¬ 
gen Kriegs-, Armuts- und Klimaflücht¬ 
linge abgeschottet. Verfolgt wird eine 
zunehmend aggressive Kriegspolitik - 
sowohl nach innen als auch nach außen. 

Das imperialistische Deutschland, die 
in der EU führende Wirtschaftsmacht, 
ist dabei „Vorreiter“ dieser reaktionä¬ 
ren Politik. 

Ganz Europa ist den Profit- und 
Machtinteressen des transnationalen 
Kapitals unterworfen, „ohne dass die 
widerstreitenden Interessen der trans¬ 
nationalen und der nationalen Bour¬ 
geoisien aufgehoben werden ... Die eu¬ 


ropäische Integration bleibt ein Feld ... 
vor allem aber auch des Klassenkamp¬ 
fes.“ ( Programm der DKP ) 

★ 

Zunächst gerieten nach dem Platzen 
der US-Immobilienblase in den Jahren 
2007 und 2008 Banken „ins Rutschen“ 
und wurden von den Regierungen mit 
öffentlichen Geldern gerettet, was zu 
tief greifenden sozialen Einschnitten 
führte. 

Danach gerieten in Europa die EU- 
Peripherieländer in einen Abwärts¬ 
sog, weil sie - aufgrund der Banken¬ 
rettung und hoher Zinszahlungen an 
die Banken - hoch verschuldet waren 
und sind. Zur Sicherung der Vermögen 
der Banken und der Reichen wurde in 
der EU eine Stabilisierung durch „Ret¬ 
tungspakete“ versucht, die mit drako¬ 
nischen Sparauflagen für die Schuld¬ 
nerländer verbunden sind. Staaten wie 
Griechenland, Spanien, Portugal sind 
heute ohne Milliarden für Staatshaus¬ 
halte und marode Banken nicht mehr 
handlungsfähig. Sie werden gezwungen 
massiv Grundrechte abzubauen, Löhne 
und Renten zu senken. 

Die Zweifel an der staatlichen Zah¬ 
lungsfähigkeit haben sich mittlerweile 
auch auf wichtige kapitalistische Indus¬ 
trieländer ausgeweitet. Die EU wurde 
inzwischen zum Epizentrum der Krise 
des Weltwirtschafts- und Weltfinanzsys¬ 
tems. Ungewiss ist jedoch, ob die Euro- 
Zone und die EU in der jetzigen Form 
überhaupt Bestand haben werden. 

Im Unterschied dazu ist Deutschland 
von solchen Verwerfungen immer noch 
ausgenommen: aufgrund seiner Wirt¬ 
schaftsmacht, der Exportorientierung 
der Industrie, durch die Senkung bzw. 
Stagnation der Reallöhne in den letzten 
10 bis 15 Jahren und durch die Agenda- 
2010-Politik der „Lohnnebenkosten“- 
Senkungen. Die Verschuldung der 
Nachbarländer ist die Kehrseite der 
deutschen Exportüberschüsse. 

Mit welcher Strategie die Krise „be¬ 
wältigt“ werden kann und soll, ist un¬ 
ter den Regierenden und ökonomisch 


Mächtigen zunehmend umstritten. Bei 
den G-20-Gipfeln treten Widersprüche 
offen zu Tage. Die radikale Sparpoli¬ 
tik und Exportorientierung der deut¬ 
schen Regierung ist heftiger Kritik 
von Finanzspezialisten, internationa¬ 
ler Organisationen wie IWF, Weltbank, 
Welthandelsorganisation und der US- 
Regierung ausgesetzt. Interessenwider¬ 
sprüche werden deutlicher. 

Mit dem Fiskalpakt soll jedoch nun in 
EU-Europa die reaktionäre neolibera¬ 
le Politik der Deregulierung, der Priva¬ 
tisierung, des Grundrechteabbaus be¬ 
schleunigt und endgültig festgeschrie¬ 
ben werden. 

Schon jetzt sind die nationalen Parla¬ 
mente weitgehend entmachtet, wird 
nationale Souveränität eingeschränkt. 
Wenn Wahlergebnisse nicht passen, 
dann wird, wie seinerzeit in Irland, 
eben so lange abgestimmt, bis das ge¬ 
wünschte Ergebnis erreicht ist. Oder es 
werden an allen demokratischen Insti¬ 
tutionen und den Rechten der Bürge¬ 
rinnen und Bürger vorbei - wie zeit¬ 
weilig in Griechenland und in Italien - 
„Expertenregierungen“ eingesetzt. 

★ 

All dies geschieht bei gleichzeitigem 
Ausbau von Überwachung, von Re¬ 
pression und bei rigorosem Abbau 
grundlegender politischer Bürger- und 
Freiheitsrechte, demokratischer und 
sozialer Arbeiterrechte. 

Alle Maßnahmen der Herrschenden 
haben - unabhängig von der verfolg¬ 
ten Strategie - bislang nur neue Phasen 
der Krise eingeläutet. Die Folgen tra¬ 
gen die Lohnabhängigen, die kleinen 
Selbstständigen, die Arbeitslosen, die 
Mehrheit der Rentnerinnen und Rent¬ 
ner und die Jugend. 

Prekäre Beschäftigung, Arbeitslosig¬ 
keit, besonders gravierend die Jugend¬ 
arbeitslosigkeit, Armut nehmen überall 
in Europa zu. Sozialleistungen werden 
abgebaut. 


Fortsetzung 
auf den Seiten 12 und 13 
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Die noch Arbeit haben, stehen unter 
Druck. Denn heute verarmen selbst 
Teile der in den letzten Jahrzehnten 
besser gestellten Teile der Arbeiter¬ 
klasse und Mittelschichten. Besonders 
betroffen ist die junge Generation. Vie¬ 
len geht es - trotz teilweise guter Aus¬ 
bildung - weitaus schlechter als ihren 
Eltern und Großeltern. 

Die Einschränkung von politischen 
Grundrechten erleben Menschen 
schon heute ganz konkret: bei betriebli¬ 
chen und gewerkschaftlichen Kämpfen, 
bei Streiks, bei Protesten der „Empör¬ 
ten“ bzw. Occupy-Bewegung, bei anti¬ 
faschistischen Aktionen, bei Protesten 
wie gegen Stuttgart 21, im Wendland, 
bei Aktionen gegen die Schließung und 
Privatisierung kommunaler Einrich¬ 
tungen sowie individuell - so bei der 
Diskriminierung am Arbeitsplatz, bei 
Hartz-IV-Sanktionen, Rentenkürzun¬ 
gen in Ostdeutschland. 

Auch Kommunen werden zunehmend 
unter ein Spardiktat gestellt und ihrer 
Budgetrechte beraubt. Maßnahmen, 
die gegenüber den Peripherie-Ländern 
der EU angewandt werden, kommen 
zunehmend auch im Inneren zur An¬ 
wendung. Die Kommunen werden in 
Deutschland die Hauptlast des Fiskal¬ 
pakts zu tragen haben. 

Wenn es keine stärkere Gegenwehr 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewe¬ 
gung, der Kommunisten sowie der an¬ 
deren linken und aller anderen demo¬ 
kratischen Kräfte gibt, werden sich Na¬ 
tionalismus, Egoismus, Rassismus und 
Hass auf Migrantinnen und Migranten 
noch weiter ausbreiten. Populistische 
Parteien der extremen Rechten sowie 
offen faschistische Kräfte könnten in 
EU-Europa und auch in Deutschland 
weiter an Zustimmung gewinnen. 

Was sich in Ungarn - mit Billigung von 
EU-Kommission, EU-Parlament und 
der imperialistischen Hauptkräfte Eu¬ 
ropas - vollzieht, könnte die Zukunft 
auf unserem Kontinent prägen. 

Gegenkräfte formieren sich 

Erfolge im Interesse der Mehrheit 
der Menschen im Kampf gegen die 
Abwälzung der Krisenlasten kann es 
nur geben, wenn der Widerstand ge¬ 
gen die Macht der großen Banken und 
Finanzinvestoren, der transnationalen 
Konzerne sowie gegen ihre politischen 
Vertreter stärker wird. 

In diesem Prozess kommt es aus Sicht 
der DKP vor allem auf die Gewerk¬ 
schaften und auf die Arbeiterbewegung 
insgesamt an. Notwendig ist, dass diese 
mit anderen gesellschaftlichen Bewe¬ 
gungen gemeinsam handeln. 

Es reicht aber nicht aus - wie die Er¬ 
fahrungen bei Opel, der sozialen Be¬ 
wegungen, aber andererseits auch der 
Hafenarbeiter aus vergangenen Jahren 
zeigen -, nur lokal, regional oder nati¬ 
onal vorzugehen. Transnationale Kon¬ 
zerne und Finanzgruppen agieren in¬ 
ternational. EU-Europa soll zur wirt¬ 
schaftlichen, fiskalen, militärischen und 
politischen Union ausgebaut werden. 
Deshalb müssen auch die Kämpfe der 
Arbeiterklasse und die Aktionen der 
Bewegungen international zusammen¬ 
geführt, vernetzt werden. 

Die Zeit ist reif für die radikale Ent¬ 
machtung der Profithaie, die Entmach¬ 
tung der nationalen und internationa¬ 
len Banken und Konzerne. 

Eine bessere Welt ist notwendig und 
möglich, eine Welt ohne Kapitalismus. 

★ 

Was aber sind bisherige Erfahrungen 
und Lehren der letzten Jahre und Mo¬ 
nate? 

In fast ganz Europa wachsen Protest 
und Widerstand, gehen Menschen ge¬ 
gen die Krisenpolitik der Herrschen¬ 
den, für die Verteidigung sozialer und 
politischer Rechte, aber auch zuneh¬ 


mend gegen Rechtspopulisten und Fa¬ 
schisten auf die Straße. 

Die Arbeiterklasse ist in diesen Aus¬ 
einandersetzungen objektiv die ent¬ 
scheidende Kraft. Im Protest wie zur 
Veränderung der Verhältnisse: Gene¬ 
ralstreiks der Gewerkschaften haben 
in Portugal, Spanien, Griechenland 
Hunderttausende, ja Millionen auf die 
Straße gebracht. Der Europäische Ge¬ 


werkschaftsbund macht - mehr als frü¬ 
her - mobil, aber noch immer sind ge¬ 
meinsame Kampfaktionen und deren 
Vernetzung ungenügend. 

Bauern protestieren gegen die Dik¬ 
tate der großen Nahrungsmittelkon¬ 
zerne. „Empörte“, Mitglieder der Oc¬ 
cupy-Bewegung, der Ökologie und 
Anti-AKW-Bewegung, der Gegner 
von Flughafenausbau und Nachtflü¬ 
gen - nicht selten auch aus den ge¬ 
bildeten und gut ausgebildeten bis¬ 
herigen „Mittelschichten“ -, zeigen 
ihren Protest gegen die Politik der 
Herrschenden bei Massendemonstra¬ 
tionen, Blockaden, Mahnwachen. Die 
Demonstrationen gegen ACTA, ge¬ 
gen die Vorratsdatenspeicherung zei¬ 
gen, wie innerhalb kurzer Zeit - und 
unter Nutzung moderner Kommuni¬ 
kationsmittel - eine starke und viel¬ 
fältige Bewegung zur Verteidigung der 
Demokratie, gegen den Ausbau des Si¬ 
cherheitsstaates entstanden ist. Diese 
Bewegungen und Aktivitäten entwi¬ 
ckeln sich relativ spontan an einzelnen 
Punkten, sind aber Ausdruck für die 
gewachsene Sensibilität für Themen 
des Demokratieabbaus. 

Bei vielen dieser Proteste werden ne¬ 
ben bisherigen Akteuren neue Kräfte 
aktiv. 

Wachsende gemeinsame Erfahrungen 
haben vielerorts in den letzten Jahren 
bereits dazu geführt, unterschiedliche 
Protest- und Widerstandsformen mit¬ 
einander zu verbinden. Kapitalismus¬ 
kritische und antikapitalistische Posi¬ 
tionen nehmen zu. 

Aber das reicht noch lange nicht aus, 
um Veränderungen durchzusetzen. 
Denn trotz der bisherigen großen Pro¬ 
testaktionen in vielen Ländern fehlt 
noch der „lange Atem“ und eine brei¬ 
te Bereitschaft, die Aktionen weiter¬ 
zuführen, sie weiterzutreiben. Zu viele 
resignieren. 

Dafür gibt es Ursachen: 

★ Die kapitalistische Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte hat zu ei¬ 
ner enormen Differenzierung der 
Existenzbedingungen und Interes¬ 
sen der lohnabhängig Beschäftigten 


geführt. Entstanden sind dabei - vor 
allem durch die Entwicklungen der 
ökonomischen Basis des Kapitalis¬ 
mus - neue Differenzierungen ne¬ 
ben den traditionellen „Spaltungsli¬ 
nien“ innerhalb der Arbeiterklasse. 

★ Eine gemeinsame Strategie im heu¬ 
tigen Kampf gegen die „Krisenbe- 
wältigungspolitik“ der Herrschen¬ 
den fehlt, die über die Verteidigung 
von erreichten Rechten hinaus¬ 
reicht. - Es fehlt bei den Handeln¬ 
den vor allem nach wie vor an Über¬ 
einstimmung, was weitergehende 
gesellschaftliche Zielstellungen 
betrifft. Es fehlt ein gemeinsames 
„Zukunftsproj ekt“. 


Und noch gelingt es den Herrschen¬ 
den die sozialen Akteure zu verein¬ 
zeln, ihre Aktionen zu spalten. In¬ 
dem sie z.B. ihre Ziele schrittweise 
durchsetzen, den einen scheinbare 
Zugeständnisse anbieten, während 
anderswo Druck ausgeübt wird, 
Mittel weiter gekürzt, Rechte ab¬ 
gebaut werden. 

Portugal, Spanien, Frankreich, Grie¬ 
chenland zeigen, wie in dieser Situa¬ 
tion die Linken trotzdem zum Zent¬ 
rum des Widerstandes werden, dass sie 
selbst bei Wahlen Stimmen gewinnen 
können: Wenn sie in ihrer Verschieden¬ 
heit - bei Wahrung der eigenen politi¬ 
schen Identität und weltanschaulichen 
Überzeugung - Gemeinsamkeiten su¬ 
chen und gemeinsam handeln. 

Und trotzdem kann auch das nur ein 
Zwischenschritt sein. 

★ 

Die Bundesrepublik Deutschland ist 
bislang eine der wenigen Ausnahmen, 
was die Bereitschaft zum Widerstand 
und die Breite dieses Widerstandes be¬ 
trifft sowie die Entwicklung von Klas¬ 
senbewusstsein. 

Im Rahmen zahlreicher Proteste erklä¬ 
ren jedoch auch hier Menschen, dass sie 
über ihr Lebensumfeld endlich mitbe¬ 
stimmen und mehr Mitspracherechte 
einfordern, sich mit einer „Vertreterde¬ 
mokratie“ nicht mehr abfinden wollen. 

Auch in unserem Land werden antika¬ 
pitalistische Forderungen lauter. 

Die Ansatzpunkte für Bewegungen 
und für Debatten über gesellschaft¬ 
liche Alternativen sind vielfältig. Sie 
werden vor allem sichtbar im Kampf 
der Betriebsbelegschaften und Ge¬ 
werkschaften gegen Betriebsschlie¬ 
ßungen wie NSN in München, um den 
Erhalt der Arbeitsplätze bei Schlecker, 
um Tariferhöhungen nach einem „ver¬ 
lorenen Jahrzehnt“ mit durchschnitt¬ 
lich 4,5 Prozent Reallohnverlust, um 
gesetzliche Mindestlöhne, gegen pre¬ 
käre Beschäftigungsverhältnisse und 
verschlechterte Arbeitsbedingungen. 

Es wird viel davon abhängen, ob sich 
die Gewerkschaften in dieser Situa¬ 


tion von Illusionen über Sozialpart¬ 
nerschaft und Co-Management ver¬ 
abschieden und statt dessen Klassen¬ 
interessen wahrnehmen, massivere 
Aktionen für ihre eigenen Forderun¬ 
gen nach Rücknahme der Rente mit 
67, einem existenzsichernden Mindest¬ 
lohn von mindestens 10 Euro/Stunde, 
Stärkung der Binnenkaufkraft, mehr 
Geld für kommunale Investitionen, Er¬ 
höhung des Spitzensteuersatzes usw. 
entwickeln. 

Die Zeit ist auch in der Bundesrepublik 
Deutschland reif, die Bewegungen und 
die Kämpfe zusammenzuführen. 


★ 

Derzeit ist noch völlig unklar, ob sich 
aus den aktuellen Auseinandersetzun¬ 
gen in Europa eine andere gesellschaft¬ 
liche Dynamik entwickeln kann. Eine 
Dynamik, die auch hier neue Kräfte 
mobilisiert, Mut macht, zu einer Ver¬ 
änderung des Kräfteverhältnisses bei¬ 
trägt, das in Richtung demokratischen 
und sozialen Fortschritts führt - und 
letztlich den Weg in Richtung Sozialis¬ 
mus öffnen kann. 

Die Aufgaben der DKP in 
den heutigen Kämpfen 

Fest steht: Empörung und Gegenwehr 
gehen ins Leere, wenn der lange Atem 
fehlt. Zu „Empört euch“ muss „Orga¬ 
nisiert euch!“ hinzukommen. 

In dieser Situation müssen Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten aktiver bei¬ 
tragen, dass sich der Widerstand ver¬ 
stärkt, dass die Gegenkräfte - auch in 
der Bundesrepublik Deutschland - zu¬ 
sammengeführt werden, breite Allian¬ 
zen entstehen, deren Handeln zu einer 
solchen Wende zu sozialem und demo¬ 
kratischen Fortschritt führen kann. 

Alle Linken im Land haben die Aufga¬ 
be, in den Bewegungen und den Kämp¬ 
fen die Gemeinsamkeiten aufzuzeigen, 
die Kräfte „zu bündeln“, gesellschaftli¬ 
che Zielvorstellungen offen zu disku¬ 
tieren und den Kampf um gesellschaft¬ 
liche Veränderungen voranzubringen. 

Kommunistinnen und Kommunisten 
haben eine besondere Verantwor¬ 
tung. Als revolutionäre Arbeiterpartei, 
die ihre Tätigkeit auf die Theorie von 
Marx, Engels und Lenin gründet, sieht 
die DKP ihre unverzichtbare Aufgabe 
darin, 

★ die Erkenntnisse des wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus in die Klassenkämpfe 
und demokratischen Bewegungen ein¬ 
zubringen. 

★ gemeinsam mit anderen fortschritt¬ 
lichen Kräften politische Strategien 
zur Entwicklung von Widerstand, der 
Durchsetzung progressiver Reformen, 
der Förderung der dafür notwendigen 


Kämpfe sowie den Weg zu grundlegen¬ 
den gesellschaftlichen Veränderungen, 
zum Sozialismus, zu erarbeiten und die 
Debatten unter den Linken, in den Ge¬ 
werkschaften und in den anderen ge¬ 
sellschaftlichen Bewegungen zu beför¬ 
dern. 

Wir orientieren uns dabei an den re¬ 
alen Bedingungen, am tatsächlichen 
Bewusstseinsstand und an den wirkli¬ 
chen Lebensinteressen der Mehrheit 
der Menschen. In den Kämpfen kann 
und will die DKP nicht stellvertretend 
handeln. Die arbeitenden Menschen, 
die Arbeitslosen, die Jugend, die Rent- 
nerinnen und Rentner, Männer, Frauen 
und Angehörige diskriminierter Min¬ 
derheiten müssen selbst für ihre Inte¬ 
ressen aktiv werden. Deshalb stehen 
der außerparlamentarische Kampf so¬ 
wie die Stärkung der Organisiertheit 
der Arbeiterbewegung und der sozia¬ 
len Bewegungen im Zentrum unserer 
Tätigkeit. 

Unsere Partei 

★ geht mit Forderungen zum Erhalt 
sozialer und politischer Grundrechte, 
von erkämpften Rechten der Arbeiter¬ 
klasse, von Rechten der Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort im Zusammenhang 
mit der Mitbestimmung über ihre eige¬ 
nen Angelegenheiten in der Kommune 
in die gegenwärtigen Auseinanderset¬ 
zungen; 

★ unterstützt und fördert Kapitalis¬ 
muskritik und antimonopolistische Po¬ 
sitionen, sie ringt um die Stärkung an¬ 
tikapitalistischer Überzeugungen und 
von Klassenpositionen; 

★ orientiert auf antimonopolistische 
Veränderungen, stellt in den heutigen 
Kämpfen die Eigentumsfrage; 

★ verbreitet die sozialistischen Ideen, 
wirkt für einen stärkeren Einfluss des 
Marxismus und die Entwicklung von 
Klassenpositionen in Bewegungen und 
Gesellschaft. 

★ wirkt dafür, dass die Gewerkschaf¬ 
ten zu wirklich kämpferischen Klassen¬ 
organisationen werden, und dafür, dass 
die Organisationen der Arbeiterbewe¬ 
gung mit anderen Kräften gemeinsam 
handeln. Wir verteidigen die Einheits¬ 
gewerkschaft gegen jeden Versuch der 
Spaltung. 

★ wirkt für die Bildung von Klassen¬ 
bewusstsein in der Arbeiterklasse, trägt 
dazu bei in der Arbeiterklasse Einsich¬ 
ten in die eigene Klassenlage und in 
den unversöhnlichen Gegensatz von 
Kapital und Arbeit zu vermitteln und 
klassenmäßige Erkenntnisse zu ver¬ 
tiefen, gesellschaftliche Zusammen¬ 
hänge aufzuzeigen und die Ursachen 
von Krieg, Krise, Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau als gesellschaftlich durch 
den Kapitalismus bedingt darzulegen. - 
Erkenntnisse und Klassenbewusstsein 
wachsen letztlich nur in Auseinander¬ 
setzungen, in denen Menschen selbst 
Erfahrungen machen und lernen. 

★ macht darauf aufmerksam, dass die 
Demokratiefrage eine zunehmende 
und entscheidende Rolle spielt. Fried¬ 
rich Engels schrieb: „Selbst in dem äu¬ 
ßersten Fall... wird der Arbeiterpartei 
nichts übrig bleiben, als die ... Agitati¬ 
on für bürgerliche Freiheit, Pressfrei¬ 
heit, Versammlungs- und Vereinsrecht 
... fortzuführen. Ohne diese Freiheiten 
kann sie selbst sich nicht frei bewegen; 
sie kämpft in diesem Kampf für ihr 
eigenes Lebenselement, für die Luft, 
die sie zum Atmen nötig hat.“ ( MEW, 
Bd. 16, S. 77) 

★ vertritt in den Auseinanderset¬ 
zungen konsequent antifaschistische 
Positionen und macht auf die gesell¬ 
schaftlichen Ursachen des Erstarkens 
rechtspopulistischer und offen faschis¬ 
tischer Kräfte in vielen Ländern Euro¬ 
pas in den Zeiten der Krise aufmerk¬ 
sam. 

★ verweist darauf, dass im Rahmen 
des Systems keine Lösung der heutigen 
ökonomischen, sozialen, politischen 
Widersprüche möglich ist. Der Aufbau 
einer anderen, einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung ist - angesichts 
der voranschreitenden Internationali¬ 
sierung der Wirtschaft und der Integ¬ 
rationsprozesse im Rahmen der EU - 
jedoch wahrscheinlich nur im Rahmen 
gleichgerichteter Umwälzungsprozesse 
in den Hauptländern der Europäischen 
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Antrag des DKP-Parteivorstandes 


Union und der damit möglich werden¬ 
den Veränderung des internationalen 
Kräfteverhältnisses realisierbar. (Pro¬ 
gramm der DKP) 

Wir Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten haben die Aufgabe 

★ das antikommunistische Ge¬ 
schichtsbild der Herrschenden zu wi¬ 
derlegen, die Errungenschaften und 
Fehler der DDR und der anderen so¬ 
zialistischen Länder, die Lehren aus 
Revolution und Gegenrevolution ins 
öffentliche Bewusstsein zu rücken. 

★ Niederlagen zu analysieren und 
Erfolge als Beispiele für weitere Ak¬ 
tionen auszuwerten und jeden noch so 
kleinen Schritt vorwärts als Basis für 
weitere Schritte zu nutzen. 

Wir gehen jedoch unter unseren Be¬ 
dingungen von einem längeren Prozess 
der Kämpfe und antimonopolistischen 
Übergänge auf dem Weg zum Sozialis¬ 
mus aus. (Programm der DKP) 

In diesen Kämpfen unterstützt die 
DKP alle Schritte zur Sammlung der 
sozialen, gewerkschaftlichen und poli¬ 
tischen Kräfte auf nationaler und euro¬ 
päischer Ebene, damit die gesellschaft¬ 
liche und politische Kraft für diese Ver¬ 
änderungen gebildet werden kann. 

Die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten müssen international ihre Zusam¬ 
menarbeit verstärken. Gerade ange¬ 
sichts der kapitalistischen Krise wird 
aber die engere Zusammenarbeit der 
kommunistischen, Arbeiter- und Links¬ 
parteien zu einer noch drängenderen 
Aufgabe, um den Kapitalismus mit ei¬ 
ner sozialistischen Alternative glaub¬ 
würdig herausfordern zu können. 

Entscheidend wird aber auch hier sein, 
dass die Kämpfe der Belegschaften ge¬ 
gen Arbeitsplatzabbau, Standortschlie- 
ßungen, Bestrebungen, das Streikrecht 
auszuhebeln (wie im Fall der „Monti-II- 
Verordnung“ der Europäischen Kom¬ 
mission, die das Ziel hat, Streiks gegen 
Lohn- und Sozialdumping in transnati¬ 
onalen Konzernen zu erschweren oder 
gar zu verhindern und die Einführung 
einer gesetzlichen Tarifeinheit), nicht 
nur lokal, regional, national, sondern 
international geführt werden. 

Dabei sind wir uns bewusst: Die beste 
internationale Solidarität besteht darin, 
die Kämpfe im eigenen Land zu entwi¬ 
ckeln - und zugleich dazu beizutragen, 
diese international zu organisieren und 
zu vernetzen. 

Die Mitglieder der DKP müssen sich 
auf die neue Etappe der Kämpfe ein¬ 
stellen, real die Situation und die eige¬ 
nen Möglichkeiten einschätzen und 


★ in den eigenen Reihen und durch 
die Aktivitäten vor Ort wie in Betrie¬ 
ben, Gewerkschaften, den gesellschaft¬ 
lichen Bewegungen „Vorleben“, dass 
wir in den Bewegungen für ein solida¬ 
risches Miteinander bei Anerkennung 
unterschiedlicher Positionen stehen 
und um Gemeinsamkeiten ringen. 

★ das eigene Wissen vertiefen, die 
marxistischen Grundpositionen und 
unser kommunistisches Selbstver¬ 
ständnis verteidigen, aber auch - dem 
Charakter unserer wissenschaftlichen 
Weltanschauung entsprechend - neue 
Entwicklungen auf der Grundlage un¬ 
serer Theorie und Weltanschauung be¬ 
rücksichtigen. 

★ offen sein für streitbare Diskussio¬ 
nen, Kritik ernst nehmen und beständig 
aus den Erfahrungen gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen lernen. 

★ uns für Positionen in Betriebs- und 
Personalräten, als Vertrauensleute und 
als gewählte Kommunalpolitiker und 
anderen Interessenvertretungen zur 
Verfügung stellen; uns in Initiativen, 
Vereinen und anderen Massenorgani¬ 
sationen engagieren. 

Die DKP muss stärker werden! Die 
DKP muss sich als Kraft erweisen, die 
offen ist für neue Erkenntnisse und 
durch ihr Beispiel überzeugt. Am Ar¬ 
beitsplatz und an der Uni, in der Bür¬ 
gerinitiative, im Wohngebiet und auf 
der Vertrauensleuteversammlung - 
lasst uns Farbe bekennen und Flagge 
zeigen! 

Nur dann können wir unser eigenes 
Wissen als Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten verbreiten und anderen ver¬ 
mitteln. Nur dann werden wir Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten auch 
in der Lage sein, dazu beizutragen, dass 
unter den Lohnabhängigen und Ar¬ 
beitslosen Klassenbewusstsein wächst, 
antikapitalistische Überzeugungen 
auch in anderen Teilen der Bevölke¬ 
rung zunehmen und die Erkenntnis 
wächst, dass diese Gesellschaft grund¬ 
legend verändert werden muss, dass 
eine andere Gesellschaft, dass Sozia¬ 
lismus notwendig ist. 

Was ist jetzt zu tun? Die drin¬ 
gendsten Forderungen der DKP 

Es geht - auch in der Bundesrepublik 
Deutschland - heute um die Verteidi¬ 
gung von Arbeiterrechten, von sozialen 
Errungenschaften, sozialen und demo¬ 
kratischen Grundrechten: 

★ Schluss mit den Angriffen auf die 
Rechte der Lohnabhängigen wie den 
Angriffen auf das Betriebsverfassungs¬ 


gesetz, mit der „Monti-II-Verordnung“ 
der Europäischen Kommission, der 
Einführung einer gesetzlichen Tarifein- 
heit und gesetzlichen Friedenspflicht 
und vielen anderen Versuchen! 

★ Verteidigt das VW-Gesetz! Ver¬ 
gleichbare Gesetze sind für alle Kon¬ 
zerne nötig! 

★ Durchsetzung der 35-Stunden-Wo- 
che bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich zur Schaffung von Arbeitsplät¬ 
zen, gegen den immer schnelleren Ver¬ 
schleiß der Arbeitskraft und für einen 
Normalarbeitstag, der die Arbeitenden 
von ihrer Arbeit leben lässt und die Ge¬ 
schlechtergleichstellung näher bringt! 

★ Verbot von Leih- und Zeitarbeit, 
Befristungen sowie Werkverträgen zu¬ 
gunsten von NormalarbeitsVerhältnis¬ 
sen. Hartz IV muss weg! 

Wir fordern: 

★ Bildung und Kultur, Wohnung und 
Gesundheit müssen für alle erschwing¬ 
lich sein! 

★ Schluss mit der Verarmung der 
Kommunen! Schuldenschnitt für die 
Gemeinden und Städte! 

★ 

Wir rufen dazu auf, politische Grund¬ 
rechte zu verteidigen. Wir fordern tat¬ 
sächliche Mitwirkungsrechte, mehr di¬ 
rekte Demokratie und treten ein für 
das uneingeschränkte Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit. Aktionen des 
zivilen Ungehorsams, Demonstratio¬ 
nen, Sitzblockaden, Spontanaktionen 
sind wichtige Formen des demokrati¬ 
schen und kreativen Protestes. 

Schluss mit 

★ dem Überwachungsstaat und dem 
Ausbau der Repression! 

★ der Kriminalisierung von Men¬ 
schen, die wie in Stuttgart oder im 
Wendland ihre Rechte einfordern, die 
wie in Frankfurt am Main berechtigte 
Proteste gegen die Großbanken und 
Finanzmärkte auf die Straße bringen! 

★ der Verfolgung und Kriminalisie¬ 
rung von Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten! Antifaschistische Initiativen 
fördern und stärken! 

Wir fordern: 

★ Verfassungsschutz auflösen! 

★ Schluss mit der staatlichen Duldung 
von Rassismus und Faschismus! 

★ das Verbot der NPD und ihre Tarn¬ 
organisationen gemäß Artikel 139 GG 
durchzusetzen! Faschismus ist keine 
Meinung, sondern ein Verbrechen! 

★ 


Schluss mit einer Politik, die allein den 
Millionären und Milliardären, den gro¬ 
ßen Konzernen, Banken und Finanzin¬ 
vestoren dient: 

★ Verstärkt den Widerstand gegen 
Fiskalpakt und Rettungsschirme! 
Schluss mit der erpresserischen Spar¬ 
und Schuldenpolitik gegen die Interes¬ 
sen der Mehrheit der Menschen! 

★ Einseitiger Schuldenschnitt für die 
betroffenen Staaten wie Griechenland! 

★ Schluss mit der Erpressungspolitik, 
die dazu führt, soziale Standards und 
politische Grundrechte weltweit weiter 
zu zerstören. 

★ Entschädigungslose Enteignung 
und Überführung der großen Finan¬ 
zinstitute - einschließlich der Euro¬ 
päischen Zentralbank (EZB) - und 
Energiekonzerne in öffentliches Ei¬ 
gentum bei demokratischer Kontrolle 
durch Belegschaften, Gewerkschaften, 
durch die Bevölkerung und demokra¬ 
tische Wissenschaftlerinnen und Wis¬ 
senschaftler. 

★ 

Wir fordern: 

★ Rückführung des gesamten Finanz¬ 
sektors auf die Finanzierung von öf¬ 
fentlichen und privaten Investitionen, 
Verbot von spekulativen Finanzge¬ 
schäften und -produkten 

★ sofortige Entschuldung der öffent¬ 
lichen Haushalte und Nutzung der bis¬ 
herigen Zinszahlungen aus der Ver¬ 
schuldung der öffentlichen Haushalte 
für Beschäftigungsprogramme, um Ar¬ 
beitsplätze zu schaffen und zu sichern, 
und zur Verbesserung der sozialen Si¬ 
tuation für die von Armut betroffenen 
Teile der Bevölkerung 

★ den Stopp gesetzlicher Schulden¬ 
verbote („Schuldenbremsen“), weil sie 
als Vorwand für weiteren Sozialabbau 
und Privatisierung dienen. 

★ 

Die Staatsschulden entstanden auch 
durch die steuerliche Entlastung der 
Reichen und Konzerne, die in den ver¬ 
gangenen Jahren noch reicher wurden. 
Wir fordern stattdessen: „Die Reichen 
müssen zahlen!“ 

★ und eine Steuerreform, mit progres¬ 
siver Besteuerung hoher Einkommen 
und großer Vermögen, die Wiederan¬ 
hebung des Spitzensteuersatzes, eine 
deutliche Anhebung der Kapital- und 
Gewerbesteuern - bei viel höheren 
Freibeträgen für kleine Gewerbetrei¬ 
bende, 


★ eine Besteuerung großer Erbschaf¬ 
ten, 

★ das Wegsteuern nicht investierter 
Gewinne (Millionärssteuer, Finanz¬ 
transaktionssteuer) , 

★ die Wiedereinführung der Vermö¬ 
genssteuer! 

★ 

Wir fordern eine Energiepolitik, die 
Schluss macht mit den Privilegien der 
großen Energiekonzerne. 

★ Atomkraftwerke jetzt abschalten! 

★ Klima- und umweltfreundliche 
Technologien statt Primat der fossilen 
Energieträger! 

★ Dezentralisierung der Stromerzeu¬ 
gung und der Netze! 

★ Schluss mit der Preistreiberei auf 
dem Rücken der privaten Endverbrau¬ 
cher! Gesetzlicher Preisstopp unter de¬ 
mokratischer Kontrolle! 

★ 

Wir fordern eine Klima- und Umwelt- 
politik, die sofort in der ganzen EU alle 
verfügbaren technologischen Alterna¬ 
tiven zur Reduktion der klimaschädli- 
chen Emissionen mobilisiert und stren¬ 
ge gesetzliche Regelungen durchsetzt. 

Die weltweite Spekulation mit den le¬ 
benswichtigen Ressourcen (sauberes 
Wasser, Nahrungsmittel, Ackerland) im 
Interesse der großen kapitalistischen 
Öl-, Agrar- und Lebensmittelkonzerne 
muss sofort unterbunden werden. 

★ 

★ Frieden, Abrüstung und Achtung 
der nationalen Souveränität anderer 
Staaten sind das Gebot der Stunde. 

★ Kein Geld für Militarisierung, Rüs¬ 
tung und Kriegseinsätze, sondern für 
Investitionen in Arbeitsplätze, Bildung, 
Kultur, Gesundheit! 

★ 

Wir fordern den Erhalt und Ausbau 
demokratischer und sozialer Rechte in 
Deutschland, in ganz EU-Europa. 

Ein friedliches, demokratisches und so¬ 
ziales Europa mit gleichen Rechten für 
alle ist nötig, welches das internationale 
Kräfteverhältnis entscheidend verän¬ 
dern und den Weg zu einem sozialis¬ 
tischen Europa öffnen könnte. „Dazu 
muss die Macht der Transnationalen 
Konzerne gebrochen und müssen die 
Kämpfe auf nationaler und europäi¬ 
scher Ebene miteinander verbunden 
werden.“ (Programm der DKP) 
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»Die Erfahrung, die ich in der Resistance machte, hat aus 
mir einen Menschen gemacht. Sie hat mich verwandelt, mich 
reifen lassen, mich bereichert, sowohl in kultureller wie in 
politischer Hinsicht. Die Kameraden haben mir die Ideen der 
Französischen Revolution näher gebracht, haben mir den 
verbrecherischen Charakter der Naziherrschaft gezeigt und 
mich von der Notwendigkeit der Solidarität unter den Ausge¬ 
beuteten überzeugt, vom Internationalismus. 

Wenn es eine Zeit in meinem Leben gibt, die ich nicht bereue, 
dann ist es diese.« Hans Heisel 


Der Antifaschist, Kommunist und Resistancekämpfer 

Hans Heisel 

ist 90-jährig am 12. Juli 2012 in Frankfurt am Main verstorben 

In künftigen Kämpfen gegen Faschismus, Rassismus und Antisemitismus 
wird man sich seiner erinnern. Wir werden ihn nicht vergessen. 

Otti Altmann, Thomas Altmeyer, Sonja Axen, Friedrich-Martin Balzer, Thomas Bauer, Rolf Becker, Erika Beltz, Michael Beltz, Barbara Birkle, Martin Birkle, Norbert Birkwald, 
Alwin Borst, Renate Brassei, Adi Brassei, Daniel Bratanovic, Volker Braun, Elke Bredel-Hälker, Uli Breuer, Dr. Monika Brockmann, Jürgen Brockmann, Ike Büscher, Lena Sarah 
Carlebach, Alice Czyborra, Klaus Czyborra, Dr. Dieter Dehrn, Eleni Desoi, Jenny Desoi, Inga Dey, Christine Dreier, Dietmar Dreier, Henny Dreifuss (ehern. Resistance), Elke 
Engelhard, Michael Erhardt, Hans Erxleben, Gabi Faulhaber, Kalle Fein, Renate Fein, Dr. Gerhard Ferdinand, Doris Fisch, Dieter Fomoni, Astrid Frenzei, Peter Frenzei, Bruni 
Freyeisen, Fritz Freyeisen, Uwe Fritsch, Georg Fülberth, Wolfgang Gehrcke, Petra Gerland, Silvia Gingold, Sigmund Gingold (ehern. Resistance, Paris), Dr. Regina Girod, Wil¬ 
helm Girod, Hellfried Graf, Margarete Graf, Arno Grieger, Annette Hälker, Klaus Hartmann, Heinz Hechler, Rudi Hechler, Cornelia Hechler-Birkwald, Martin F. Herndlhofer, 
Jürgen Hinzer, Ute Hladki, Sieglinde Hofmann, Silvia Holz-Markun, Andrea Hornung, Fritz-Walter Hornung, Ingrid Jakobsmeier, Anne Kahn, Martin Kannengießer, Monika 
Kanzler-Sackreuther, Michael Kegler, Rainer Keil, Gerhard Kern, Claudia Klein, Tom Klingenberg, Werner Knapp, Thomas Knecht, Lorenz Knorr, Patrik Kübele, Christian Ko- 
berg, Horst Koch-Panzner, Axel Koppey, Sigrid Koppey, Dr. Fritz Krause, Brigitte Kustosch, Jürgen Lamprecht, Gudrun Lang, Rudolf Lang, Manfred Laus, Dr. Andre Leisewitz, 
Christine Lelle, Christina Lipps, Klaus Lipps, Hans Löffler, Heiko Lüßmann, Peter Maaßen, Irene Maaßen-Markovic, Ruth Malkomes, Bettina Mandellaub, Dr. Gerd Manecke, 
Lars Manecke, Maike Manecke, Nele Manecke, Christel Matthes, Thomas Matthes, Max Matthes, Olaf Matthes, Dr. Charles Melis, Dr. Francois Melis, Mathias Meyers, Irma 
Mico (ehern. Resistance, Paris), Gerda Mies, Herbert Mies, Cora Mohr, Ewald Moldt, Sonja Moldt, Adelheid Müller-Laus, Bernd Müller-Weatherby, Ulli Nissen, Wolfgang Nord, 
Gisela Otto, Inge Petschik, Hans Piechotta, Katinka Poensgen, Klaus Poweleit, Falk Prahl, Gabriele Prein, Renate Rassow, Bernd Raths, Lothar Reininger, Hannelore Richter, Dr. 
Jürgen G. Richter, Angelika Richter-Manecke, Valentin Ringel, Charlotte Rombach, Detlef Schabicki, Erich Schaffner, Walter Schmidt, Horst Schmitthenner, Gerd Schulmeyer, 
Willi Schulze-Barantin, Ingrid Schuster, Rudi Schuster, Hans Schwert, Klaus Seibert, Axel Seiderer, Herwig Selzer, Friedhelm Spatz, Heinz Stehr, Annemarie Steigerwald, Dr. 
Robert Steigerwald, Dr. Hans Christoph Stoodt, Irma Strauch, Monika Strauß, Zorica Surla, Moritz Terfloth, Horst Trapp, Dietmar Treber, Hermann Unterhinninghofen, Willi 
van Ooyen, Ulla Varchmin, Erich Vehrenkamp, Tidi von Tiedemann, Wolfgang Vorhagen, Helge Wagner, Otto Wagner, Angelika Wahl, Peter-Christian Walther, Ellen Weber, 
Thilo Weckmüller, Petra Wegener, Klaus Weidner, Klaus Willkomm-Wiemer, Ruth Zeise 
Esther Bejarano (Auschwitzkomitee in der Bundesrepublik Deutschland), Prof. Dr. Heinrich Fink und Cornelia Kerth (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes / 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten - VVN-BdA), Andre Lohmar (Verband Deutscher in der Resistance, in den Streitkräften der Antihitlerkoalition und 
der Bewegung »Freies Deutschland« - DRAFD), Vilmos Hanti und Dr. Ulrich Schneider (Internationale Föderation der Widerstandskämpfer - FIR), Prof. Dr. Lise Vogel 
(FFALB - Friends and Family of the Abraham Lincoln Brigade - New York City, USA) 

Die Lebensgefährtin Emmi Baumann mit Karin Renneisen-Emst, Dr. Paul C. Ernst, Norbert Klein von Hall und Max Renneisen. 

Die Tochter Erika Schmidt mit Eberhard, Angelika, Franziska und Leonie Schmidt. 

Die Trauerfeier findet statt am 18. August 2012 um 15:30 Uhr im DGB-Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 60329 Frankfurt am Main. 


Hans Heisel 

Kämpfer gegen Faschismus und Krieg 
6.3.1922-12.7.2012 

Unser Genosse Hans Heisel, einer der letzten überlebenden Widerstandskämpfer aus Hessen ist gestorben. 
Wir trauern um einen tapferen Genossen und liebenswerten Menschen. 

Hans Heisel, in Leverkusen geboren, war deutscher Fernschreibobermaat beim Marinestab in Paris und wurde 
Widerstandskämpfer gegen den Nationalsozialismus in der Resistance. 

Er bekam 1941 Kontakte zur Resistance und zur Travail allemand, einer Widerstandsformation von Deut¬ 
schen im französischen Exil. 1942 organisierte er die Bildung einer antifaschistischen Widerstandsgruppe in 
der Wehrmacht, unter anderen zusammen mit Kurt Hälker (später stellvertretender Generalsekretär des Frie¬ 
densrates der DDR). 

Hans Heisel trat in Paris 1942 der KPD bei. Im Herbst 1943 beteiligte er sich an der Gründung der CALPO 
(Comite „Allemagne libre“ pour 1‘Ouest, „Bewegung Freies Deutschland im Westen“) und wurde deren Vi¬ 
zepräsident. 

Im Vorfeld des Volksaufstandes in Paris im August 1944 setzte er sich zusammen mit weiteren Kämpfern seiner 
Widerstandsgruppe von der Wehrmacht ab und schloss sich dem militärischen Teil der Resistance an; Heisel 
erhielt den Kampfnamen Albert Roche. 

Zwischen September 1944 und Januar 1945 war er Frontbeauftragter des CALPO in der französischen Armee an 
Fronten in Lothringen, im Eisass und von Februar bis Mai 1945 Frontbeauftragter für den Kessel Point de Grave. 
Im Juli 1945 kehrte er nach Deutschland zurück. 1947 wurde er Betriebsgruppenvorsitzender der KPD bei Bayer 
Leverkusen und später Mitarbeiter des Parteivorstandes der KPD. Als seine Partei 1956 verboten wurde, setzte 
er seine politische Arbeit illegal fort. 1959 wurde Hans Heisel verhaftet und zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt. 
1968 war er an der Konstituierung der DKP beteiligt und blieb für sie hauptamtlich tätig. 

Hans Heisel wohnte in Frankfurt a.M. und war bis jetzt noch im DRAFD aktiv, dem Verband Deutscher in der 
Resistance, in den Streitkräften der Antihitlerkoalition und der Bewegung Freies Deutschland. 

Hans Heisel hat mit seiner Entscheidung, sich der Resistance anzuschließen ebenso wie mit seinen Zeitzeu¬ 
genveranstaltungen sein Leben lang einen bedeutenden Beitrag zum Kampf gegen den Faschismus geleistet. 
Wir danken ihm dafür und werden ihn nicht vergessen. 

Deutsche Kommunistische Partei Kreis Main-Taunus 
Deutsche Kommunistische Partei Hessen 
Parteivorstand der DKP 


Das Schönste, was ein Mensch hinterlassen kann, ist ein Lächeln 
im Gesicht derjenigen, die an ihn denken. 


Ursula Tolkmit 

geb. Herleb 

13. April 1927-21. Juli 2012 


Petra , Jochen, Benjamin, Olga , Gerhard , Anton, Grischa, 
Lore, Günther ,; Jana , Carsten, Katharina, Sascha 


Wir mussten Abschied nehmen 

Nach langer Krankheit, aber immer noch mit Rat und Tat dabei 
verstarb unsere Friedensfreundin 


Nadja Kleinholz 


Über 30 Jahre hat sie in Schleswig-Holstein aktiv gegen Auf¬ 
rüstung und Kriegspolitik gewirkt. Große Verdienste hat sie 
am Zusammenhalt der Friedensgruppen im Lande Schleswig- 
Holstein, im Zusammenausschuss der Friedensbewegung. 

Ihre Mahnungen, ihre Vermittlung von Zusammenhänge der oft 
schwer zu durch schauenden Problematiken werden uns fehlen. 
Wir danken Ihr für den selbstlosen Einsatz und werden oft an 
sie denken. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 

Christian Koberg Annegret Hecker 
Sprecher Sprecherin 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 

Tel.: 0 46 51 /311 99 


Toskana - 
Nähe Meer 

Kleiner Öko-Hof sucht 
netten Haussitter 

0039 0566 81 478 
(rufe zurück) 

www.toscana-biohof.de 


Urlaub im 
Lotsenhaus an 
der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela 
Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
ww.ferien-im-lotsenhaus.de 



EfUschleunigimg: 

Ruhe & Natur satt im MüriUj-NüLiunal- 
park* 2 Fe Wo je 2 3 Pers. guiVÄjäihrig'in 
Kraizcbur^Granzlru Havel & Havclsccn, 
Boot & ilad Info: www.irinqg 3 p.de oder 
03 31/870796 (AB) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 


Tel./Fax: 004859/8662657, 
www.sloneczna.interleba.pl 


Wir haben Abschied genommen von unserer Genossin 


Uschi Tolkmit 


Sie verstarb nach langer mit Geduld ertragener Krankheit, ge¬ 
gen die sie immer ankämpfte. Solange sie konnte, hat sie aktiv 
die Politik ihrer Partei verfolgt und unterstützt. Sie hat ihre 
ganze Kraft in die Aktivitäten gegen Kriegspolitik und für eine 
Politik im Interesse der Menschen eingesetzt. Unvergessen sind 
ihre Puppenspiele, mit denen sie nicht nur viele Kinder erfreute. 
Wir trauern mit ihren Angehörigen. 

Tschüss Uschi, wir werden Dich nicht vergessen. 

DKP Kreisvorstand Kiel 
DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


Die große Tradition der freiheit¬ 
lich gesinnten und revolutionären 
Handwerksgesellen lebt! 

Wir gratulieren unserem Genos¬ 


sen 


Marcel 

zur bestandenen Prüfung als „An¬ 
lagenmechaniker für Sanitär, Hei- 
zungs- und Klimatechnik cc . 

Die Genossinnen und Genossen der 
DKP Solingen 



.vycitucö 


** Superior 


mm c 

Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780 0 
Fax.: Ü2972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


175» 


ISIID 


18H5 HEB 

In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüffet, 
Frühstücksbüffet Auch Senioren-Portionen. 
Lihcrnachtung/Frühstück 30,-bis 53,- £ p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP* 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-iieimes.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Wer baute das siebentorige Theben? 

In den Büchern stehen die Namen von Königen. 

Haben die Könige die Felsbrocken herbeigeschleppt? 

Und das mehrmals zerstörte Babylon- 

Wer baute es so viele Male auf? In welchen Häusern 

Des goldstrahlenden Lima wohnten die Bauleute? 

Wohin gingen an dem Abend, wo die Chinesische Mauer fertig war, 
Die Maurer? Das große Rom ist voll von Triumpfbögen. 

Wer errichtete sie? 

BERT BRECHT 

Unsere Genossen 

Wolf gang Hartmann und Claus Strümpler 

wurden im Juli 65 und 70 Jahre alt 

Euch beiden gratulieren wir herzlich nachträglich und wünschen Euch 
Kraft und Gesundheit für Euren weiteren Weg. 

In einem langen Arbeitsleben habt Ihr die Fragen der lesenden Arbeiter 
gestellt und beantwortet, für Euch und Eure Kollegen. Damit die Chroni¬ 
ken einst davon berichten, wer die Triumpfbögen und glänzenden Städte 
wirklich geschaffen hat, braucht es, dass Organisation die vielen vereinigt, 
im Kampf um ein besseres Leben hier und jetzt und eine Ordnung wo 
andere andere Chroniken schreiben. 

Wir wünschen Euch und uns, dass wir gemeinsam vorankommen auf 
dem Weg, uns selbst und viele Menschen unserer Klasse in Bewegung 
zu bringen für den Kampf um das Teewasser und eine Welt in der kein 
Mensch mehr um das Teewasser kämpfen muss. 

DKP Bezirk Land Bremen 


„ Wir sind die junge Garde ..." 

Unser Vorsitzender 

Jens Wegener 

wird am 8. August respektable 30 Jahre alt 

Ungeduldig, nachdenklich nachdenkend - so ist er, und so sind 
wir. 

Wir wünschen unserem Genossen weiterhin revolutionären 
Optimismus für unsere gemeinsame Arbeit. 

DKP Aachen 

mit freundlich-solidarischer Unterstützung der 
SDAJ Aachen 


ß«4! PHIe- 

u--4 ZeitunaderD 



Zeitung der DKP für die 

Kolleginnen und Kollegen der Beyer-Chemie-Perks 

DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Bayer laden ein: 


für Samstag. 

den 8. September 2012. ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen. Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68 

Oie Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 

Bücherstände 

Essen und Trinken: 

Kaffee und Kuchen, Leckeres vom Grill. 
Limonade, Bier vom Fass 
und noch vieles mehrl 




Bringt 
j ^ Eure 
’reunde 


s wirsind 
r die Holen. 


DKP-Bexlrfc Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 60 
51373 Leverkusen-Wlesdorf 
Tel.: 0214/4 93 23 - Fax: 0214/4 64 50 

Mail: sokrotariatÖrikp-rhDinland-wcstfalcn^Qrg 
Internet: http://www.dkp-rholnland-w ostfalcn.o fq 
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Miami Five: Fünf Stachel im Fleisch der Heuchelei 


In unmittelbarer Nachbarschaft des 
Machtzentrums der Heuchelei und 
der in Wahrheit größten Brandstif¬ 
ter der Geschichte liegt das „Wider¬ 
standsnest“ Kuba. Dessen Abgesandte 
Gerardo, Ramön, Antonio, Fernando 
und Rene befinden sich zwar seit fast 14 
Jahren in US-Haft, fungieren dort aber 
immer mehr als Stachel im Fleisch der 
Heuchelei. 

Denn auch innerhalb des US-Systems 
gibt es Kämpfer für das Recht der Un¬ 
terdrückten: Neuerdings hat sich der 
Anwalt Martin Garbus dem Verteidi¬ 
gerteam um Richard Klugh in Miami 
angeschlossen, die New York Times 
nennt ihn „legendär, einen der besten 
Anwälte des Landes“, und nach dessen 
eigener Aussage in einer Pressekon¬ 
ferenz am 13. Juni sei er persönlicher 
Freund des „besten Anwalts“, den die 
USA je gehabt hätten, gewesen - Leo¬ 
nard Weinglass. 


Neben dem bereits dazugewonnenen 
„Supreme Court“-Experten Thomas 
Goldstein ist also eine weitere Kory¬ 
phäe für die Fünf angetreten. So hat das 
Verteidigerteam am 6. Juni einen neu¬ 
en Antrag beim Bundesbezirksgericht 
in Miami auf Akteneinsicht im Rah¬ 
men des bereits am 14. Juni 2010 bean¬ 
tragten „Habeas-Corpus“-Verfahrens 
gestellt. Dieser neue Antrag basiert auf 
dem Recht des Antragstellers, Gerardo 
Hernändez, und seiner Mitangeklagten, 
zu erfahren, ob die Regierung eine ne¬ 
gative Pressekampagne finanziert hat, 
um die Verurteilung der Angeklagten 
sicherzustellen. 

Außerdem wird Gerardos Verurteilung 
zu zweimal lebenslänglicher Haft we¬ 
gen „Verschwörung zum Mord“ wegen 
des Abschusses der beiden Flugzeuge 
der kubafeindlichen „Brothers to the 
Rescue“ im Februar 1996 erneut ange- 
fochten und auf die widersprüchliche 
Beweislage hingewiesen. 


Laut der Verteidigung wäre die „recht¬ 
liche Konsequenz“ aus der Anhörung 
der Beweislage „die Aufhebung der 
Urteile“. Das aber will die Staatsan¬ 
waltschaft mit aller Macht verhindern 
und schickte daher am 6. Juli ihren 
Einspruch gegen den von Garbus ein¬ 
gereichten Antrag. 

In einem offensichtlich ausweichenden 
Schachzug versucht die US-Regierung 
so zu tun, als seien die von der Vertei¬ 
digung vorgebrachten Fakten nicht re¬ 
levant und es daher nicht nötig, weitere 
Informationen einzuholen. Die Staats¬ 
anwaltschaft versucht also, der Richte¬ 
rin Joan Lenard zu erzählen, die Be¬ 
hauptung der Verteidigung über das 
Verhalten der Journalisten, die Jury 
einzuschüchtern und zu drangsalieren, 
was Lenard während des Verfahrens 
selber beklagt hatte, sei lediglich eine 
Verschwörungstheorie und beruhe auf 
Spekulation. 


Die US-Regierung warnt Lenard da¬ 
vor, dem Antrag stattzugeben, weil 
sonst auf das „Executive Privilege“ und 
das Gesetz zum Schutz von geheimen 
Informationen (CIPA) zurückgegriffen 
werden könnte, womit die Absicht zu¬ 
gegeben wird, Beweismittel weiterhin 
verbergen und manipulieren zu wollen. 
Die Verteidigung bereitet zurzeit ihre 
Antwort darauf vor. 

Inzwischen machte auch die zuständi¬ 
ge UN-Sonderberichterstatterin Gab¬ 
riela Knaul ihre wiederholt gegenüber 
Washington geäußerte Besorgnis über 
das Gerichtsverfahren öffentlich. Am 
13. Juli wurde dennoch eine erneute 
Willkürmaßnahme der Gefängnisbe¬ 
hörden gegen Gerardo bekannt. Das 
kubanische Außenministerium be¬ 
klagte, dass Gerardo sowohl die vom 
State Department zuvor genehmigten 
Konsularbesuche von der Gefängnis¬ 
leitung verwehrt worden seien als auch 
die Beratung durch seinen Anwalt 
Martin Garbus. Garbus durfte Gerar¬ 


do schließlich doch noch im Gefängnis 
besuchen, musste aber alle Dokumente 
draußen lassen. 

Für den Erfolg der US-Anwälte ist - 
wie auch der unvergessene Leonard 
Weinglass immer wieder betont hat¬ 
te - die internationale Unterstützung 
von größter Bedeutung. So nimmt die¬ 
se trotz aller Rückschläge an Fahrt auf, 
hier nur die herausragendsten Erfolge 
im europäischen Raum: Am 9. Mai er¬ 
kannte das gesamte Schottische Parla¬ 
ment offiziell Kubas gesellschaftliche 
Errungenschaften und „die Ungerech¬ 
tigkeit, die die Miami Five erleiden 
müssen“, an, und 17 deutsche SPD-Ab- 
geordnete sprachen sich mit Brief vom 
11. Mai an den US-Justizminister für 
die Freilassung der Fünf aus. 

Am 12. September sind wieder Mahn¬ 
wachen für die Fünf vor den US-Bot- 
schaften und -Konsulaten der Welt ge¬ 
plant. 

Josie Michel-Brüning und Dirk Brüning 



Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Dampf machen für die UZ! 


010 


OK 


von den Schienen zu räumen. 


Rückfragen: 0201/225447 


Termine 


MO Hl. AUGUST 


München: „Stoppt den Export von 
Panzern nach Saudi-Arabien!“ 
24-stündige Mahnwache München- 
Allach, Krauss-Maffei-Straße / Ecke 
Reinhard-von-Frank-Straße,10.00 
Uhr bis 2.8., 10.00 Uhr. 


Dl H 2 . AUGUST 


Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlo¬ 
kal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Dortmunder Wahlkampftermine 

Informationstände werden immer am 
Freitag nachmittags um 17.00 Uhr und 
immer am Samstag vormittags um 
11.00 Uhr, zweite Schicht mittags um 
13.00 Uhr durchgeführt. Treffpunkt 
ist immer das Z, eine halbe Stunde 
vor den o. a. Terminen. Anmelden 
erwünscht im Z: 0231 814709 oder 
bei Udo: 0231 750059, Wolf gang: 0231 
4271059, Stefan 0170 1807271. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

Sie werden/ihr werdet auf dieser Seite 
die Leserbriefe vermissen. Auf drei Sei¬ 
ten dieser Ausgabe dokumentieren wir 
den Hauptantrag des Parteivorstandes 
an den 20. Parteitag der DKP. 

Die Parteidebatte wird in der nächsten 
Ausgabe weitergeführt. Wir erinnern 
hier noch einmal, dass wir mit Respekt 
voreinander diskutieren und uns um 
Inhalte streiten wollen, auch wenn 
manchmal „viel Herzblut“ dranhängt. 

Die UZ-Redaktion 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 
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E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
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Normalabonnement 


□ jährlich 

126,—Euro 

□ halbjährlich 

64,— Euro 

Förderabonnement 
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160,— Euro 
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□ Lieferung im Umschlag 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 2i. bis 27. Juli 


Samstag 

Jennifer Steeger musste aus unmittelba¬ 
rer Nähe miterleben, wie ein 24-jähriger 
im US-amerikanischen Aurora bei einer 
Kinopremiere in die Menge schoss und 
zwölf Menschen tötete. Ihr Eindruck von 
dem mutmaßlichen Täter: „Er hatte ein¬ 
fach Spaß, unschuldige Kinder, Mütter 
und Väter zu töten. Ich habe nur noch 
hysterisch geweint, weil ich es nicht ertra¬ 
gen konnte, dass Menschen ohne Grund 
umgebracht wurden.“ Ein bemerkenswer¬ 
ter letzter Satz . Doch muss er gelten von 
Aurora bis Afghanistan und von Aleppo 
bis zur Adria. 

Wie sagte Shakespeares Shylock: „ Wenn 
ihr uns stecht, bluten wir nicht? Wenn 
ihr uns kitzelt, lachen wir nicht? Wenn 
ihr uns vergiftet, sterben wir nicht? Und 
wenn ihr uns beleidigt, sollen wir uns 
nicht rächen?“ Zum Beispiel in Aurora. 

Sonntag 

Die Unüberlegtheit, mit der Philipp Rös- 
ler Politik macht, hat nur noch ein Bei¬ 
spiel: das seines Vorgängers Westerwel¬ 
le. Heute legt Rösler Griechenland den 
Austritt aus der Eurozone nahe, was den 
deutschen Steuerzahler nach konserva¬ 
tiven Berechnungen 80 Mrd. Euro kos¬ 
ten würde. Röslers Einlassungen stürzen 
Griechenland und Resteuropa nur des¬ 
wegen nicht in den Abgrund, weil auch er 
schon lange nicht mehr ernst genommen 
wird. Trotzdem ist der Mann Vizekanzler, 
was über unsere verfassungsmäßigen Zu¬ 
stände nichts Gutes aussagt. 

Montag 

Rainer Einenkel, Betriebsratsvorsitzen¬ 
der bei der Opel-AG ist heute zu Gast im 
Montalk bei WDR2. Kämpferisch ver¬ 
tritt er die Interessen der Opelarbeiter. 
Auch wenn sein Optimismus in diesem 
Falle wie das Pfeifen im Walde klingt, ist 
diese Haltung Einenkels wohl die einzig 
mögliche im Sinne der Rettung der Ar¬ 
beitsplätze. 

Unmöglich werden die Einlassungen 
des Moderators Tom Hegermann, als 
es um die ehemalige DKP-Mitglied- 
schaft Einenkels geht: „ Wie konnten Sie 
nur?“ „Klingelten keine Alarmglocken?“ 
Einenkel antwortet sachlich und be¬ 
stimmt: man konnte. Außerdem macht er 
mit wenigen Worten klar, dass in Sachen 
soziale Frage deutlich mehr gebacken ist, 
als Eieschen Hegermanns Schulweisheit 
sich träumen lasst. 


Ein starker Auftritt, Rainer. 

★ 

Vor acht Monaten trat der italienische 
Ministerpräsident Monti mit dem erklär¬ 
ten Ziel an, die Lage der italienischen 
Jugend zu verbessern. Heute ist die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit so hoch wie nie zu¬ 
vor. 36 Prozent der unter 25-jährigen Ita¬ 
liener suchen Arbeit. Seit Andreotti gibt 
es eigentlich keinen italienischen Minis¬ 
terpräsidenten, der nicht in den Knast 
gehört hätte. Italienische Zustände? Kei¬ 
neswegs, eher europäische Normalität. Es 
wird Zeit, die elektronische Fußfessel für 
Angie zu schmieden. 

Donnerstag 

Nach dem Massaker von Aurora (s. oben) 
wird heute gemeldet, dass die Waffenkäu¬ 
fe in den USA anziehen. Beide möglichen 
Gründe sind furchterregend. Es wird spe¬ 
kuliert, dass die US-Amerikaner sich mit 
Waffen eindecken, bevor der freie Ver¬ 
kauf derselben womöglich eingeschränkt 
wird. Damit hängt die zweite Überle¬ 
gung zusammen, die nach dem Überfall 
auf das Kino laut wurde. Dass die Opfer 
noch leben könnten, wenn sie bewaffnet 
gewesen wären. Dann hätten sie sich ja 
wehren können. 

Dieser Rückfall hinter Wyatt Earp ist 
dann doch des Guten zu viel. Selbst die¬ 
ser staatliche Killer hatte vor 130 Jahren 
erkannt, dass zuviel Waffen im Ort zur 
Verringerung der allgemeinen Lebens¬ 
erwartung führten. Daraufhin erließ er 
in Tombstone und anderen seiner Wir¬ 
kungsstätten ein Verbot Waffen zu tragen. 
Dass es dabei bleibt, muss nicht ewig gel¬ 
ten, immerhin sind die USA das Land der 
unbegrenzten Möglichkeiten. 

★ 

„ Wir sehen, dass wir mit interessanten 
Angeboten die Menschen zum Umstieg 
vom Auto auf den Zug bewegen können“ 
sagte Bahn-Chef Rüdiger Grube bei der 
Vorlage der Halbjahresbilanz, in der ein 
deutlicher Zuwachs der Bahnpassagiere 
und eine Abnahme der Güterbeförde¬ 
rung verzeichnet sind. Ein „ interessantes 
Angebot“ hat es gegeben, aber nicht von 
der Bahn, sondern an den Tankstellen. 
Mit jeder Benzinpreiserhöhung haben 
die Autofahrer besser verstanden, was 
die Mineralölkonzerne anboten: „Leckt 
uns am A...“ Adi Reiher 


„Die Geschichte handelt von dir“ 

Vor 145 Jahren erschien „Das Kapital“ 


Am 11. August 1867, von 145 Jahren, er¬ 
scheint in Hamburg der erste Band des 
Hauptwerkes von Karl Marx „Das Ka¬ 
pital“. Marx selbst konnte das auf drei 
Bände geplante Werk nicht vollenden. 
Sein Freund Friedrich Engels unterzog 
sich der außerordentlich komplizierten 
Aufgabe, die weiteren Bände aus dem 
Nachlass herauszugeben. 

Zur Bedeutung des Werkes kann nie¬ 
mand authentischer sprechen als die 
beiden Schöpfer des wissenschaftlichen 
Sozialismus selbst. 

Im Vorwort zur ersten Ausgabe schreibt 
Marx: „Der Physiker beobachtet Na¬ 
turprozesse entweder dort, wo sie in der 
prägnantesten Form und von störenden 
Einflüssen mindest getrübt erscheinen, 
oder, wo möglich, macht er Experimen¬ 
te unter Bedingungen, welche den rei¬ 
nen Vorgang des Prozesses sichern. Was 
ich in diesem Werk zu erforschen habe, 
ist die kapitalistische Produktionswei¬ 
se und die ihr entsprechenden Produk¬ 
tions- und Verkehrsverhältnisse. Ihre 
klassische Stätte ist bis jetzt England. 
Dies der Grund, warum es zur Haupt¬ 
illustration meiner theoretischen Ent¬ 
wicklung dient. Sollte jedoch der deut¬ 
sche Leser pharisäisch die Achseln zu¬ 
cken über die Zustände der englischen 
Industrie- und Äckerbauarbeiter oder 
sich optimistisch dabei beruhigen, daß 
in Deutschland die Sachen noch lange 
nicht so schlimm stehn, so muß ich ihm 
zurufen: De te fabula narratur! (Der 
vollständige Satz von Horaz lautet: 
„mutato nomine/de te fabula narratur“, 
„Der Name ist geändert, aber die Ge¬ 
schichte handelt von dir.“ 


In seiner Grabrede für Marx würdigt 
Engels dessen wissenschaftliche Ver¬ 
dienste: „Wie Darwin das Gesetz der 
Entwicklung der organischen Natur, 
so entdeckte Marx das Entwicklungs¬ 
gesetz der menschlichen Geschichte: 
die bisher unter ideologischen Über¬ 
wucherungen verdeckte einfache Tat¬ 
sache, dass die Menschen vor allen 
Dingen zuerst essen, trinken, wohnen 
und sich kleiden müssen, ehe sie Poli¬ 
tik, Wissenschaft, Kunst, Religion usw. 
treiben können; daß also die Produkti¬ 
on der unmittelbaren materiellen Le¬ 
bensmittel und damit die jedesmalige 
ökonomische Entwicklungsstufe ei¬ 
nes Volkes oder eines Zeitabschnitts 
die Grundlage bildet, aus der sich die 
Staatseinrichtungen, die Rechtsan¬ 
schauungen, die Kunst und selbst die 
religiösen Vorstellungen der betreffen¬ 
den Menschen entwickelt haben, und 
aus der sie daher auch erklärt werden 
müssen - nicht, wie bisher geschehen, 
umgekehrt. 

Damit nicht genug. Marx entdeckte 
auch das spezielle Bewegungsgesetz 
der heutigen kapitalistischen Produk¬ 
tionsweise und der von ihr erzeugten 
bürgerlichen Gesellschaft. Mit der 
Entdeckung des Mehrwerts war hier 
plötzlich Licht geschaffen, während alle 
früheren Untersuchungen, sowohl der 
bürgerlichen Ökonomen wie der sozia¬ 
listischen Kritiker, im Dunkel sich ver¬ 
irrt hatten.“ 

Es gibt bis heute kein Buch, in dem die¬ 
se Erkenntnisse klarer und eindringli¬ 
cher niedergelegt sind als im Kapital. 
Bis heute d i e Pflichtlektüre für jeden, 
der dem Kapitalismus ein Ende setzen 
will. AR 



... befindet sich diese Eisbärenfamilie in Grönland. 

Dort schmilzt der gigantische Eispanzer immer schneller. Die Folgen treffen nicht nicht nur Eisbären sondern die ganze 
Welt. Immer mehr spricht dafür, dass der Anstieg des Meeresspiegels in diesem Jahrhundert deutlich über der „gemäßig¬ 
ten“ Variante von einem Meter liegen wird. Ein großer Teil der Landfläche wird damit verschwinden. 


Mary Poppins und 
die Pax Britannica 

Eröffnungsfeier der 30. Olympiade in London 



Der berühmte britische Humor überschreitet bisweilen die Grenze zur Infantilität. 


Die Queen springt mit dem 
Fallschirm über dem Olym¬ 
pia-Stadion ab, zu den Klän¬ 
gen des Ultra-Hits der Rolling 
Stones „Satisfaction“ rockt 
eine Rollstuhlfahrerin (Mick 
Jagger: „Ich werde den Song 
n i c h t im Rollstuhl singen“), 

Rowan Atkinson als „Mr. 

Bean“ vervollständigt das 
London Symphony Orchestra. 

Das waren keine wirklichen 
Perlen des sprichwörtlichen 
britischen Humors bei der 
Eröffnungsfeier der olympi¬ 
schen Spiele am vergangenen 
Freitag in London. 

Künstlerischer Leiter der Ver¬ 
anstaltung war der Filmregis¬ 
seur Danny Boyle, Produzent 
sein Kollege Stephen Daldry, 
der auch die künstlerische 
Gesamtaufsicht hatte, musi¬ 
kalische Leiter waren Rick 
Smith und Karl Hyde von der 
Elektronik-Band Underworld. 

Das Motto hieß The Isles of 
Wonder(„Die Inseln der Wunder“). 
Unübersehbar war der Versuch auf der 
Basis von Gelassenheit, Humor und po¬ 
litischer Korrektheit, einen fröhlichen 
Gegenentwurf zur angeblich bombas¬ 
tischen Feier von Peking abzuliefern. 
Trotz des Einsatzes möglichst vieler 
britischer Weltstars gelang das nicht. 
Die Queen wirkte abwesend, nachdem 
„James Bond“ sie aus dem Hubschrau¬ 
ber geschupst hatte; Kenneth Brannagh 
spazierte gespreizt über den Platz, an 
dem er fahl schien; der Versuch die 
britische Geschichte (der Industriali¬ 
sierung) schwebte im luftleeren Raum 
des Unverständnisses gesellschaftlicher 
Prozesse; Paul McCartney machte sich 
lächerlich, als er die Zuschauer zum 
Mitsingen animierte („Hey Jude“ allein 
hätte völlig gereicht). Zum eigentlichen 
- unfreiwilligen - Symbol der Spiele im 
Weltzentrum des Kapital-Casinos wur¬ 
de der Auftritt von „Mary Poppins“. Als 
Teil des dreisten Versuches, das maro¬ 
de britische Gesundheitssystem als 
großartig zu verkaufen, hatte man die 
Albträume schlafender Kinder darge¬ 
stellt. Deren Nachtruhe wurde bild¬ 
lich gefährdet vom sprichwörtlichen 
schwarzen Mann, der - trau, schau wem 


- Osama Bin Laden zufällig ähnlich sah. 
Gerettet wurden die Kinder von einer 
Brigade von „Mary-Poppins“-Darstel¬ 
lerinnen, die bezeichnender Weise wie 
die Fallschirmjäger in die Arena einfie¬ 
len und dem schwarzen Mann den Gar¬ 
aus machten. Spätestens hier geriet die 
Veranstaltung zur offenen Rechtferti¬ 
gung der Pax Britannica (und Ameri- 
cana), unter der die Welt seit zwei Jahr¬ 
hunderten stöhnt. 

Stöhnen und vor allem Gähnen mach¬ 
ten einen die Längen der Veranstal¬ 
tung deutlich. Das war nicht nur der 
späten Stunde, die das US-amerika¬ 
nische Fernsehen als Hauptgeldgeber 
erzwungen hatte, geschuldet. Hopsen¬ 
de Fröhlichkeit ist eben nur mit ecstasy 
dauerhaft zu ertragen. 

Es folgten die olympischen Rituale. 
Die Fahne geriet wie immer aus den 
Händen von Philanthropen in die des 
Militärs. Der Einmarsch der Nationen 
bot die übliche Routine, eine leicht 
durchgeknallte deutsche Olympia- 
Mannschaft und die angesichts der im¬ 
perialen Verstrickung Großbritanniens 
verlogene Fiktion der Geschwisterlich- 
keit aller teilnehmenden 204 Nationen. 
Immerhin gelang deren Zusammenfüh¬ 


rung symbolisch beeindruckend bei der 
Entzündung der olympischen Flamme. 
Und der Sport? Der bleibt solange tot, 
wie die vereinigten Athleten im Mit¬ 
telraum des Olympiastadions alle vier 
Jahre die größte weltweite Ansamm¬ 
lung gedopter Menschen ist. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Falls das Wetter schlecht ist, kann man sich 
heute So., 6.8., zwei der besten Filme von 
Billy Wilder so einigermaßen nacheinander 
„reinziehen“: 

Zeugin der Anklage, 

22.50-0.40 Uhr, sr 

Manche mögend heiß. 

0.00-2.00 Uhr, ard 

Das Mafia-Paradies, D 2012 

In den 50er Jahren war Kuba fest im Griff 
der US-amerikanischen Mafia - ein nicht 
unwesentlicher Grund des Erfolges der 
Revolution. 

Di., 7.8., 21.40-22.35 Uhr, arte 



















